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Das Cedefop unterstitzt die Euro-
paische Kommission dabei, durch
den Informationsaustausch und
Erfahrungsvergleich zu Themen
von gemeinsamem Interesse flr
die Mitgliedstaaten die Berufsbil-
dung und die standige Weiterbil-
dung auf Gemeinschaftsebene zu
fordern und weiterzuentwickeln.

Es stellt Verbindungen zwischen
der Berufsbildungsforschung,
-politik und -praxis her. Es verhilft
den politischen Entscheidungstra-
gern und praktisch Tatigen auf al-
len Ebenen der EU zu einem bes-
seren Verstandnis der Entwicklun-
gen im Bereich der Berufsbildung,
um ihnen Schluf3folgerungen fiir
kunftige Tatigkeiten zu erleich-
tern. Es bemuht sich ferner dar-
um, Wissenschaftler und Forscher
zur Ermittlung von Entwicklungs-
tendenzen und Zukunftsfragen
anzuregen.

Der Verwaltungsrat des Cedefop
hat sich flr den Zeitraum 2000 bis
2003 auf eine Reihe mittelfristiger
Prioritaten verstandigt. In ihrem
Rahmen konzentrieren sich die
Tatigkeiten des Cedefop auf vier
Hauptthemenbereiche:

[ Férderung der Kompetenzen
und des lebensbegleitenden Ler-
nens;

[0 Forderung neuer Lernformen
im gesellschaftlichen Wandel;

[0 Forderung von Beschaftigung
und Wettbewerbsfahigkeit;

[J Verbesserung des gegenseitigen
Verstandnisses und der Transpa-
renz in Europa.
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Die von den Autoren geduBerten Ansichten decken sich nicht notwendiger-
weise mit der Position des Cedefop. In der Europaischen Zeitschrift flr Be-
rufshildung haben die Autoren das Wort, um ihre Analysen und unterschied-
lichen, teilweise sogar gegenséatzlichen Standpunkte darzulegen. Auf diese
Weise will die Zeitschrift einen Beitrag zur kritischen Diskussion leisten, die
fir die Zukunft der beruflichen Bildung auf europaischer Ebene unerlaZlich

Ist.

Haben Sie Interesse daran, einen Beitrag zu verfassen?
Dann lesen Sie bitte Seite 98.




Editorial

In der Diskussion tber den Reformbedarf
der Berufshildungssysteme herrscht heu-
te weitgehend Einigkeit und es geht in-
zwischen nicht mehr darum, ob, sondern
vielmehr welche Verédnderungen geboten
sind.

Die vorliegende Ausgabe der Europai-
schen Zeitschrift setzt sich mit einigen
zentralen politischen Fragen in Bezug
darauf auseinander, welcher Kurs bei der
Reform der Berufshildung eingeschlagen
werden sollte. Jedoch werden zur Berei-
cherung der Debatte berufshildungs-
politische Fragen in diesem Heft in den
Kontext der geschichtlichen Entwicklung
der européischen Berufshildungspolitik
eingebettet und neueren Erkenntnissen
aus wichtigen Forschungsarbeiten zu den
zukinftigen Kompetenzbedirfnissen ge-
genibergestellt.

Der weit verbreitete Konsens tber die
Notwendigkeit von Reformen, der politi-
sche Entscheidungstrager, praktisch Téti-
ge und Forscher aus der gesamten EU
vereint, ist von wesentlicher Bedeutung
und Uberaus positiv. Er erleichtert den
Meinungs- und Gedankenaustausch und
- was besonders wichtig ist - fordert die
Aufgeschlossenheit flir neue Ideen.

Verénderungen sind fur Berufshildungs-
systeme freilich nichts Neues und wer dies
etwa glaubt, befindet sich im Irrtum. Viel-
mehr haben sich die Systeme der berufli-
chen Bildung im Laufe der letzten Jahr-
zehnte als duBerst dynamisch erwiesen,
wie der Artikel (der erste von zwei Bei-
tragen zum Thema) ,Der politische und
rechtliche Rahmen fir die Entwicklung
der Berufshildungspolitik in der Européi-
schen Union“ von Steve Bainbridge und
Julie Murray belegt. Dieser Artikel zeich-
net die Entwicklung der européischen
Berufsbildungspolitik vom Vertrag von
Rom im Jahre 1957 bis zur Unterzeich-
nung des Vertrags von Maastricht im Jah-
re 1992 nach. Er zeigt auf, wie die Be-
rufshildung angesichts der Herausforde-
rungen, die aus dem Anstieg der Arbeits-
losigkeit, der sozialen Ausgrenzung und
dem technologischen Wandel erwuchsen,
immer mehr zu einem wichtigen Instru-
ment der Wirtschafts- und Sozialpolitik

BERUFSBILDUNG NR. 20

wurde. Die historische Perspektive, die
dieser Beitrag vermittelt, kann wertvolle
Erkenntnisse und Lehren fiir die zukinf-
tige Politikgestaltung liefern.

Nach der Beleuchtung der Vergangenheit
wendet sich die Zeitschrift den aktuellen
Fragen zu, vor denen die Berufshildungs-
politik heute angesichts des immer rasan-
teren wirtschaftlichen, gesellschaftlichen
und technologischen Wandels steht. Hier-
zu wird zunéchst das ,Berliner Memoran-
dum zur Modernisierung der beruflichen
Bildung. Leitlinien fir die Schaffung ei-
nes dualen, pluralen und modularen Sy-
stems (DPM-Systems) des lebensbeglei-
tenden Lernens” des Beirats der Berliner
Senatsverwaltung fiir Arbeit, Berufliche
Bildung und Frauen wiedergegeben. Wie
dieses Memorandum zeigt, muss sich
selbst das weithin bewunderte und hoch
geschétzte deutsche Berufsbildungssystem
wandeln, wenn dessen traditionelle Leis-
tungsstarke und hoher Qualitatsstandard
erhalten bleiben soll. Allerdings wird in
dem Diskussionspapier ebenso darauf
hingewiesen, dass die Schwierigkeit da-
rin liegt, bei der Einfihrung notwendiger
Reformen zugleich die Starken des Sys-
tems zu bewahren.

Auf das Berliner Memorandum folgt ein
Beitrag einer informellen Arbeitsgruppe
von Arbeitgebervereinigungen aus sieben
EU-Mitgliedstaaten, ,Auf der Suche nach
Qualitat in Schulen®. Dieser ist aus ver-
schiedenen Griinden interessant. Zum ei-
nen spiegelt sich darin eine EU-weite
Ubereinstimmung tiber die Notwendigkeit
von Reformen wider sowie das starke
Engagement der Arbeitgeber - die zu den
wichtigsten Investoren in Bezug auf die
Entwicklung und Nutzung von Kompeten-
zen zahlen - in der Frage, welcher Kurs
bei solchen Reformen verfolgt werden
sollte. Und obschon sich der Artikel vor-
nehmlich auf das allgemein bildende
Schulwesen bezieht, machen die darin
aufgeworfenen Fragen deutlich, dass die
Berufsbildung nicht véllig isoliert von
anderen Bereichen des Bildungswesens
betrachtet werden darf. Dieser Gesichts-
punkt kommt auch in einer anderen wich-
tigen (hier nicht wiedergegebenen) bil-
dungspolitischen Stellungnahme der
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1) UNICE (2000): For education and
training policies which foster com-
petitiveness and employment (die sie-
ben Prioritaten der UNICE), Brussel.
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Union der Industrie- und Arbeitgeberver-
bénde Europas (UNICE)* zum Ausdruck.
Die Zeitschrift hat den Européischen Ge-
werkschaftsbund (EGB) dazu aufgefor-
dert, seine diesbeziiglichen Standpunkte
darzulegen.

Der Beitrag von Senker et al., ,Arbeiten,
um zu lernen: ein ganzheitlicher Ansatz
fur die Erstausbildung Jugendlicher”,
schlégt einen denkbaren Kurs flr die be-
rufliche Bildung im Vereinigten Kdnig-
reich vor. Der Artikel analysiert die Er-
fahrungen eines Berufsbildungssystems,
das in den letzten Jahren einen tief grei-
fenden Wandel durchlaufen hat. Trotz der
umfassenden Verdnderungen, die sich in
diesem Bereich im Vereinigten Konigreich
vollzogen haben, weist das britische Sys-
tem, wie der Artikel aufzeigt, nach wie
vor einige grundlegende Schwéchen auf.
Dabei schildern die Autoren eine Reihe
von Diskrepanzen zwischen den erklar-
ten Zielen und Absichten, die mit Refor-
men verfolgt wurden, und den tatsach-
lich erzielten Ergebnissen. Dies unter-
streicht, wie wichtig effektive Institutio-
nen und Instrumente fur die Umsetzung
bildungspolitischer Vorhaben sind. Der
Beitrag macht deutlich, dass neben den
Inhalten auch die Art und Weise der
Durchfihrung von Reformen in die Dis-
kussion einbezogen werden muss.

AbschlieBend behandelt die Zeitschrift in
einer Reihe von drei Artikeln ein For-
schungsprojekt zum Thema Berufshildung
fur gering qualifizierte Menschen, und zwar
in den Beitragen ,Gering qualifizierte Per-

sonen am europdischen Arbeitsmarkt: auf
dem Weg zu einer Mindestlernplattform?*
von Eugenia Kazamaki Ottersten und
Hilary Steedman, ,Das Konzept einer
Mindestlernplattform — Bildungsinhalte und
Methoden zur Férderung gering qualifizier-
ter Personen“ von Arthur Schneeberger
sowie ,Die Schaffung einer allgemeinen
Mindestlernplattform — kritische Fragen mit
Auswirkungen auf Strategien und politische
Optionen“ von Roberto Carneiro. Diese
Artikel erértern die ersten Ergebnisse des
Projekts ,New job skills and the low-
skilled” (,Newskills*), die nahe legen, dass
gering qualifizierten Personen mdglicher-
weise am besten dadurch zu helfen wére,
dass man den Zustrom gering Qualifizier-
ter auf den Arbeitsmarkt reduziert. Das
Projekt untersucht auch das Konzept ei-
ner ,Mindestlernplattform®, die in ihren
Grundzligen zum Ziel fur alle Birger in
Europa erklért werden koénnte. Darunter
ist eine Reihe von Kompetenzen zu ver-
stehen, die unter anderem Eigenschaften
umfassen, welche Voraussetzung fir den
effektiven Einsatz am Arbeitsplatz und fur
die Fahigkeit sind, dort und anderswo zu
lernen und sich bei der Arbeit und in der
Gesellschaft weiterzuentwickeln.

Die Debatte Uber den kiinftigen Kurs der
Berufshildungspolitik ist eine lberaus
wichtige Debatte. Sie muss sich auf eine
solide Sachkenntnis griinden, damit dies-
bezliglich wohl fundierte und nachvoll-
ziehbare Entscheidungen getroffen wer-
den konnen. Wir hoffen, dass das vorlie-
gende Heft als Beitrag zu diesem Prozess
gesehen wird.

Steve Bainbridge
Chefredakteur
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~Die Berufshildungspolitik auf europdischer Ebene lasst sich als handlungs-
orientiert bezeichnen. Die Gemeinschaft hat dabei als wichtiger Bezugspunkt fir
die Konzeption der Berufshildungspolitik auf einzelstaatlicher Ebene gedient

und die Zusammenarbeit durch praxisbezogene MaBnahmen, beispielsweise

durch Modellversuche, den Informations- und Erfahrungsaustausch sowie den
Austausch von Personen geférdert.”

Aktuelle politische Fragen

Berliner Memorandum zur Modernisierung der beruflichen Bildung.
Leitlinien fur die Schaffung eines dualen, pluralen und modularen

Systems (DPM-Systems) des lebensbegleitenden Lernens ............ccocoecvvveene
Mit dem ,,Berliner Memorandum zur Modernisierung der beruflichen Bildung“

hat der Beirat der Berliner Senatsverwaltung fur Arbeit, Berufliche Bildung und
Frauen im September 1999 ein Strategiepapier vorgelegt, das nicht nur bestehen-

de Probleme benennt, sondern Lésungsansatze zur Diskussion stellt.

Auf der Suche nach Qualitét in Schulen

Der Standpunkt der Arbeitgeber......cccoiiiii i
Informelle Arbeitsgruppe der Arbeitgebervereinigungen

Reformen sind eine dringende Notwendigkeit. Die Herausforderung besteht

heute darin, Anreize zur kontinuierlichen Erhéhung der Qualitat in die natio-
nalen Bildungssysteme einzubauen.

Arbeiten, um zu lernen: ein ganzheitlicher Ansatz

fUr die Erstausbildung Jugendlicher ..o
Peter Senker, Helen Rainbird, Karen Evans, Phil Hodkinson, Ewart Keep

Malcolm Maguire, David Raffe, Lorna Unwin

Zur Bewadltigung der grundlegenden Probleme, an denen die betriebliche
Erstausbildung in GroRbritannien leidet, ist eine koharente Strategie erforder-

lich.

Diskussion - Entwicklungen in der Politik

Gering qualifizierte Personen am europdischen Arbeitsmarkt:

auf dem Weg zu einer Mindestlernplattform? ...,
Eugenia Kazamaki Ottersten, Hilary Steedman

Gering qualifizierten Personen ware moglicherweise am besten zu helfen, indem
man den Zustrom gering Qualifizierter auf den Arbeitsmarkt verringert und

eine ,,Mindestlernplattform* einflihrt — eine Reihe von Kompetenzen, die unter
anderem Eigenschaften umfassen, welche Voraussetzung fur den effektiven

Einsatz am Arbeitsplatz sowie flir die Fahigkeit sind, dort und anderswo zu

lernen und sich in der Arbeit und in der Gesellschaft weiterzuentwickeln.
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Das Konzept einer Mindestlernplattform - Bildungsinhalte

und Methoden zur Férderung gering qualifizierter Personen ...........c..........
Arthur Schneeberger

Bildung und Ausbildung mussen ein breites Spektrum an Lernmdglichkeiten

bieten, die verschiedene Lerngeschwindigkeiten und Lernorte zulassen.

Die Schaffung einer allgemeinen Mindestlernplattform - kritische

Fragen mit Auswirkungen auf Strategien und politische Optionen .............
Roberto Carneiro

Die Sicherung einer Mindestlernplattform fur alle stellt eine ungeheuere Heraus-
forderung an die europdischen Institutionen.

Lektlire zum Thema
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Der politische und
rechtliche Rahmen fur
die Entwicklung der
Berufsbildungspolitik
INn der Europaischen

Union

Teil I - Vom Vertrag von Rom
zum Vertrag von Maastricht

Einleitung

Der hier untersuchte Politikrahmen fur die
Berufsbildung beinhaltet den ,gemein-
schaftlichen européischen Besitzstand*
(acquis communautaire), d.h. die Ge-
samtheit aller gesetzlichen Regelungen der
Gemeinschaft, welche den Mitgliedstaaten
oder Einzelpersonen Verpflichtungen im
Bereich der beruflichen Bildung auferle-
gen. In diesem Artikel wird der ,Besitz-
stand“ relativ weit ausgelegt und umfasst
hier:

(a) Rechtsinstrumente der Européischen
Gemeinschaft — Verordnungen, Richt-
linien, Entscheidungen/Beschliisse und
Empfehlungen;

(b) Urteile des Europaischen Gerichtsho-
fes;

(c) nicht rechtsverbindliche politische
Erklarungen — Schlussfolgerungen und
EntschlieBungen des Ministerrats —, die
Mitteilungen sowie die Weill- und Griin-
bicher der Europaischen Kommission und
die Gemeinsamen Stellungnahmen der
Sozialpartner.

Der vorliegende Beitrag beleuchtet die
Entwicklung des Politikrahmens unter
Beriicksichtigung der nach und nach ver-

abschiedeten Vertragsartikel mit direktem
Bezug zur Berufsbildungspolitik. Nicht
behandelt werden hier hingegen diejeni-
gen Artikel in den Vertradgen bzw. politi-
schen Entwicklungen, die mit dem Euro-
paischen Sozialfonds zusammenhéangen.

Im Zeitraum von 1957 bis 1992 gewann
die Berufshildung infolge des wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Wandels
kontinuierlich an Profil und Bedeutung.
Der Politikrahmen in der EU wurde viel-
fach modifiziert, um den jeweils aktuel-
len Gegebenheiten Rechnung zu tragen,
und hat damit die Entwicklung der Be-
rufsbildung zu einem wichtigen Instru-
ment der Beschaftigungs- und aktiven
Arbeitsmarktpolitik geférdert.

Wie im vorliegenden Artikel gezeigt wird,
hat der Politikrahmen, den der ,européi-
sche Besitzstand“ konstituiert, die Ent-
wicklung der Berufshildung grundsatzlich
in zweifacher Weise unterstiitzt. Zum ei-
nen hat er eine Debatte zwischen den
Mitgliedstaaten in Gang gebracht und so
dafiir gesorgt, dass einzelstaatliche Fra-
gen in einem gréBeren Zusammenhang
erdrtert und gemeinsame Interessen-
schwerpunkte herausgearbeitet werden
konnten. Auf diese Weise stellte die Eu-
ropdische Union einen wichtigen Bezugs-
punkt fir die Konzeption der Berufs-
bildungspolitik auf einzelstaatlicher Ebe-
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Steve
Bainbridge
Cedefop,
Thessaloniki

Julie Murray

Cedefop,
Thessaloniki

Der vorliegende Beitrag ist
der erste von zwei Artikeln,
in denen die Entwicklung
und Durchfihrung des
Politikrahmens auf dem
Gebiet der Berufsbildung in
der Europdischen Union
von der Grindung der Eu-
ropdischen Wirtschaftsge-
meinschaft durch den Ver-
trag von Rom im Jahre 1957
bis zum Inkrafttreten des in
Amsterdam unterzeichne-
ten Vertrags Uber die Euro-
paische Union im Mai 1999
dargestellt werden.

Dieser Artikel beleuchtet
den Zeitraum ab der Verein-
barung der gemeinsamen
Politik der Berufsausbil-
dung im Vertrag von Rom
bis zu deren Ablésung
durch eine Berufsbildungs-
politik der Gemeinschaft,
welche durch den 1992 in
Maastricht unterzeichneten
Vertrag Gber die Europai-
sche Union eingefihrt wur-
de. Der Zeitraum von 1992
bis zur Gegenwart wird in
einem zweiten Beitrag be-
handelt, der in der néach-
sten Ausgabe der Europai-
schen Zeitschrift erschei-
nen wird.

Cedefop
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»,Dburch einen rechtsver-
bindlichen Beschluss wurde
(...) die im Vertrag von Rom
vorgesehene gemeinsame
Politik der Berufsausbil-
dung geschaffen.”

~In politischer Hinsicht hob
die gemeinsame Politik der
Berufsausbhildung auf eine
enge und umfassende Zu-
sammenarbeit zwischen
den Mitgliedstaaten ab.
Laut Definition handelte es
sich bei dieser Politik um
ein gemeinsames zusam-
menhangendes und schritt-
weises Vorgehen sowohl
auf Mitgliedstaatenebene
wie auch auf europaischer
Ebene, und Ziel war die
Umsetzung (...) (des) Be-
schluss(es) von 1963 (...).“
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ne dar. Zum anderen férderte man uber
die Jahre hinweg durch verschiedene
Initiativen und Programme praxisbezoge-
ne Mallnahmen, beispielsweise Modellver-
suche, den Informations- und Erfahrungs-
austausch sowie den Austausch von Per-
sonen. Diese haben die europaweite Zu-
sammenarbeit vieler verschiedener Betei-
ligter zur Verbesserung der Berufsbildung
erleichtert.

Durch einen rechtsverbindlichen Be-
schluss wurde 1963 der Rahmen fur die
im Vertrag von Rom vorgesehene gemein-
same Politik der Berufsausbildung ge-
schaffen®. In den darauf folgenden Jah-
ren wurde dieser Rahmen immer wieder
durch nicht rechtsverbindliche politische
Erklarungen angepasst, welche die Rich-
tung fir die politische Entwicklung vor-
gaben und dariiber hinaus die Finanzie-
rung einer Reihe praktischer MaBnahmen
sicherten. Obwobhl sie keine Gesetzeskraft
hatten, erwiesen sich die politischen Er-
klarungen und die durch sie eingefihr-
ten MalRnahmen als wirkungsvoll, weil die
Mitgliedstaaten sie auf hochster Ebene
nachhaltig politisch unterstiitzten.

Anfang der 80er Jahre wurde hingegen
beschlossen, dass die Finanzierung von
Aktionen auf europdischer Ebene auf dem
Gebiet der Berufshildung ebenso wie in
anderen Bereichen nur noch durch rechts-
verbindliche Rechtsakte geregelt werden
sollte. Dies l6ste zusammen mit einer
Reihe grundlegender Entscheidungen des
Européischen Gerichtshofes in den
Mitgliedstaaten eine gewisse Besorgnis
Uber die wachsende Einflussnahme Eu-
ropas auf die einzelstaatliche Bildungs-
und Berufshildungspolitik aus. Als Folge
davon wandelte man die im Vertrag von
Rom vorgesehene gemeinsame Politik der
Berufsausbildung 1992 in eine Berufs-
bildungspolitik der Gemeinschaft um, die
die Aufgabe hatte, die einzelstaatlichen
MalRnahmen zu unterstitzen und zu er-
génzen; hierdurch wurde die bis dahin
implizite Haltung explizit zum Ausdruck
gebracht, dass die Verantwortung fur Ge-
staltung und Inhalt der beruflichen Bil-
dung bei den Mitgliedstaaten lag.

Die vorstehend angesprochenen Entwick-
lungen werden in diesem Artikel ausfiihr-
licher erldutert. Der Artikel beschreibt fer-
ner, wie die Sozialpartner bei der Gestal-
tung der Politik zunehmend an Einfluss

gewonnen haben, und setzt sich mit der
Frage auseinander, welchen Beitrag die
Berufsbildung zur Freiziigigkeit der Ar-
beitnehmer leistet.

Der Vertrag von Rom:
eine gemeinsame Politik
der Berufsausbildung

Zu den Bestimmungen zur Regelung so-
zialer Fragen, die im Vertrag von Rom zur
Errichtung der Europdischen Wirtschafts-
gemeinschaft enthalten waren, z&hlte auch
Artikel 128. Wie dieser Artikel verfiigt,

... stellt der Rat in Bezug auf die Berufs-
ausbildung allgemeine Grundsatze zur
Durchfiihrung einer gemeinsamen Poli-
tik auf, die zu einer harmonischen Ent-
wicklung sowohl der einzelnen Volkswirt-
schaften als auch des Gemeinsamen
Marktes beitragen kann.

Diese wurden mit dem Beschluss des Ra-
tes vom 2. April 1963! Uber die Aufstel-
lung allgemeiner Grundsatze fur die
Durchfiihrung einer gemeinsamen Politik
der Berufsausbildung festgelegt (vgl. Ka-
sten am Ende des Artikels). Der Beschluss
aus dem Jahre 1963 regelte die Formen
der geplanten Zusammenarbeit und blieb
trotz spaterer Anderungen des Vertrags in
Kraft.

In politischer Hinsicht hob die gemeinsa-
me Politik der Berufsausbildung auf eine
enge und umfassende Zusammenarbeit
zwischen den Mitgliedstaaten ab. Laut
Definition handelte es sich bei dieser
Politik um ein gemeinsames zusammen-
hangendes und schrittweises Vorgehen
sowohl auf Mitgliedstaatenebene wie auch
auf europaischer Ebene, und Ziel war die
Umsetzung der zehn im Beschluss von
1963 angefiihrten Grundsatze.

Der Beschluss sah unterschiedliche For-
men der Zusammenarbeit zur Verwirkli-
chung der Grundsatze vor, unter ande-
rem Studien und Forschungsarbeiten und
einen Informations- und Erfahrungsaus-
tausch. Auch ein gewisses MaR an Har-
monisierung war vorgesehen. GemaR dem
achten Grundsatz sollte die gemeinsame
Politik der Berufsausbildung so beschaf-
fen sein, dass sie die schrittweise Anglei-
chung der Ausbildungsniveaus erlaubte,



um eine gegenseitige Anerkennung der
Qualifikationen zu erreichen. Eine Zusam-
menarbeit sollte jedoch nicht nur dann
maglich sein, wenn alle Mitgliedstaaten
zugleich an denselben Fragen arbeiteten.
Der Beschluss legte der Européischen
Kommission nahe, gegebenenfalls auch
zwei- oder mehrseitige Abkommen abzu-
schlieRen.

Die Verwirklichung der Grundsatze war
Aufgabe der Mitgliedstaaten und der Eu-
ropéischen Kommission gleichermalRen.
Der Beschluss bot jedoch keine eindeuti-
ge Regelung der Frage, wie sich die Zu-
standigkeiten fur die Verwirklichung der
Grundsatze zwischen den beiden Seiten
verteilen sollten. Zwar legte er den Gel-
tungsbereich einer gemeinsamen Politik
der Berufsausbildung fest — die Ausbil-
dung Jugendlicher und Erwachsener, die
fir eine Berufstéitigkeit bis zu mittleren
FUhrungspositionen in Betracht kommen
oder eine solche Tatigkeit bereits aus-
Uben -, er bot jedoch keine Definition des
Begriffs der Berufsbildung.

Die gemeinsame Politik der Berufsausbil-
dung war jedoch nicht mit der gemeinsa-
men Politik in anderen Bereichen ver-
gleichbar, beispielsweise mit der Land-
wirtschafts-, der Verkehrs- oder der
Wettbewerbspolitik. In diesen Politikbe-
reichen bestanden auf europdischer Ebe-
ne umfangreiche Entscheidungsbefugnisse
- man sprach auch von der Zustandigkeit
der Gemeinschaft —, und die Mitglied-
staaten waren demgemaR gezwungen, die
einzelstaatlichen Strukturen bzw. Regelun-
gen gegebenenfalls an européische Rege-
lungen anzupassen. Im Bereich der Be-
rufshildung sollten nicht so sehr der Auf-
bau bzw. die Gestaltung der beruflichen
Bildung im Zentrum der Bemiihungen ste-
hen, es ging vielmehr darum, einheitli-
che Standards auf dem Gebiet der Befa-
higungsnachweise, Abschlusszeugnisse
und Prifungen zu erreichen.

Die Durchfiihrung der ge-
meinsamen Politik der Be-
rufsausbildung

Gestutzt auf den Beschluss aus dem Jah-
re 1963, der den Politikrahmen darstellte,
begann die Durchfiihrung mit der Institu-
tionalisierung der Rolle, welche die Sozial-
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partner neben den Mitgliedstaaten bei der
Politikgestaltung spielten, und zwar durch
die Einrichtung des Beratenden Ausschus-
ses flr die Berufsausbildung? im Dezem-
ber 1963, der Stellungnahmen zu allge-
meinen oder grundsétzlichen Fragen der
Berufsausbildung unterbreiten sollte. Dem
folgte eine Empfehlung der Europdischen
Kommission, mit der ein Berichtsver-
fahren zum Informations- und Erfahrungs-
austausch auf dem Gebiet der Berufsbe-
ratung auf den Weg gebracht wurde®.
Zudem konzentrierte man sich auf die
Angleichung der Ausbildungsniveaus, um
die Freizligigkeit der Arbeitnehmer zu
fordern, und 1970 verabschiedete der Rat
eine Empfehlung tber die Anwendung
eines Européischen Berufsbildes fur die
Ausbildung von Facharbeitern an spanen-
den Werkzeugmaschinen*. 1971 kam die
Européische Kommission jedoch zu dem
Schluss, dass die im Gefolge des Beschlus-
ses von 1963 geleistete Arbeit nicht zu den
erhofften Ergebnissen geflihrt hatte®. Als
Grinde hierfir wurden mangelnde Erfah-
rungen mit Methoden zur Umsetzung ab-
strakter Grundsétze in konkrete Projekte
angefiihrt, auch sei nicht streng genug un-
terschieden worden zwischen kurzfristi-
gen Aktionen und langerfristigen Zielen,
und schlieRlich seien die verfligbaren
Mittel unzureichend gewesen.

Die Phase der Entschliefungen

Ab Mitte der 70er bis Mitte der 80er Jahre
war die Durchfiihrung der gemeinsamen
Politik der Berufsaushildung durch eine
Reihe von nicht rechtsverbindlichen Ent-
schlieBungen des Ministerrats gekennzeich-
net (in Bereichen, welche die — nachste-
hend erorterte — Freizligigkeit der Arbeit-
nehmer betrafen, wurde ein anderer An-
satz verfolgt). Diese EntschlieBungen steck-
ten einen Politikrahmen ab, der die zent-
ralen Politikbereiche fir eine Zusammen-
arbeit bestimmte. Die EntschlieBungen
waren Ausdruck der drangenden wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Debat-
ten, in denen die Berufsbildung eine Rol-
le spielte, und fungierten als Bezugspunk-
te flr die Politikgestaltung in den einzel-
nen Mitgliedstaaten. Zudem skizzierten sie
unterschiedliche MaRnahmen zur Schaf-
fung eines Politikrahmens und gaben ge-
gebenenfalls Aktionen vor, die auf euro-
pdischer Ebene in die Wege geleitet und
von den Mitgliedstaaten durchgefiihrt wer-
den sollten. Indem sie die Grundsétze von
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~Die gemeinsame Politik
der Berufsausbildung war
(...) nicht mit der gemeinsa-
men Politik in anderen Be-
reichen vergleichbar, bei-
spielsweise mit der Land-
wirtschafts-, der Verkehrs-
oder der Wettbewerbspo-
litik. (...) Im Bereich der
Berufsbildung sollten nicht
so sehr der Aufbau bzw. die
Gestaltung der beruflichen
Bildung im Zentrum der Be-
muhungen stehen, es ging
vielmehr darum, einheitli-
che Standards auf dem Ge-
biet der Befahigungsnach-
weise, Abschlusszeugnisse
und Prafungen zu errei-
chen.”

~-Ab Mitte der 70er bis Mitte
der 80er Jahre war die
Durchfiihrung der gemein-
samen Politik der Berufs-
ausbildung durch eine Rei-
he von nicht rechtsverbind-
lichen EntschlieBungen des
Ministerrats gekennzeich-
net (...). Diese Entschlie-
Bungen steckten einen Poli-
tikrahmen ab, der die zen-
tralen Politikbereiche fur
eine Zusammenarbeit be-
stimmte. Die EntschlieBun-
gen waren Ausdruck der
drangenden wirtschaftli-
chen und gesellschaftlichen
Debatten, in denen die Be-
rufsbildung eine Rolle spiel-
te, und fungierten als Be-
zugspunkte fiar die Poli-
tikgestaltung in den einzel-
nen Mitgliedstaaten. Zudem
skizzierten sie unterschied-
liche MaRnahmen zur
Schaffung eines Politik-
rahmens und gaben gegebe-
nenfalls Aktionen vor, die
auf europaischer Ebene in
die Wege geleitet und von
den Mitgliedstaaten durch-
gefuhrt werden sollten.”
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1963 auf die jeweils aktuellen Erfordernis-
se abstimmten, bauten die EntschlieRun-
gen die Berufsbildung zu einem ausgereif-
teren Instrument der Arbeitsmarktpolitik
sowie zur Forderung sozialer Ziele aus.

Die erste EntschlieBung im Gefolge der
Leitlinien von 1971, die neue Anstrengun-
gen auf dem Gebiet der Berufsbildung
forderten, wurde 1974 verabschiedet®. Sie
unterstrich die Bedeutung einer gemein-
samen Politik auf dem Gebiet der beruf-
lichen Bildung und der schrittweisen Ver-
wirklichung ihrer Ziele und sah die Er-
richtung des (gemeinhin unter seinem
franzdsischen Akronym ,Cedefop” be-
kannten) Europdischen Zentrums fir die
Forderung der Berufsbildung vor. Das
1975 gegriindete Zentrum’ sollte techni-
sche und fachliche Unterstutzung bieten;
weitere Aufgaben waren die Bereitstellung
von Informationen zu Fragen der Berufs-
bildung, die Zusammenstellung und Ver-
breitung von dokumentarischer Informa-
tion, die Forderung von Forschungsvor-
haben und Arbeiten zur Angleichung der
Ausbildungsstandards zwecks Forderung
der Freizlgigkeit der Arbeitnehmer.

Der wirtschaftliche und gesellschaftliche
Wandel in den 70er Jahren beglnstigte
den Einsatz der Berufshildung zur Reali-
sierung sozialer Ziele durch MalRnahmen,
die speziell auf den Bedarf bestimmter
Gruppen zugeschnitten waren.

Die erste Gruppe, flr die gezielt beson-
dere Forderangebote bereitgestellt wur-
den, waren 1974 behinderte Menschen?.
Als N&chstes konzentrierte man sich auf
Jugendliche. Hierzu fuhrte der Rat eine
Reihe von MaBnahmen ein, die sich auf
zwei EntschlieBungen stitzten, eine aus
dem Jahre 1976° zur Erleichterung des
Ubergangs von der Schule zum Berufsle-
ben und eine weitere aus dem Jahre 1979%
liber die alternierende Ausbildung von Ju-
gendlichen.

Zudem wurde die Berufshildung zu ei-
nem Instrument fiir die Forderung der
Chancengleichheit weiterentwickelt. Die
Richtlinie Gber die Gleichbehandlung aus
dem Jahre 1976 verpflichtete die
Mitgliedstaaten, dem Einzelnen den Zu-
gang zur Berufsberatung und Berufshil-
dung ohne Ansehen des Geschlechts zu
sichern. Dadurch, dass sie anerkannte,
dass gleiche Bildungschancen fir alle eine

entscheidende Voraussetzung fur die Ver-
wirklichung gleicher Beschéftigungs-
chancen darstellen, definierte die Richtli-
nie die Funktion der Berufsbildung im
Hinblick auf die Schaffung einer gerech-
teren Gesellschaft.

Die Arbeitslosigkeit nahm immer weiter
zu und hatte in den frithen 80er Jahren
alle Altersgruppen erfasst. Inshesondere
die Langzeitarbeitslosigkeit stieg erheblich
an (Mitte der 80er Jahre waren mehr als
die Hélfte der Erwerbslosen ein Jahr oder
langer ohne Arbeit). Angesichts dieser
Schwierigkeiten trat die Funktion der Be-
rufsbildung als Instrument der Arbeits-
markt- und Beschéftigungspolitik in den
Vordergrund. Man sah es als wesentliche
Aufgaben der Berufsbildung an, einen
Ausgleich zwischen dem Arbeitskréftebe-
darf und dem Arbeitskrafteangebot zu
schaffen, Langzeitarbeitslose zu unterstt-
zen und - dies war neu - die Entwick-
lung der kleinen und mittleren Unterneh-
men (KMU) zu férdern. In den friihen 80er
Jahren entwickelte sich auRerdem zuneh-
mend ein Bewusstsein fiir die Bedeutung
der neuen Technologien, die als entschei-
dende Motoren des Wandels wirkten. In
einer EntschlieBung aus dem Jahre 19832
maf der Rat der Berufshildung eine we-
sentliche Funktion bei der Vermittlung der
Fahigkeit zur Anpassung an den Wandel
im Gefolge der neuen Technologien zu.
Eine solche Anpassung war nicht nur von
ausschlaggebender Bedeutung fir die
Vermeidung hoher Arbeitslosenzahlen,
sondern auch im Hinblick auf die Aus-
schopfung des wirtschaftlichen Potenzials
neuer Technologien und die Férderung
ihrer Verbreitung und Anwendung.

Im Juli 1983 passte der Rat den gemein-
samen Politikrahmen auf dem Gebiet der
Berufsbildung durch eine EntschlieBung
liber die Berufshildungspolitik in der Eu-
ropéischen Gemeinschaft wahrend der
80er Jahre den aktuellen Gegebenheiten
an®, Die EntschlieBung diente dem Ziel,
die Durchfiihrung der gemeinsamen Po-
litik der Berufsausbildung zu starken, und
beschrieb die strategische, kiinftig weiter
auszubauende Rolle der Berufshildung

(a) als Instrument einer aktiven Beschaf-
tigungspolitik zur Férderung der wirt-
schaftlichen und sozialen Entwicklung
sowie der Anpassung an die neuen
Arbeitsmarktstrukturen;



(b) als Mittel, um Jugendlichen eine wirk-
liche Vorbereitung auf das Erwerbsleben
und ihre Verantwortung als Erwachsene
zu sichern;

(c) als Instrument zur Férderung der
Chancengleichheit aller Arbeitnehmer
beim Zugang zum Arbeitsmarkt.

Die EntschlieBung machte deutlich, in
welcher Weise der wirtschaftliche und
gesellschaftliche Wandel in den zwanzig
Jahren, die seit dem Beschluss Uber die
Aufstellung allgemeiner Grundsétze fir
die Durchfihrung einer gemeinsamen
Politik der Berufsausbildung vergangen
waren, das Profil und die Bedeutung der
Berufsbildung verandert hatte. Der Berufs-
bildung kam nun strategische Bedeutung
fir die Realisierung sowohl wirtschaftli-
cher als auch sozialer Ziele zu.

Angesichts der Herausforderungen im
Gefolge des Wandels hatten die Mitglied-
staaten im Verlauf der Jahre ihre Erfah-
rungen zusammengetragen und gebin-
delt. Gestlitzt auf eine breit angelegte
europdische Debatte verabschiedeten sie
EntschlieBungen, mit denen eine gemein-
same Politik der Berufsaushildung umge-
setzt und entwickelt wurde, und zwar
durch Rahmenregelungen, die zwar nicht
rechtsverbindlich waren, aber auf nach-
haltige politische Unterstiitzung zéhlen
konnten.

Auf diese Weise entwickelte sich Europa
zum Bezugspunkt fur die Entwicklung der
Berufshildungspolitik in den einzelnen
Mitgliedstaaten. Gefordert wurde diese
Rolle durch den Europdischen Rat, der
durch eine EntschlieBung vom Juli 1983
die Mitgliedstaaten dazu verpflichtete, si-
cherzustellen, dass alle Jugendlichen, die
dies winschten, insbesondere Jugendli-
che ohne Qualifikationen, fur die Dauer
von mindestens sechs Monaten, nach
Mdglichkeit aber fiir die Dauer eines Jah-
res an einem Vollzeitprogramm teilneh-
men konnten, das eine Grundausbildung
oder Gelegenheit zum Erwerb von Berufs-
erfahrung bzw. eine Kombination von
beidem bot.

Zwar fungierte die europaische Ebene als
Bezugspunkt, die Mitgliedstaaten ent-
schieden jedoch nach eigenem Ermessen,
wie die gemeinsame Politik der Berufs-
ausbildung umzusetzen war, und sorgten
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dafur, dass die Kontrolle tiber Aufbau,
Inhalt und Gestaltung der beruflichen Bil-
dung auf einzelstaatlicher Ebene weiter-
hin bei ihnen lag. Wo dies nétig war, un-
terschieden die EntschlieBungen zwischen
MalRnahmen auf europdischer Ebene und
MaBnahmen auf Mitgliedstaatenebene.
Dartber hinaus unterstrich die Entschlie-
RBung von 1983 die Notwendigkeit, die
Politik auf europdischer Ebene flexibel
umzusetzen und der Unterschiedlichkeit
der Systeme in den einzelnen Mitglied-
staaten Rechnung zu tragen. Zwar arbei-
tete man in Bereichen von gemeinsamem
Interesse zusammen, die Kooperation
fand jedoch nicht mit Blick auf eine An-
gleichung der Berufshildungssysteme
statt, sondern eher mit Blick darauf, dass
in den einzelnen Mitgliedstaaten ver-
gleichbare Probleme in unterschiedlicher
Weise angegangen wurden.

Die EntschlieBungen erwiesen sich bei der
Einflihrung neuer Formen der Zusammen-
arbeit, die Uber die Jahre hinweg ausge-
weitet und intensiviert worden waren, als
innovativ. Sie umfassten Berichtsverfahren
zur Analyse der Erfahrungen, die in den
einzelnen Mitgliedstaaten in bestimmten
Bereichen vorhanden waren, so u.a.
Studienbesuche fir Fachleute und Work-
shops flr Lehrer und deren Aushilder,
Erprobungen im Rahmen von Modellver-
suchen, gemeinsame Forschungsvorha-
ben, Vernetzungsaktivitaten, Kooperation
bei der Erarbeitung statistischen Materi-
als, einen Informations- und Erfahrungs-
austausch und die Bereitstellung fachkom-
petenter technischer Unterstlitzung durch
das Cedefop. Es arbeiteten also nicht nur
die politischen Entscheidungstrager und
Vertreter der Regierungen zusammen, son-
dern auch Wissenschaftler und Praktiker,
so dass diejenigen direkt eingebunden
waren, die sich durch die ermittelten Pro-
bleme unmittelbar betroffen sahen.

Mitte der 80er Jahre wurde der Ansatz je-
doch modifiziert: Wahrend man sich bis-
lang bei der Konzeption und Durchfiih-
rung der gemeinsamen Politik der Berufs-
ausbildung auf nicht rechtsverbindliche
EntschlieBungen gestitzt hatte, die durch
eine Selbstverpflichtung auf héchster po-
litischer Ebene flankiert wurden, legte ein
neues Abkommen zwischen den Organen
und Einrichtungen der Europdischen Ge-
meinschaft fest, dass eine Finanzierung
durch die Gemeinschaft kiinftig nur dann
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~Angesichts der Herausfor-
derungen im Gefolge des
Wandels  hatten die
Mitgliedstaaten im Verlauf
der Jahre ihre Erfahrungen
zusammengetragen und ge-
bindelt. Gestutzt auf eine
breit angelegte europdische
Debatte verabschiedeten
sie EntschlieBungen, mit
denen eine gemeinsame Po-
litik der Berufsausbildung
umgesetzt und entwickelt
wurde, und zwar durch
Rahmenregelungen, die
zwar nicht rechtsverbind-
lich waren, aber auf nach-
haltige politische Unter-
stlitzung zahlen konnten.
Auf diese Weise entwickel-
te sich Europa zum Bezugs-
punkt fur die Entwicklung
der Berufshildungspolitik
in den einzelnen Mitglied-
staaten.”

-Zwar fungierte die euro-
paische Ebene als Bezugs-
punkt, die Mitgliedstaaten
entschieden jedoch nach ei-
genem Ermessen, wie die
gemeinsame Politik der Be-
rufsausbildung umzuset-
zen war, und sorgten dafir,
dass die Kontrolle tber
Aufbau, Inhalt und Gestal-
tung der beruflichen Bil-
dung auf einzelstaatlicher
Ebene weiterhin bei ihnen
lag.”
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~Mitte der 80er Jahre wur-
de der Ansatz (...) modifi-
ziert: Wahrend man sich
bislang bei der Konzeption
und Durchfihrung der ge-
meinsamen Politik der Be-
rufsausbildung auf nicht
rechtsverbindliche Ent-
schlieBungen gestiutzt hat-
te, die durch eine Selbst-
verpflichtung auf hdochster
politischer Ebene flankiert
wurden, legte ein neues Ab-
kommen zwischen den Or-
ganen und Einrichtungen
der Européaischen Gemein-
schaft fest, dass eine Finan-
zierung durch die Gemein-
schaft kianftig nur dann
moglich war, wenn ein
rechtsverbindlicher Rechts-
akt auf der Grundlage des
Vertrags diese vorsah.”

»(...) die Tatsache, dass zur
Regelung der Finanzierung
einer Gemeinschaftsaktion
rechtsverbindliche Rechts-
akte erforderlich waren,
(gab) Anlass zu Meinungs-
verschiedenheiten, und
zwar nicht tber die Formen
der Zusammenarbeit, son-
dern vielmehr beziglich
der Frage, wie der Begriff
Berufsbildung zu definie-
ren sei, und dementspre-
chend auch Uber die Zu-
standigkeiten der EU im
Hinblick auf die Politik-
gestaltung auf nationaler
Ebene.”
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maglich war, wenn ein rechtsverbindlicher
Rechtsakt auf der Grundlage des Vertrags
diese vorsah. Diese Verénderung sollte
einschneidende Folgen haben.

Die Phase der Aktionsprogramme

Zwischen 1986 und 1993 wurden durch
rechtsverbindliche Rechtsakte, die sich
(wenn auch nicht immer ausschlieBlich)
auf Artikel 128 des Vertrags von Rom stiitz-
ten, eine Reihe von Aktionsprogrammen
der Europdischen Gemeinschaft auf dem
Gebiet der Berufsbildung geschaffen. Im
Mittelpunkt der einzelnen Programme
stand jeweils ein bestimmter Aspekt der
gemeinsamen Politik der Berufsausbil-
dung: die Férderung der Rolle der Berufs-
bildung bei der Anpassung an den Wan-
del (Comett | und II, 1986 und 1989%,
und Eurotecnet, 1990%), die Unterstiitzung
Jugendlicher und junger Erwachsener (Pe-
tra | und Il, 1987 und 1991%), die Ver-
besserung der Weiterbildung (Force,
1990%), die Forderung der Zusammenar-
beit im Hochschulbereich (Erasmus,
1987%), die Vermittlung von Fremdspra-
chenkenntnissen (Lingua, 1990%) und die
Unterstlitzung behinderter Menschen (He-
lios I und II, 1988% und 1993%).

Die Aktionsprogramme fuBBten auf klaren
und etablierten Formen der Zusammen-
arbeit — einem gemeinsamen Zielrahmen,
Pilotprojekten, Netzwerken, Austausch-
programmen und Forschungsvorhaben.
Eine Zusammenarbeit gab es auf politi-
scher Ebene und zwischen Praktikern.

Gleichwohl gab die Tatsache, dass zur
Regelung der Finanzierung einer Gemein-
schaftsaktion rechtsverbindliche Rechtsakte
erforderlich waren, Anlass zu Meinungs-
verschiedenheiten, und zwar nicht tber die
Formen der Zusammenarbeit, sondern viel-
mehr beziglich der Frage, wie der Begriff
Berufshildung zu definieren sei, und dem-
entsprechend auch Uber die Zustandigkei-
ten der EU im Hinblick auf die Politik-
gestaltung auf nationaler Ebene.

Entwicklungen, die zur
Anderung des Vertrags
fihrten

Bis zur Einflihrung der Aktionsprogram-
me war der Beschluss aus dem Jahre 1963

Uber die Aufstellung allgemeiner Grund-
satze fir die Durchfiihrung einer gemein-
samen Politik der Berufsausbildung sowie
Uber die Grindung und Satzung des Be-
ratenden Ausschusses flr die Berufsaus-
bildung der einzige rechtsverbindliche
Rechtsakt auf der Grundlage von Artikel
128 des Vertrags von Rom. Ein Rechtsakt
im Rahmen von Artikel 128 konnte im Rat
schon mit einfacher Mehrheit beschlos-
sen werden; eine Pflicht zur Anhérung des
Europdischen Parlaments bestand nicht.

Der Beschluss zur Annahme des Comett-
Programms, der das erste Aktionspro-
gramm auf den Weg brachte, wurde im
Jahre 1986 auf der Grundlage von Artikel
128 und 235 verabschiedet. Artikel 235
war ein Artikel ,fur alle Falle*, auf den
man zuriickgreifen konnte, um MalRnah-
men zu beschlieRen, flr die kein speziel-
ler Artikel als Rechtsgrundlage vorgese-
hen war. Die Hinzufligung von Artikel 235
erforderte eine einstimmige Annahme des
betreffenden Vorschlags durch den Rat
nach Anhorung des Européischen Parla-
ments. Diese zweifache Rechtsgrundlage
wurde in der Folge genutzt, um 1987 das
Erasmus-Programm zu beschlieBen. Der
Vorschlag der Européischen Kommission
zur Anderung des Erasmus-Programms
aus dem Jahre 1989% erwies sich jedoch
als problematisch, und dies nicht wegen
der darin enthaltenen MalRnahmen, son-
dern wegen der Tatsache, dass ausschliel3-
lich auf Artikel 128 zuriickgegriffen und
kein Bezug auf Artikel 235 genommen
wurde, auf den gestiitzt man das Pro-
gramm 1987 urspriinglich beschlossen
hatte. Der Rat fugte den Artikel 235 hin-
zu, wogegen die Europdische Kommissi-
on jedoch vor dem Européischen Gerichts-
hof Widerspruch einlegte?.

Der Fall des Erasmus-Programms machte
deutlich, dass es zwischen den Mitglied-
staaten und der Européischen Kommission
betrachtliche Differenzen dariiber gab,
wie weit die Zustandigkeit der Gemein-
schaft auf dem Gebiet der Berufsbildung
reichte. Die Mitgliedstaaten zeigten sich
besorgt angesichts der Mdglichkeit, auf
der Rechtsgrundlage von Artikel 128 im
Rat mit einfacher Mehrheit rechtsverbind-
liche Verpflichtungen zur Durchfiihrung
der gemeinsamen Politik der Berufsaus-
bildung zu beschlieRen. Dariiber hinaus
galt ihre Sorge auch der Ausdehnung die-
ser Politik auf das Bildungswesen, da das



Erasmus-Programm den Austausch auf
Hochschulebene betraf.

Der Europdische Gerichtshof entschied,
dass es nicht notwendig war, Artikel 235
hinzuzufligen. Unter Bezugnahme auf fri-
here Urteile kam der Gerichtshof zu dem
Ergebnis, dass Artikel 128 die Grundlage
fur rechtsverbindliche MaBnahmen bilden
konnte, die den Mitgliedstaaten entspre-
chende Verpflichtungen zur Zusammen-
arbeit auferlegen, auch solche, die mog-
licherweise eine Umgestaltung der
Bildungs- und Berufsbildungssysteme in
den einzelnen Mitgliedstaaten erfordern.
Zudem stellte der Européische Gerichts-
hof fest, dass die gemeinsame Politik der
Berufsausbildung auch weite Teile der
Hochschulbildung erfasst, da Bildungs-
bzw. Studiengénge, die auf einen be-
stimmten Beruf oder eine bestimmte T&-
tigkeit vorbereiten, als berufliche Bildung
anzusehen sind, und eine Hochschulaus-
bildung in der Regel diese Bedingungen
erfallt.

Dieses Urteil legte Artikel 128 sowie den
Beschluss von 1963 in einer Art und Wei-
se aus, die nach Auffassung der Mitglied-
staaten im Bereich der allgemeinen und
beruflichen Bildung die Handlungsfreiheit
auf europadischer Ebene vergréRerte. Flr
die Mitgliedstaaten war dies Besorgnis
erregend, da der Ministerrat bereits im
Jahre 1974 betont hatte, dass die Zusam-
menarbeit im Bereich des Bildungswesens
unter Beriicksichtigung der Traditionen
jedes Landes sowie der Vielfalt der Bil-
dungspolitik und der Bildungssysteme
erfolgen soll. Auch hatten die Uber die
Jahre verabschiedeten Entschliefungen
zur beruflichen Bildung MaRnahmen auf
Ebene der Mitgliedstaaten von den MaR-
nahmen auf europdischer Ebene unter-
schieden. Zudem wurde auch in den Ak-
tionsprogrammen darauf hingewiesen,
dass Aktionen auf europdischer Ebene
immer auch die Vielfalt der nationalen
Gepflogenheiten und die einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften im Blick haben
mussten. Zwar konnten diese Unterschie-
de, die die Politik in der Vergangenheit
stark gepréagt hatten, nicht véllig unbe-
riicksichtigt bleiben, sie schienen nun je-
doch weniger stark ins Gewicht zu fal-
len, und es war abzusehen, dass sie kiinf-
tig weniger Einfluss auf die Gestaltung der
Aktionen der Européischen Union haben
wirden.

BERUFSBILDUNG NR. 20

Neben dem, was sie als Schwéchung ih-
rer Position ansahen, fihrte bei den
Mitgliedstaaten auch die Aussicht auf ei-
nen europaweit geltenden rechtsverbind-
lichen Rechtsakt, der den Zugang zur
Berufsbildung regelt, zu einer wachsen-
den Besorgnis. Die 1989 im Rahmen des
franzdsischen Ratsvorsitzes verabschiede-
te Gemeinschaftscharta der sozialen
Grundrechte der Arbeitnehmer, ein nicht
rechtsverbindliches Dokument, das eine
Reihe von ,Rechten“ der Arbeitnehmer
auffihrte, gab diesen Besorgnissen zusatz-
lichen Auftrieb®. Die Charta sah unter
anderem ein Recht auf lebenslangen Zu-
gang zur Berufsausbildung vor und emp-
fahl die Schaffung von Weiterbildungs-
strukturen, die auch eine Bildungsurlaubs-
regelung vorsahen. Fiir erhebliche Unru-
he und eine heftige politische Debatte
sorgte die Tatsache, dass die Moglichkeit
bestand, einen Vorschlag fuir einen rechts-
verbindlichen Rechtsakt zur Regelung des
Zugangs zur Berufsbildung einzubringen,
durch den ein gesetzlich verankerter An-
spruch auf Bildungsurlaub hatte geschaf-
fen werden kdnnen. Fir einen einschlé-
gigen Beschluss auf der Grundlage von
Artikel 128 hatte dabei eine einfache
Mehrheit im Rat ausgereicht.

Die politische Debatte bezog sich weni-
ger auf die Frage, ob auf européischer
Ebene Aktionen im Bereich der Berufs-
bildung grundsatzlich erforderlich sind
oder nicht, es ging vielmehr darum, in
welcher Form einschldgige Aktionen am
zweckmaBigsten sind. Nach Auffassung
der Mitgliedstaaten bestand die Rolle Eu-
ropas auf dem Gebiet der Berufshildung
darin, komplementédre Funktionen zu
libernehmen. Ziel der Europdischen Ge-
meinschaft war jedoch ein Vorgehen, dass
sich in erster Linie an den Interessen des
Binnenmarktes orientierte, was erforder-
lichenfalls auch die Einfiihrung von Re-
gelungen im Bereich der beruflichen Bil-
dung hatte umfassen kénnen.

Zum einen gab es Griinde, die fur eine
Starkung der Rolle Europas in der
Berufsbildungspolitik sprachen: Im
Anschluss an die Einheitliche Europdische
Akte von 1986 und angesichts des Bestre-
bens, den Binnenmarkt bis Ende 1992 zu
vollenden, hatte sich der Prozess der eu-
ropdischen Integration beschleunigt. Die
Vollendung des Binnenmarktes war ein
Ziel, fur das alle Seiten eintraten, und die
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»(Das) Urteil (des Europai-
schen Gerichtshofs) legte
Artikel 128 sowie den
Beschluss von 1963 in einer
Art und Weise aus, die nach
Auffassung der Mitglied-
staaten im Bereich der all-
gemeinen und beruflichen
Bildung die Handlungsfrei-
heit auf europdaischer Ebe-
ne vergroferte. (...) Neben
dem, was sie als Schwa-
chung ihrer Position ansa-
hen, fuhrte bei den Mitglied-
staaten auch die Aussicht
auf einen europaweit gel-
tenden rechtsverbindlichen
Rechtsakt, der den Zugang
zur Berufsbildung regelt,
zu einer wachsenden Be-
sorgnis.”

»Die politische Debatte be-
zog sich weniger auf die
Frage, ob auf européaischer
Ebene Aktionen im Bereich
der Berufshildung grund-
satzlich erforderlich sind
oder nicht, es ging vielmehr
darum, in welcher Form
einschlagige Aktionen am
zweckmafigsten sind. Nach
Auffassung der Mitglied-
staaten bestand die Rolle
Europas auf dem Gebiet
der Berufsbildung darin,
komplementéare Funktionen
zu Ubernehmen. Ziel der
Europaischen Gemein-
schaft war jedoch ein Vor-
gehen, dass sich in erster
Linie an den Interessen des
Binnenmarktes orientierte,
was erforderlichenfalls
auch die Einfihrung von
Regelungen im Bereich der
beruflichen Bildung hatte
umfassen kdnnen.*
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~Zudem ging es um die
Schaffung eines Prazedenz-
falls. Ein Mitgliedstaat, der
sich in der Frage des Aus-
bildungszugangs fur eine
rechtsverbindliche Rege-
lung auf europdischer Ebe-
ne aussprach, konnte nicht
sicher sein, dass kinftige
Vorschlége zu Fragen der
Berufsbildung auch in sei-
nem Sinne sein wirden.”

»Die Mitgliedstaaten ent-
schieden, dass, obwohl die
Berufsbildung fur den Bin-
nenmarkt von wesentlicher
Bedeutung war, es aus po-
litischen Grinden flr sie
wichtiger war, auch weiter-
hin die ungeteilte Verant-
wortung fur die Berufsbil-
dung zu behalten. (...) Die
gemeinsame Politik der
Berufsausbildung wurde
durch eine Berufsbhildungs-
politik der Gemeinschaft
zur Unterstitzung und Er-
ganzung der MaBnahmen
der Mitgliedstaaten ersetzt.
Als Rechtsgrundlage fun-
gierte Artikel 127 des 1992
in Maastricht unterzeichne-
ten Vertrags Uber die Euro-
paische Union. (...) Eswur-
de klargestellt, dass die
Verantwortung far Inhalt
und Gestaltung der berufli-
chen Bildung bei den Mit-
gliedstaaten liegen sollte
und insbesondere jegliche
Harmonisierung ihrer
Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften auf dem Gebiet
der Berufsbildung ausge-
schlossen war.”
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Mitgliedstaaten erkannten die Bedeutung
der Berufshildung fur den Binnenmarkt
an. Der wirtschaftliche und gesellschaft-
liche Wandel, der eine engere Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet der Berufsbildung
bewirkt hatte, fungierte als Motor fur die
Schaffung des Binnenmarktes, wurde aber
auch selbst durch diesen vorangetrieben.
Der technische Wandel erforderte ein ge-
nerell hoheres Qualifikationsniveau und
ein EU-weiter Anspruch auf Bildungsur-
laub hétte sicher auch denjenigen besse-
ren Zugang zur Berufsausbildung eroff-
net, die im Normalfall keine Aushildung
erhalten.

Entscheidend waren zum anderen, insbe-
sondere aus Sicht der Mitgliedstaaten, der
zentrale Grundsatz der Subsidiaritat -
demgemé&l man auf europdischer Ebene
ausschlief8lich in Fallen aktiv werden soll,
in denen Ziele auf einzelstaatlicher oder
lokaler Ebene nicht angemessen realisiert
werden kénnen - sowie die Frage, ob
einschlagige MalRnahmen auf europai-
scher Ebene (wenn auch nur als Méglich-
keit) wiinschenswert seien, unabhéngig
davon, auf welches Echo der jeweils in
Rede stehende Vorschlag stiel3.

Mehrere Faktoren waren zu berticksichti-
gen, beispielsweise die Auswirkungen auf
die Strukturen und Regelungen in den
Mitgliedstaaten. Zwar gab es in zahlrei-
chen Mitgliedstaaten ein Recht auf Bil-
dungsurlaub, aber die einschldgigen Re-
gelungen und Strukturen waren vielfaltig
und uneinheitlich. Das Problem, dem man
sich in diesem Zusammenhang gegen-
libersah, ging jedoch weit Uber rein ver-
waltungstechnische Fragen hinaus. Die
Gestaltung der Berufsbildung und die
Berufshildungssysteme in den Mitglied-
staaten waren das Ergebnis der unter-
schiedlichen Wege, die man in den ein-
zelnen Landern in Anbetracht der unter-
schiedlichen sozialen, wirtschaftlichen
und kulturellen Gegebenheiten im Verlauf
der Jahre beschritten hatte. Es handelte
sich um Strukturen, die einen in manchen
Fallen recht schwierigen Ausgleich zwi-
schen sehr unterschiedlich gelagerten In-
teressen schaffen mussten — Interessen der
Regierungen auf zentralstaatlicher, regio-
naler und lokaler Ebene, der Sozialpart-
ner, der Berufshildungsanbieter, der
zeugniserteilenden Gremien, der sekto-
ralen und branchenspezifischen Verbén-
de, der Berufsverbdnde und der einzel-

nen Ausbildungsteilnehmer - und in de-
ren Rahmen staatliche und private Finanz-
mittel in betréchtlicher Hohe fiir Berufs-
bildungszwecke bereitgestellt wurden.
Die Auswirkungen fir die unterschiedli-
chen Interessengruppen - von denen ei-
nige in der Frage des Zugangs zur beruf-
lichen Bildung MalRnahmen auf européi-
scher Ebene favorisierten, andere wieder-
um nicht -, beispielsweise zusétzliche
Kosten fur die Unternehmen, konnten
nicht Gbersehen werden. So wiesen etwa
die Sozialpartner darauf hin, dass dort,
wo man das Recht auf Bildungsurlaub
bislang im Rahmen der Tarifvertrage ge-
regelt hatte, auch weiter so verfahren
werden sollte.

Zudem ging es um die Schaffung eines
Prazedenzfalls. Ein Mitgliedstaat, der sich
in der Frage des Ausbildungszugangs fur
eine rechtsverbindliche Regelung auf eu-
ropdischer Ebene aussprach, konnte nicht
sicher sein, dass kiunftige Vorschldge zu
Fragen der Berufshildung auch in seinem
Sinne sein wirden. Angesichts der Tatsa-
che, dass der Beschluss eines solchen
Vorschlags im Rat mit einfacher Mehrheit
mdglich war, konnte ein Mitgliedstaat in
die Situation geraten, auf nationaler Ebe-
ne eine Politik umsetzen zu missen, die
er selbst nicht unterstitzt hatte. Auch an-
gesichts der Entscheidungen des Europdi-
schen Gerichtshofes, mit der die Zustén-
digkeit der gemeinsamen Politik der Be-
rufsaushildung auf weite Teile der Hoch-
schulausbildung ausgedehnt wurde, hét-
te ein solcher Prazedenzfall weit reichen-
de Folgen haben kdnnen.

In diesem Fall trug die Politik den Sieg
iber wirtschaftliche Erwégungen davon.
Die Mitgliedstaaten entschieden, dass,
obwohl die Berufsbildung fur den Bin-
nenmarkt von wesentlicher Bedeutung
war, es aus politischen Grinden fir sie
wichtiger war, auch weiterhin die unge-
teilte Verantwortung fiir die Berufsbil-
dung zu behalten. Seit der Formulierung
von Artikel 128 und dem Beschluss von
1963 hatte sich die Lage verandert. Das
Ziel einer engen Zusammenarbeit, die auf
eine Harmonisierung der Standards auf
dem Gebiet der Berufsbhildung abhob, das
1957 fur eine Gemeinschaft mit sechs
Mitgliedstaaten noch angemessen er-
schien, erwies sich fur eine Gemeinschaft
mit zwdlf Mitgliedstaaten, die mit weite-
ren Landern Uber den Beitritt verhandel-



te, nicht langer als zweckmdRig. Ange-
sichts der Unterschiede zwischen den
einzelstaatlichen Berufsbildungssystemen
und -malinahmen und deren enger Ver-
zahnung mit den landestypischen Beson-
derheiten im Verein mit der Bedeutung
des Bildungswesens fiir die Kultur und
die gesellschaftlichen Strukturen eines
Landes kamen die Mitgliedstaaten zu der
Erkenntnis, dass es notwendig war, das
Konzept der gemeinsamen Berufsbil-
dungspolitik sowie deren faktische Be-
deutung neu zu Uberdenken.

Die 1991 eingerichtete Regierungskonfe-
renz plante die Schritte auf dem Weg zur
Wirtschafts- und Wé&hrungsunion und bot
den Mitgliedstaaten Gelegenheit, das Ka-
pitel Uber soziale Fragen des Vertrags von
Rom zu Uberarbeiten, Artikel 128 einge-
schlossen. Die Mitgliedstaaten nutzten
diese Gelegenheit: Die gemeinsame Poli-
tik der Berufsausbildung wurde durch
eine Berufshildungspolitik der Gemein-
schaft zur Unterstutzung und Ergdnzung
der MaBnahmen der Mitgliedstaaten er-
setzt. Als Rechtsgrundlage fungierte Arti-
kel 127 des 1992 in Maastricht unterzeich-
neten Vertrags Uber die Européische Uni-
on?. MaBnahmen auf der Grundlage von
Artikel 127 mussten im Rat nach Anho-
rung des Europdischen Parlaments durch
qualifizierte Mehrheit beschlossen wer-
den; eine einfache Mehrheit reichte nicht
langer aus. Es wurde klargestellt, dass die
Verantwortung fur Inhalt und Gestaltung
der beruflichen Bildung bei den Mitglied-
staaten liegen sollte und insbesondere
jegliche Harmonisierung ihrer Rechts- und
Verwaltungsvorschriften auf dem Gebiet
der Berufshildung ausgeschlossen war.
Das Bildungswesen wurde von der Berufs-
bildungspolitik ausgenommen und mit Ar-
tikel 126 auf eine gesonderte Rechtsgrund-
lage gestellt, die den Bezugsrahmen flr
die kiinftige Zusammenarbeit im Bereich
des Bildungswesens bilden sollte. Auch
im Bereich des Bildungswesens hatte man
das Prinzip der Harmonisierung aufgege-
ben.

Nach Abschluss des Maastrichter Vertrags
und vor dessen Inkrafttreten wurde im
Juni 1993 eine nicht rechtsverbindliche
Empfehlung Gber den Zugang zur beruf-
lichen Weiterbildung beschlossen?. Dies
war die letzte Amtshandlung im Rahmen
der gemeinsamen Politik der Berufsaus-
bildung.
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Sie hob nicht auf eine Regulierung der
Berufshildungssysteme ab und interessan-
terweise schnitt sie auch die Frage des
Bildungsurlaubs nicht an. Stattdessen rich-
teten sich die Vorschlage dieser Empfeh-
lung an die Unternehmen und legten die-
sen sowie den lokalen und regionalen
Entwicklungsbehdrden nahe, die berufli-
che Weiterbildung als Instrument der stra-
tegischen Planung und Ausbildungs-
ausgaben als Investitionen zu begreifen.

Die Empfehlung nahm in vielerlei Hin-
sicht die neue Politik zur Unterstiitzung
und Ergdnzung der MaBlnahmen der
Mitgliedstaaten vorweg. Sie sah von ei-
ner Regulierung ab und umriss eine Poli-
tik zur Entwicklung der beruflichen Wei-
terbildung auf der Grundlage eines markt-
orientierten ,bottom-up“-Ansatzes, die die
praktischen Ansétze der Aktionsprogram-
me ergdnzen sollte. Damit gab die Emp-
fehlung die Richtung fur kiinftige Entwick-
lungen vor.

Ein neuer Vertrag,
aber keine neue Politik

Durch die mit dem Maastrichter Vertrag
eingefiihrten Neuregelungen blieb die
Berufsbildungspolitik nach MalRgabe des
Vertrags von Rom im Kern unverdndert;
eine Anderung der Politik lag auch gar
nicht in der Absicht der Mitgliedstaaten.
Sie verfolgten weiterhin den Ansatz, der
bereits fur die gemeinsame Politik der
Berufsaushildung kennzeichnend gewe-
sen war. Die funf in Artikel 127 des Ver-
trags von Maastricht angefiihrten Ziele der
Berufshildungspolitik der Gemeinschaft
entsprachen den zentralen Politikberei-
chen, die im Rahmen des Vertrags von
Rom festgelegt worden waren. Die Neu-
regelungen hatte man eingefiihrt, um die
Méglichkeit eines europdischen Eingriffs
in die Berufsbildungssysteme der Mitglied-
staaten auszurdumen und dabei die viel-
faltige praktische Zusammenarbeit unver-
andert fortsetzen zu konnen.

Neben dem neuen Artikel zur Berufsbil-
dung enthielt der Maastrichter Vertrag im
Anhang eine Vereinbarung zur Sozialpo-
litik?® (das ,,Protokoll liber die Sozialpoli-
tik“, kurz ,Sozialprotokoll*), die mit Aus-
nahme des Vereinigten Koénigreichs alle
Mitgliedstaaten unterzeichnet hatten®. Das
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,Durch die mit dem Maas-
trichter Vertrag eingefihr-
ten Neuregelungen blieb die
Berufsbildungspolitik nach
MaRgabe des Vertrags von
Rom im Kern unveréndert;
eine Anderung der Politik
lag auch gar nicht in der
Absicht der Mitgliedstaa-
ten. Sie verfolgten weiterhin
den Ansatz, der bereits fur
die gemeinsame Politik der
Berufsausbildung kenn-
zeichnend gewesen war."

.Die Neuregelungen hatte
man eingefihrt, um die
Maoglichkeit eines europai-
schen Eingriffs in die
Berufshildungssysteme der
Mitgliedstaaten auszurau-
men und dabei die vielfalti-
ge praktische Zusammen-
arbeit unverandert fortset-
zen zu kénnen."
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»(...) die Sozialpartner (ha-
ben) zur Entwicklung erst
der gemeinsamen Politik
der Berufsausbildung und
spéter der Berufshildungs-
politik der Gemeinschaft
beigetragen. Seit Verab-
schiedung der Einheitli-
chen Europdischen Akte
(EEA) von 1986, die dem
sozialen Dialog auf euro-
paischer Ebene Auftrieb
gab, nahm der Einfluss der
Sozialpartner auf die Ent-
wicklungen durch die Ge-
meinsamen Stellungnahmen
Zu bestimmten Fragen -
auch zu Fragen der Berufs-
bildung - stéandig zu.”
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Sozialprotokoll sah die Mdglichkeit von
vertraglichen Vereinbarungen zwischen
den Sozialpartnern auf EU-Ebene vor, die
anschlieRend durch den Rat auf Vorschlag
der Européischen Kommission umgesetzt
werden konnten. Im Sozialprotokoll wur-
de freilich auf die Berufsbildung nur sehr
vage eingegangen. Eventuelle vertragliche
Vereinbarungen zwischen den Sozialpart-
nern auf dem Gebiet der Berufsbildung
waren auf die Eingliederung sozial aus-
gegrenzter Menschen beschrankt, denen
der Zugang zum Arbeitsmarkt verwehrt
war, und etwaige Vereinbarungen dieser
Art durften nur unbeschadet des Berufs-
bildungsartikels des Maastrichter Vertrags
abgeschlossen werden. Daraus wird er-
sichtlich, dass die elf Unterzeichnerstaa-
ten des Sozialprotokolls, wenngleich sie
einen Ausbau der Rolle der Gemeinschaft
auf dem Gebiet der Sozialpolitik befir-
worteten, gleichwohl die Einbringung jeg-
licher rechtsverbindlicher Vorschlége ver-
meiden wollten, die ihre Zustandigkeit fur
den Inhalt und die Gestaltung der Berufs-
bildung beschneiden kdnnten, wie auch
jegliche Vorschlage, die auf eine Harmo-
nisierung abzielten.

Berufliche Bildung
und der soziale Dialog
in Europa

Durch ihre Funktion in dem 1963 geschaf-
fenen Beratenden Ausschuss fur die Be-
rufsausbildung haben die Sozialpartner
zur Entwicklung erst der gemeinsamen
Politik der Berufsaushildung und spater
der Berufsbhildungspolitik der Gemein-
schaft beigetragen. Seit Verabschiedung
der Einheitlichen Européischen Akte
(EEA) von 1986, die dem sozialen Dialog
auf européischer Ebene Auftrieb gab,
nahm der Einfluss der Sozialpartner auf
die Entwicklungen durch die Gemeinsa-
men Stellungnahmen zu bestimmten Fra-
gen - auch zu Fragen der Berufsbildung
- standig zu®.

Die Gemeinsamen Stellungnahmen waren
Ausdruck der Trends des wirtschaftlichen
und gesellschaftlichen Wandels, welche
sich auf die von den Sozialpartnern favo-
risierten ausbildungspolitischen Konzep-
te auswirkten. Die Sozialpartner unter-
stlitzten den Einsatz der Berufsbildung als
Instrument einer aktiven Arbeitsmarkt-
politik zur Férderung der Anpassung an

den Wandel, der Eingliederung junger
Menschen in den Arbeitsmarkt und der
Chancengleichheit sowie zur Vermeidung
und Bek&mpfung sozialer Ausgrenzung.

Die Gemeinsame Stellungnahme der So-
zialpartner tber Ausbildung und Motiva-
tion, Information und Konsultation unter-
strich, wie wichtig es ist, die Einflihrung
neuer Technologien mit beruflicher Bil-
dung zu flankieren. Unter Bezugnahme
auf die Gemeinsame Stellungnahme wur-
den die Sozialpartner in den Ausschuss
berufen, der die Durchfihrung des 1988
gestarteten Programms Comett Il beauf-
sichtigte. Damit wurde ein Prazedenzfall
fur nachfolgende Programme - Force,
Petra 1l und Eurotecnet - geschaffen.

Zudem leisteten die Sozialpartner einen
Beitrag zur Entwicklung der mit dem Ver-
trag von Maastricht beschlossenen Berufs-
bildungspolitik der Gemeinschaft. Ihre
Gemeinsame Stellungnahme Uber Aktio-
nen und die zukiinftige Rolle der Gemein-
schaft im Bereich der allgemeinen und
beruflichen Bildung vom Juli 1993 (der
im April 1995 eine weitere Stellungnah-
me folgte) lenkte die Aufmerksamkeit auf
die entscheidenden Ziele und Herausfor-
derungen in der Frage der Kompetenz-
anforderungen. Die Anliegen der Sozial-
partner — Anpassung an den Wandel, Ver-
besserung der Ausbildung zur Férderung
der Eingliederung in den Arbeitsmarkt und
Herstellung von Beziehungen zwischen
Schule, Berufsausbildung und Erwerbsle-
ben - finden sich alle in den politischen
Zielen, die der Vertrag anfuihrt, wieder.

Zudem fuBte das dem Maastrichter Ver-
trag 1992 beigefligte — und in den 1997
in Amsterdam ausgehandelten Vertrag
aufgenommene - Abkommen uber die
Sozialpolitik (das Sozialprotokoll) nahe-
zu ausschliellich auf einem Text, den die
Sozialpartner im Oktober 1991 gemein-
sam beschlossen hatten. Das Abkommen
kann als entscheidender Fortschritt gewer-
tet werden, da es die Umsetzung vertrag-
licher Vereinbarungen durch rechtsver-
bindliche Rechtsakte des Rates auf der
Grundlage eines Vorschlages der Européi-
schen Kommission vorsah.

Die Sozialpartner haben uber ihre Ein-
flussnahme auf den tibergeordneten Rah-
men hinaus auch in ganz speziellen Be-
reichen zu den Entwicklungen beigetra-



gen. lhre Gemeinsame Stellungnahme im
Dezember 1991 zu den MalRnahmen, die
fur den breitestmoglichen Zugang zur
beruflichen Bildung nétig sind, diente als
Grundlage fur Empfehlung zur Frage des
Zugangs, die 1993 nach intensiver Dis-
kussion angenommen wurde. lhre Ge-
meinsame Stellungnahme zu beruflichen
Beféhigungsnachweisen und zur Zertifi-
zierung vom Oktober 1992 unterstrich die
Bedeutung der Transparenz im Bereich
der Qualifikationen, welche erforderlich
ist, um fur die Arbeitgeber in den Mitglied-
staaten Klarheit dartiber zu schaffen, was
die einzelnen Befdhigungsnachweise in-
haltlich umfassen. Seinen Ausdruck fand
dies in der 1992 verabschiedeten Ent-
schliefung des Rates zur Transparenz auf
dem Gebiet der Qualifikationen.

Berufsbildung und Freizu-
gigkeit der Arbeitnehmer

Die Berufshildung wurde in verschiedener-
lei Weise eingesetzt, um die Freiziigigkeit
der Arbeitnehmer zu férdern. Im Mittel-
punkt standen dabei Programme zur For-
derung der Mobilitdt sowie verschiedene
Initiativen, mit denen erreicht werden soll-
te, dass der Einzelne Qualifikationen aus
einem bestimmten Mitgliedstaat nutzen
kann, um in einem anderen Mitgliedstaat
Arbeit zu finden, insbesondere MafRnah-
men zur gegenseitigen Anerkennung und
zur Angleichung der Ausbildungsniveaus,
in Bezug auf die Entsprechung der Befa-
higungsnachweise und die Transparenz.

Das erste Austauschprogramm fiir junge
Arbeitskrafte wurde im Mai 1964 beschlos-
sen®, Zwar war das Programm streng ge-
nommen nicht Teil der gemeinsamen Po-
litik der Berufsausbildung, ein Programm-
ziel bestand jedoch darin, den Arbeitsauf-
enthalt in einem anderen Mitgliedstaat zu
nutzen, um die Ausbildung junger Men-
schen zu vervollkommnen. Im Juli 1979
wurde ein weiteres Programm einge-
fuhrt®, und 1984 folgte ein drittes®. Von
1991 an sahen zundchst das Petra-lI-Pro-
gramm und spater die Leonardo-da-Vin-
ci-Programme die Vermittlung von
Praktikumsstellen im Ausland an junge
Menschen in der Berufsausbildung vor®.

Mit den Richtlinien {ber die gegenseitige
Anerkennung von Befahigungsnachwei-
sen wurde das Recht des Einzelnen aner-

BERUFSBILDUNG NR. 20

kannt, seinen Beruf ohne Diskriminierung
auch in einem anderen Mitgliedstaat aus-
zuliben®. Bei vielen der frihen Richtlini-
en handelte es sich um Ubergangsrege-
lungen bis zur gegenseitigen Anerken-
nung der einschlégigen Gesetze. Doch die
Verhandlungen gestalteten sich schwierig
(so dauerte es beispielsweise sechs Jah-
re, bis die Richtlinie uber Giftstoffe in
Kraft treten konnte), selbst nachdem in-
folge der Einheitlichen Europdischen Akte
von 1986 ein Beschluss auf der Basis ei-
ner qualifizierten Mehrheit gefasst wer-
den konnte. Dennoch wurden 1988 und
1992% Richtlinien Uber eine allgemeine
Anerkennung von Hochschulabschlissen
und anderen beruflichen Beféhigungs-
nachweisen fur geregelte Berufe verab-
schiedet.

Die Angleichung der Ausbildungsniveaus
war im Gegensatz zu den Programmen zur
Forderung der Mobilitdt und zur gegen-
seitigen Anerkennung ein spezieller Be-
standteil der gemeinsamen Politik der Be-
rufsausbildung und wurde im achten
Grundsatz des Beschlusses von 1963 ex-
plizit angefihrt. Ziel in diesem Zusam-
menhang waren berufliche Bildungsange-
bote fir Arbeitnehmer bis zur mittleren
Fiihrungsebene. 1970 verabschiedete der
Rat die Empfehlung tber die Anwendung
des Européischen Berufshildes fir die
Ausbildung von Facharbeitern an spanen-
den Werkzeugmaschinen, welche in der
Folge als Bezugsrahmen fiir Berufshil-
dungsprogramme und Qualifikationen fir
eine Reihe unterschiedlicher Berufe in
diesem Tatigkeitsfeld dienen sollte. Die
Empfehlung enthielt eine umfangreiche
Liste der Mindestanforderungen, die fiir
eine Tatigkeit in den betreffenden Beru-
fen vorausgesetzt wurden, und erlieR so-
gar generelle Benotungskriterien fur den
Nachweis der Erfullung dieser Mindest-
anforderungen. Zudem fuhrte sie fur je-
den Mitgliedstaat die Befahigungsnach-
weise auf, die anerkanntermaflen dem
Européischen Berufsbhild entsprachen. Das
Berufsbild war als Empfehlung zwar eine
nicht rechtsverbindliche Regelung, es be-
stand aber eine starke politische Verpflich-
tung, diese umzusetzen. 1971 wurde die-
ser Ansatz jedoch durch den Rat in Frage
gestellt, der wissen wollte, wie man an-
gesichts des Wandels bei der Aktualisie-
rung der Berufsbilder vorgehen sollte.
1974 gab man den Ansatz auf; an seine
Stelle trat eine Politik, die auf eine Anné-
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»Die Berufsbildung wurde
in verschiedenerlei Weise
eingesetzt, um die Freizi-
gigkeit der Arbeitnehmer
zu fordern. Im Mittelpunkt
standen dabei Programme
zur Forderung der Mobili-
tat sowie verschiedene Ini-
tiativen, mit denen erreicht
werden sollte, dass der Ein-
zelne Qualifikationen aus
einem bestimmten Mitglied-
staat nutzen kann, um in
einem anderen Mitglied-
staat Arbeit zu finden, ins-
besondere MaRhahmen zur
gegenseitigen Anerkennung
und zur Angleichung der
Ausbildungsniveaus, in Be-
zug auf die Entsprechung
der Beféahigungsnachweise
und die Transparenz.”
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»Die Berufsbildungspolitik
auf europdischer Ebene
lasst sich als handlungs-
orientiert bezeichnen. Die
Gemeinschaft hat dabei als
wichtiger Bezugspunkt fur
die Konzeption der Berufs-
bildungspolitik auf einzel-
staatlicher Ebene gedient
und die Zusammenarbeit
durch praxisbhezogene
MaRnahmen, beispielswei-
se durch Modellversuche,
den Informations- und Er-
fahrungsaustausch sowie
den Austausch von Perso-
nen gefordert.”
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herung der Ausbildungsstandards setzte
- eine fast unmerkliche, aber bedeutsa-
me Abkehr von der 1963 vorgesehenen
Harmonisierung zugunsten einer flexible-
ren Herangehensweise.

Die Arbeit zur Anndherung der Aus-
bildungsstandards mindete in die Ent-
scheidung des Rates vom Juli 1985 (iber
die Entsprechungen der beruflichen Be-
fahigungsnachweise®. Die Entscheidung
prasentierte eine Struktur, die flnf Aus-
bildungsstufen unterschied und die als
Bezugsrahmen zur Einstufung der beruf-
lichen Befédhigungsnachweise und Pri-
fungszeugnisse in den einzelnen L&ndern
dienen sollte. Es gab jedoch keine Ver-
pflichtung zum Einsatz der Struktur der
Ausbildungsstufen, und die Entsprechun-
gen waren rechtlich nicht verbindlich.
Zwar konnte die Struktur zu einem bes-
seren Verstdndnis der Qualifikations-
systeme beitragen, sie erwies sich jedoch
als kompliziert und ungeeignet, dem
durch den rasanten Wandel am Arbeits-
markt entstehenden Bedarf Rechnung zu
tragen. Bendtigt wurden, so argumentier-
te man, Informationen, die fir die Arbeit-
geber und die Sozialpartner leichter zu-
géanglich waren und die es erlaubten, fest-
zustellen, ob die Qualifikationen eines
Bewerbers aus einem anderen Mitglied-
staat fiir einen angebotenen Arbeitsplatz
von Belang sind. Dementsprechend riickte
die Verbesserung der ,Transparenz” auf
dem Gebiet der beruflichen Qualifikatio-
nen in den Mittelpunkt der Diskussion..

Der Begriff ,Transparenz® nimmt auf die
Notwendigkeit Bezug, Qualifikationen
besser nachvollziehbar und verstandlicher
zu machen. Im Dezember 19924 beschloss
der Rat, die Abkehr von zentral geregel-
ten Einheitslésungen und die Berticksich-
tigung der Notwendigkeit fur den Einzel-
nen, seinen beruflichen Werdegang und
seine Aushildung, seine Befahigungsnach-
weise und Kompetenzen sowie seine Be-
rufserfahrung nachvollziehbar zur Geltung
bringen zu kdnnen. Zudem schlug die
Kommission vor, die einschldgigen Infor-
mationen zweckmaRigerweise einheitlich
zu gestalten.

Schlussbemerkungen

Die Berufshildungspolitik auf européi-
scher Ebene l&sst sich als handlungs-

orientiert bezeichnen. Die Gemeinschaft
hat dabei als wichtiger Bezugspunkt fur
die Konzeption der Berufshildungspolitik
auf einzelstaatlicher Ebene gedient und
die Zusammenarbeit durch praxisbezoge-
ne MaRnahmen, beispielsweise durch
Modellversuche, den Informations- und
Erfahrungsaustausch sowie den Austausch
von Personen gefordert.

Uber die Jahre hinweg wurde der durch
die zehn Grundsétze des Beschlusses von
1963 geschaffene Politikrahmen durch
verschiedene nicht rechtsverbindliche,
jedoch nachhaltig unterstiitzte politische
Erklarungen modifiziert und neu abge-
steckt, so etwa durch EntschlieBungen des
Rates, Mitteilungen und WeiRbucher der
Kommission. Auch die Sozialpartner tru-
gen in zunehmendem MaRe zur Entwick-
lung des Politikrahmens bei, insbesonde-
re durch ihre Gemeinsamen Stellungnah-
men. Angetrieben durch die Kréfte des
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Wandels hat der Politikrahmen die Ent-
wicklung der Berufsbildung zu einem
wirksamen Instrument der Beschafti-
gungs- und aktiven Arbeitsmarktpolitik
gefordert. Entscheidende Funktionen, die
der Berufsbildung zugewiesen wurden,
waren die Verbesserung der Beschéfti-
gungsaussichten durch Erleichterung der
Anpassung an den Wandel, die Unterstit-
zung der Eingliederung Jugendlicher und
anderer Gruppen in den Arbeitsmarkt und
die Forderung der Chancengleichheit.

Ein wichtiges Ereignis war die im Vertrag
liber die Européische Union vorgenom-
mene Moadifikation, durch die die gemein-
same Politik der Berufsausbildung durch
eine Berufsbildungspolitik der Gemein-
schaft zur Unterstiitzung und Erganzung
der MaBBnahmen der Mitgliedstaaten er-
setzt wurde. Die Notwendigkeit zur Schaf-
fung einer Rechtsgrundlage fiir die Finan-
zierung von Gemeinschaftsaktionen sowie
Urteile des Europdischen Gerichtshofes,
die nach Auffassung der Mitgliedstaaten
die Zustandigkeiten der Gemeinschaft auf
diesem Gebiet ausweiteten, beeinflussten
und verénderten die Zusammenarbeit
zwischen den Mitgliedstaaten und der Eu-
ropdischen Gemeinschaft in wesentlichem
Male. Die Mitgliedstaaten, bei denen die
Aussicht auf die europaweit geltende
rechtsverbindliche Regulierung der einzel-
staatlichen Berufsbildungssysteme Besorg-
nis ausloste, nutzten die Gelegenheit zur



Anderung des Vertrags. Doch ungeachtet
dieser Revision blieb die Berufsbildungs-
politik gegenuber der bis 1992 verfolgten
Linie im Kern unveréndert, und auch das
empfindliche Gleichgewicht zwischen den
Interessen der einzelnen Mitgliedstaaten
und denen der Gemeinschaft blieb erhal-
ten, indem eine Harmonisierung der
Berufsbildungssysteme ausdricklich aus-
geschlossen und erneut klargestellt wur-
de, dass die Verantwortung fur Inhalt und
Gestaltung der beruflichen Bildung bei
den Mitgliedstaaten lag. Der Vertrag von
Maastricht setzte somit die urspriinglich
gefuhrte Politik de facto fort, was die funf
im Vertrag angefuhrten Ziele der Berufs-
bildungspolitik bezeugen, denen zufolge
die berufliche Bildung nach wie vor als
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wichtiges Instrument der Beschaftigungs-
und aktiven Arbeitsmarktpolitik dienen
sollte.

Dartber hinaus wird bei den Entwicklun-
gen im Bereich der gegenseitigen Aner-
kennung, Harmonisierung, Entsprechung
und Transparenz eine Parallele zur allge-
meinen Entwicklung des Politikrahmens
fur die Berufsbildung erkennbar. Die Ver-
&nderungen zeugen von einer Abkehr von
einem zentralisierten, auf rechtsverbind-
lichen Regelungen fuBenden Ansatz und
einer Hinwendung zu einer starker nutzer-
bezogenen Vorgehensweise zur Forde-
rung der Mobilitat. Eine Vorgehensweise,
die zudem den einzelstaatlichen Beson-
derheiten Rechnung tragt.
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Beschluss des Rates vom 2. April 1963 uber die Aufstellung allgemeiner
Grundsétze fur die Durchfuhrung einer gemeinsamen Politik der Berufs-
ausbildung

Erster Grundsatz

Unter gemeinsamer Politik der Berufsausbildung ist ein gemeinsames zusammen-
hédngendes und schrittweises Vorgehen zu verstehen, das bedingt, dass jeder
Mitgliedstaat Programme aufstellt und Vorhaben verwirklicht, die mit diesen allge-
meinen Grundsatzen und den sich daraus ergebenden Durchfihrungsmanahmen
in Einklang stehen.

Die allgemeinen Grundsatze mussen jedem Einzelnen eine angemessene Ausbil-
dung bei freier Wahl des Berufs, der Ausbildungsstatte sowie des Ausbildungs-
und des Beschéftigungsorts ermdglichen.

Sie gelten fir die Ausbildung Jugendlicher und Erwachsener, die fir eine Berufsta-
tigkeit bis zu mittleren Stellungen in Betracht kommen oder eine solche Tatigkeit
bereits austben.

Die Anwendung dieser allgemeinen Grundsétze obliegt im Rahmen des Vertrags
den Mitgliedstaaten und den zustandigen Organen der Gemeinschaft.

Zweiter Grundsatz

Die gemeinsame Politik der Berufsausbildung hat die Erreichung folgender grund-
legender Ziele anzustreben:

= Schaffung der Voraussetzungen, die jedem eine angemessene Berufsausbildung
gewahrleisten;

= rechtzeitige Schaffung geeigneter Ausbildungseinrichtungen, damit die in den
einzelnen Wirtschaftsbereichen bendtigten Arbeitskréafte zur Verfligung stehen;

= eine auf der Grundlage der allgemeinen Schulbildung so umfassend gestaltete
Berufsausbildung, dass sie die harmonische Entwicklung der Persénlichkeit for-
dert und den Erfordernissen des technischen Fortschritts, der neuen Produk-
tionsmethoden sowie der sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung gerecht wird;

= Mdglichkeit fur jeden, die zur Ausiibung einer bestimmten Berufstatigkeit not-
wendigen fachlichen Kenntnisse und Fertigkeiten sowie die héchstmdgliche Aus-
bildung zu erwerben, wobei die geistige und sittliche Entwicklung, die staats-
burgerliche Erziehung und die kérperliche Entwicklung insbesondere der Ju-
gendlichen zu fordern sind;

< Vermeidung jeder nachteiligen Unterbrechung zwischen dem Abschluss der all-
gemeinen Schulbildung und dem Beginn der Berufsausbildung sowie wahrend
der Berufsausbildung;

= Forderung einer den Erfordernissen angepassten Berufsaushildung sowie gege-
benenfalls einer Umschulung wahrend der verschiedenen Abschnitte des Er-
werbslebens;

e Zugang jedes Einzelnen zu einer héheren Stellung im Beruf oder seine Vorberei-
tung auf eine neue, gehobene Tatigkeit entsprechend seinen Neigungen, Fahig-
keiten, Kenntnissen und Berufserfahrungen durch stdndige MaBnahmen zur For-
derung des beruflichen Aufstiegs;
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= Herstellung engster Beziehungen zwischen der Berufsausbildung und den Wirt-
schaftsbereichen, damit die Berufsausbildung mdglichst weitgehend den Erfor-
dernissen der Wirtschaft sowie den Interessen der in der Ausbildung stehenden
Personen gerecht wird und damit die Wirtschafts- und Fachkreise den Proble-
men der Berufsausbildung Uberall das nétige Interesse entgegenbringen.

Dritter Grundsatz

Bei der Durchfiihrung der gemeinsamen Politik der Berufsausbildung ist besonde-
rer Wert zu legen auf:

= die Vorausberechnung und Schatzung des quantitativen und qualitativen Be-
darfs an Arbeitskraften in den verschiedenen Erwerbskreisen auf einzelstaatlicher
und auf Gemeinschaftsebene;

= standige Berufsberatungs- und Berufsaufklarungsstellen fir Jugendliche und Er-
wachsene, die iber Kenntnisse der personlichen Eignung sowie der Ausbildungs-
und Beschaftigungsmaglichkeiten verfligen und eng mit den Wirtschaftszweigen
der Produktion und Verteilung, den an der Berufsausbildung interessierten Stel-
len und den allgemeinbildenden Schulen zusammenarbeiten;

= die Maglichkeit, dass jeder Einzelne vor seiner Berufswahl, wahrend seiner Be-
rufsausbildung und wahrend seines gesamten Erwerbslebens die vorstehend ge-
nannten Stellen jederzeit in Anspruch nehmen kann.

Vierter Grundsatz

Die Kommission kann dem Rat oder den Mitgliedstaaten im Einklang mit diesen
allgemeinen Grundséatzen fir die Verwirklichung der darin genannten Ziele im
Rahmen des Vertrags geeignete MalBnahmen vorschlagen, die sich als erforderlich
erweisen konnten.

Ferner fiihrt die Kommission in enger Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten auf
dem Gebiet der Berufsausbildung Studien und Forschungsarbeiten durch, um die
Verwirklichung der gemeinsamen Politik zu gewahrleisten und insbesondere die
berufliche Verwendbarkeit und die ortliche und berufliche Freiziigigkeit der Ar-
beitskréfte innerhalb der Gemeinschaft zu fordern.

Sie stellt auBerdem ein Verzeichnis der Ausbildungseinrichtungen in den Mitglied-
staaten auf, vergleicht diese Einrichtungen mit dem vorhandenen Bedarf, um die
den Mitgliedstaaten zu empfehlenden MaBnahmen zu bestimmen und gibt im Be-
darfsfall eine Dringlichkeitsordnung an; gegebenenfalls fordert sie den Abschluss
zwei- oder mehrseitiger Abkommen.

Die Kommission verfolgt die Durchfiihrung dieser MaBnahmen, vergleicht deren
Ergebnisse und teilt sie den Mitgliedstaaten mit.

Die Kommission wird bei der Erfiillung der Aufgaben, die ihr auf dem Gebiet der
Berufsausbildung obliegen, von einem beratenden dreigliedrigen Ausschuss un-
terstiitzt, dessen Zusammensetzung und Satzung der Rat nach Anhérung der Kom-
mission festlegt.

Finfter Grundsatz
Um die bessere Kenntnis aller Einzelheiten und Veréffentlichungen tber die Lage

der Berufsausbildung in der Gemeinschaft sowie die Modernisierung der verwen-
deten Lehrmittel zu férdern, trifft die Kommission alle geeigneten Vorkehrungen
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fr die Sammlung, die Verbreitung und den Austausch aller zweckdienlichen In-
formationen, Ausbildungsunterlagen und Lehrmittel zwischen den Mitgliedstaaten.
Sie sorgt insbesondere flr die systematische Verbreitung der Unterlagen uber die
eingefiihrten oder einzufiihrenden Neuerungen. Die Mitgliedstaaten lassen ihrer-
seits der Kommission jede zur Erfilllung dieser Aufgaben notwendige Hilfe und
Unterstiitzung zuteil werden und tbermitteln ihr insbesondere alle zweckdienli-
chen Informationen uber die Lage und Entwicklung der Berufsausbildung in ihren
Landern.

Sechster Grundsatz

Die Kommission fordert in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten jeden direkten
Erfahrungsaustausch tber die Berufsausbildung, der den fir die Berufsbildung zu-
standigen Stellen sowie den Fachleuten auf diesem Gebiet die Moglichkeit verschaf-
fen kann, verwirklichte Vorhaben und Neuerungen anderer Lander der Gemein-
schaft auf dem Gebiet der Berufsausbildung kennen zu lernen und zu studieren.

Zur Durchfiihrung dieses Austauschs werden insbesondere Studienseminare und
Programme fur Besuche und Aufenthalte bei Einrichtungen der Berufsausbildung
vorgesehen.

Siebenter Grundsatz

Die zweckentsprechende Ausbildung der Lehrer und Ausbilder, deren Zahl zu
erhéhen und deren fachliche und pédagogische Fahigkeiten zu entwickeln sind,
ist eine wichtige Voraussetzung fir jede wirksame Politik der Berufsausbildung.

Die Mitgliedstaaten unterstiitzen — gegebenenfalls unter Mitwirkung der Kommis-
sion — alle MaBnahmen, die zu einer Verbesserung und Entwicklung dieser Ausbil-
dung beitragen koénnen, insbesondere solche, die geeignet sind, eine standige
Anpassung an die Fortschritte auf dem Gebiet der Wirtschaft und der Technik zu
gewahrleisten.

Die Herausbildung besonders befahigter Arbeitnehmer zu Ausbildern ist zu fér-
dern. Es ist eine Angleichung in der Heranbildung zu Ausbildern anzustreben;
hierzu kénnen jede Art von Erfahrungsaustausch und andere in gleicher Weise
geeignete Mittel, wie sie insbesondere im sechsten Grundsatz genannt sind, bei-
tragen.

In den Landern der Gemeinschaft werden besondere MaRnahmen ergriffen, um
die Aushildung und Fortbildung der Lehrer und Ausbilder zu férdern, die ihre
Tatigkeit in weniger beglinstigten Gebieten der Gemeinschaft sowie in Entwick-
lungslandern und -gebieten, insbesondere in denen, die mit der Gemeinschaft
assoziiert sind, austiben sollen.

Achter Grundsatz

Die gemeinsame Politik der Berufsausbildung muss insbesondere so beschaffen
sein, dass sie die schrittweise Angleichung der Ausbildungsniveaus ermdglicht.

Die Kommission verfasst je nach Bedarf zusammen mit den Mitgliedstaaten fir
verschiedene, eine bestimmte Ausbildung erfordernde Berufe aufeinander abge-
stimmte Beschreibungen der Grundanforderungen fiir den Zugang zu den ver-
schiedenen Ausbildungsstufen.

Anhand dieser Beschreibungen wird eine Angleichung der objektiven Bedingun-
gen fir das Bestehen der Abschlusspriifungen angestrebt, um eine gegenseitige
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Anerkennung der Zeugnisse und sonstigen Urkunden tiber den Abschluss der Be-
rufsausbildung zu erreichen. Die Mitgliedstaaten und die Kommission fordern die
Durchfuihrung europadischer Leistungswettbewerbe und Priifungen.

Neunter Grundsatz

Um zu einem Gesamtausgleich zwischen Arbeitsangebot und -nachfrage im Rah-
men der Gemeinschaft beizutragen, kénnen die Mitgliedstaaten und die Kommis-
sion unter Berucksichtigung der zu diesem Zweck vorgenommenen Voraus-
berechnungen gemeinsam zweckdienliche MaBnahmen ergreifen, insbesondere
damit geeignete Ausbildungsprogramme aufgestellt werden. Diese MalBnahmen
und Programme mussen die beschleunigte Ausbildung Erwachsener sowie die Um-
schulung unter Berticksichtigung der Verhéltnisse anstreben, die durch wirtschaft-
lichen Aufschwung oder Riickgang, technische Umstellungen, strukturelle Wand-
lungen oder besondere Erfordernisse bestimmter Berufe, Berufsgruppen oder Ge-
biete bedingt sind.

Zehnter Grundsatz

Bei der Anwendung der allgemeinen Grundsétze der gemeinsamen Politik der
Berufsausbildung sind die Sonderprobleme bestimmter Tatigkeitsbereiche oder Per-
sonengruppen besonders zu berticksichtigen; zu diesem Zweck kénnen besonde-
re Mallnahmen eingeleitet werden.

Die MalBnahmen zur Verwirklichung der Ziele der gemeinsamen Politik der Be-

rufsausbildung kénnen gemeinsam finanziert werden.
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Berliner Memorandum
Zur Modernisierung
der beruflichen Bildung

Leitlinien fur die Schaffung
eines dualen, pluralen und
modularen Systems (DPM-
Systems) des lebens-
begleitenden Lernens

Einleitung

Die Autoren des Memorandums, Mitglie-
der des ,Beirats Berufliche Bildung und
Beschéftigungspolitik®, analysieren die Ur-
sachen der aktuellen Situation und be-
riicksichtigen die Vorschldge verschiede-
ner mit der beruflichen Bildung befasster
Interessengruppen. Auch vielversprechen-
de Ldsungen aus anderen EU-Landern
beziehen sie ein. Daraus entwickelten sie
sieben Leitlinien, mit denen das bundes-
deutsche Berufsbildungssystem den sozia-
len und technologischen Anforderungen
der néchsten Jahrzehnte angepasst wer-
den soll. Im Folgenden werden die we-
sentlichen Inhalte des Memorandums
zusammengefasst vorgestellt.

Hintergrund

Mit der immer rasanter fortschreitenden
wissenschaftlich-technologischen Ent-
wicklung entstehen in immer kirzeren
Zeitabstanden neue Beschaftigungsfelder,
wahrend alte wegbrechen. Ehemals ein-
fache Arbeitsplatze weichen qualifizierten
Tatigkeiten - insbesondere auch im
Dienstleistungsbereich. Die Informations-
und Kommunikationstechnologien sind
dabei, Einzug in nahezu samtliche Berei-
che von Industrie und Dienstleistung zu
halten. Bio- und Gentechnologien wer-
den in Zukunft, kombiniert mit den mo-
dernen Informationstechnologien, véllig

neue Produktivitatsspriinge ausldsen. Seit
den 80er Jahren finden in zahlreichen
Industrienationen - in Westeuropa, in den
USA, in Lateinamerika und im ostasiati-
schen Raum - umfangreiche betriebliche
Reorganisierungsprozesse statt, mit denen
Unternehmen versuchen, sich tber Kos-
teneinsparungen, Qualitatssteigerung und
verkirzte Innovationszyklen in Zeiten
turbulenter Marktentwicklung wettbe-
werbsfahig zu positionieren. Die neue
Kundenorientierung, die Diversifikation
und Spezialisierung der Unternehmen, die
Kurzlebigkeit technologischer Produkte
und die neuen Organisationsformen der
Arbeit verlangen Zug um Zug mehr Pro-
fessionalitdt und eine hohe Flexibilitat.

Fundamentale Fragestellungen sind dabei
allgegenwartig: Sind die in den letzten
hundert bis zweihundert Jahren in
Deutschland entwickelten Formen der All-
gemeinbildung und Ausbildung noch zeit-
gemaR? Taugen die fir die Industrie-
gesellschaft angepassten Formen der
Wissensentstehung, der Wissensvermitt-
lung, Wissensverteilung und Anwendung
fur die neue Epoche verdnderter Wert-
schopfung? Passen Schule, berufliche Er-
stausbildung, Fachhochschule und Univer-
sitdten noch zusammen? Stehen wir vor
einem Ende der Beruflichkeit und dem
deutschen System der ,Facharbeit*? Hat
es noch Sinn flr einen Beruf auszubil-
den, sei es im akademischen oder im mitt-
leren Qualifizierungsbereich, wenn doch
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Mit dem ,,Berliner Memo-
randum zur Modernisie-
rung der beruflichen Bil-
dung”“ hat der Beirat der
Berliner Senatsverwaltung
fur Arbeit, Berufliche Bil-
dung und Frauen im Sep-
tember 1999 ein Strategie-
papier vorgelegt, das nicht
nur bestehende Probleme
benennt, sondern Lésungs-
ansatze zur Diskussion
stellt. Das Berliner Memo-
randum wurde an das Bun-
desministerium fir For-
schung und Bildung Gberge-
ben. Es ist geplant das Me-
morandum in die laufenden
Arbeiten des Bundesmini-
steriums aufzunehmen.
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.Das deutsche Bildungs-
system verharrt (...) nach
wie vor in seiner traditio-
nellen Rolle, am Beginn ei-
ner Laufbahn auf das Be-
rufsleben vorzubereiten.
Das ‘Gerede’ vom systema-
tisierten lebensbegleitenden
Lernen verhallt bis zum
heutigen Tage genauso, wie
die zunehmend geforderte
Umgestaltung der gesell-
schaftlichen Institutionen
zu ‘lernenden Organisatio-
nen’ bisher kaum bildungs-
politische Konsequenzen
gehabt hat und nur auf der
betrieblichen Ebene Model-
[6sungen hervorbringt. Be-
trachtet man die Entwick-
lung der dualen Ausbildung
der letzten Jahre etwas ge-
nauer, so wird deutlich,
dass es sich bei der gegen-
wartigen ‘Krise’ der beruf-
lichen Bildung in der Bun-
desrepublik Deutschland
um eine kumulative Ver-
schrankung zweier Krisen-
typen (...) handelt (...)
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lebenslanges Lernen fur fast alle berufli-
chen Tétigkeiten angesagt ist? Hat der
Beruf als personliches Lebensziel und
Lebenssinn ausgedient?

Die heutige Form der Facharbeit muss sich
konsequenterweise von der tayloristi-
schen Definition I6sen und erhebliche
Teile der Kompetenzen des Managements
als Teil der neuen Facharbeit denken.
Wenn flache Organisationsstrukturen,
kooperatives Management, Arbeit im
Team und autonome Entscheidungen
wesentliche Merkmale zukinftiger Ar-
beitsorganisation sind, muss dies sowohl
gelehrt, aber eben auch trainiert werden.
Hier muss die Berufsbildung vollig neue
Wege gehen. In dem klassischen Verstand-
nis von beruflicher Bildung sind solche
Leitideen nicht angelegt. Das Grund-
muster vom mundigen, eigenverantwort-
lichen und sozial handelnden Burger muss
zur Leitidee jeglicher Bildung werden und
muss daruber hinaus ebenso im gesell-
schaftlichen wie im betrieblichen Handeln
verankert werden.

Daher wird die Facharbeit zukiinftig eine
Aufwertung erfahren und die traditionel-
len Grenzen zwischen Management und
Fachebene, aber auch die der Abschot-
tung der Bildungssaulen und der allge-
meinen von der beruflichen Bildung
sprengen. Der Modernisierung der
Beruflichkeit und einer neuen, offenen
und dynamischen Form der Facharbeit
gehort die Zukunft sowohl in den Berei-
chen der industriellen als auch der
Dienstleistungssektoren.

Auf diese MaBgabe antworten die einzel-
nen europdischen Lander noch mit sehr
unterschiedlichen Gestaltungsinitiativen:
Landern wie Dénemark und den Nieder-
landen gelingt es immer besser, den Wan-
del am Arbeitsmarkt zu bewaltigen und
dabei die Arbeitslosigkeit generell und die
Jugendarbeitslosigkeit deutlich zu senken.
Auch Schweden und Finnland haben in
den vergangenen Jahren erhebliche Erfol-
ge erzielt. All diese Lander haben dabei
neben einer ganzen Reihe von beschéfti-
gungswirksamen MaBnahmen insbeson-
dere auch auf geeignete Qualifizierungs-
strategien gesetzt. Damit hat sich dort auf
breiter Basis eine wichtige Erkenntnis
durchgesetzt: Je hoher das Tempo des
technologischen Fortschritts, je flexibler
die Beschéaftigungsverhaltnisse, umso

weniger haltbar das auf die Arbeitsplétze
bezogene Wissen ist, desto starker mus-
sen Politik, Betriebe und Arbeitnehmer
umdenken, dazulernen und sich immer
wieder mit Neuem auseinandersetzen.

Pladoyer fir den Ausbau des dualen
Systems. An Europa orientieren

Das deutsche Bildungssystem verharrt da-
gegen nach wie vor in seiner traditionel-
len Rolle, am Beginn einer Laufbahn auf
das Berufsleben vorzubereiten. Das ,Ge-
rede“ vom systematisierten lebens-
begleitenden Lernen verhallt bis zum heu-
tigen Tage genauso, wie die zunehmend
geforderte Umgestaltung der gesellschaft-
lichen Institutionen zu ,lernenden Orga-
nisationen“ bisher kaum bildungspoliti-
sche Konsequenzen gehabt hat und nur
auf der betrieblichen Ebene Modell-
[6sungen hervorbringt.

Betrachtet man die Entwicklung der dua-
len Ausbildung der letzten Jahre etwas
genauer, so wird deutlich, dass es sich
bei der gegenwartigen ,Krise* der beruf-
lichen Bildung in der Bundesrepublik
Deutschland um eine kumulative Ver-
schrankung zweier Krisentypen, Konjunk-
tur- und Strukturkrise handelt, wobei der
strukturellen Komponente groRere Auf-
merksamkeit geschenkt werden muss.
Auffallig ist, dass seit Anfang der
neunziger Jahr ein stetiger Riickgang der
Ausbildungskapazitaten in generell allen
Branchen zu verzeichnen ist; sowohl in
prosperierenden als auch in Beschaftigung
abbauenden Bereichen, sowohl in zu-
kunftsorientierten als auch in eher tradi-
tionellen Bereichen. Lediglich schulische
Berufsgdnge weiten ihr Angebot aus. Dar-
an konnte weder die Appellpolitik der Re-
gierungen noch die Steigerung der staat-
lichen Finanzierung - in den neuen Bun-
deslandern sind etwa 80 Prozent der be-
stehenden Ausbildungsplatze aus &ffent-
lichen Etats subventioniert - etwas &ndern.

Als Ursachen firr diese ,Krise“ des dualen
Systems sind eine Reihe von Griinden zu
nennen, wie die mangelhafte Anpassung
der Ausbildungs- an die Beschaftigungs-
struktur, das veranderte Rekrutierungs-
verhalten, besonders der innovations-
starken Betriebe, die Ausweitung integra-
tionistischer Arbeitsorganisationskon-
zepte, die betriebliche Einordnung der
Ausbildung als Kostenfaktor und nicht als



Investititon, der Anstieg des durchschnitt-
lichen Qualifikationsniveaus sowie erhéh-
te Anforderungen an extrafunktionale
Kompetenzen. Daneben fiihren auch ge-
wandelte Bildungs- und Berufsvor-
stellungen der Jugendlichen zum Abbau
dualer Ausbildungsstrukturen.

Um dieser Misere zu entrinnen, missen fur
die berufliche Bildung in Deutschland rea-
listische Perspektiven entwickelt werden,
die Chancen auf eine politische Umsetzung
haben. Dabei kénnen sicherlich nicht alle
in den Nachbarlandern getroffenen Mal-
nahmen ohne Weiteres auf das deutsche
System der Berufsausbildung tbertragen
werden. Sie geben aber wichtige Denkan-
stoRe fur die in Deutschland gerade be-
ginnende Debatte um die (Berufs-)Bildung.

Die bildungspolitische Debatte hat mit
den engagierten Reden des ausgeschie-
denen Bundesprésidenten Roman Herzog
eine hohe offentliche Aufmerksamkeit er-
reicht. Auch der Bundestagswahlkampf im
Jahre 1998 hat die besondere Bedeutung,
die einer Modernisierung des Bildungs-
systems zukommt, in den Vordergrund
gestellt. Konkrete Schritte zur Realisierung
des Reformvorhabens lassen allerdings
noch auf sich warten. Wie die inhaltliche
Ausgestaltung der neuen Bildungspolitik
aussehen soll, kann man auf der Basis der
Koalitionsvereinbarung von SPD und
Blndnis 90 - Die Griinen nur erahnen.
Zwar sind darin wichtige Schltsselbegrif-
fe einer zukinftigen Bildungspolitik ge-
nannt, aber nach den euphorischen Be-
schwérungen im Bundestagswahlkampf
verstarkt sich nunmehr der Eindruck, dass
die Dinge nicht energisch und weitrei-
chend genug in Angriff genommen wer-
den. Ob das von der Bundesministerin fur
Bildung und Forschung ins Leben geru-
fene ,Forum Bildung“ den Anforderungen
entspricht, wird sich zeigen.

Dualitat, Pluralitat und
Modularitét. Die Gestal-
tungsprinzipien eines mo-
dernen Systems der Beruf-
lichen Bildung in Deutsch-
land und Europa

Der Beirat ,Berufliche Bildung und Be-
schaftigungspolitik“ geht davon aus, dass
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die eindeutigen Starken des deutschen
Berufsbildungssystem unbedingt erhalten
bleiben miissen. Dazu z&hlt vor allem die
Fahigkeit, die wirtschaftlichen Anforde-
rungen der mittleren Qualifikationsebene
in hervorragendem MaRe zu bedienen.
Diese Starke wird in Deutschland durch
eine berufliche Bildung erreicht, die sich
nicht auf einen Ort und ein Niveau kon-
zentriert, sondern ,plural” an verschiede-
nen Lernorten im Rahmen von Aus- und
Weiterbildung angeboten wird. Dabei ist
ein wesentliches Ziel der Berufsbildung
in Deutschland die Vermittlung voll-
qualifizierender Berufsabschlisse in an-
erkannten Berufen.

Diese Berufsférmigkeit bietet den Ar-
beitnehmern und Arbeitgebern Orientie-
rungshilfen am Arbeitsmarkt, verringert
bei einer betrieblichen Ausbildung die be-
trieblichen Transaktionskosten bei der
Beschaffung von Fachkréften und fugt der
tariflichen Sicherung des Erwerbsein-
kommens den sozialen Schutz des jeweils
erreichten Status hinzu. Damit wird deut-
lich, dass die Berufsausbildung in einem
staatlich anerkannten Ausbildungsberuf
nicht bloR Chancen des Einkommens-
erwerbs, sondern Lebenslagen verteilt.
Insofern muss sich eine Reform des
Berufshildungssystems an der Zielvorgabe
.Beruflichkeit” orientieren. Allerdings un-
ter der MaBgabe, dass sich die Berufs-
férmigkeit nicht mehr nach tberholten
tayloristischen Mustern fortentwickelt.

Eine weitere unverzichtbare Errungen-
schaft, unter der die berufliche Erstaus-
bildung Deutschlands weltweite Anerken-
nung gefunden hat, ist das Markenzeichen
der ,Dualitat“. Die zwischen Staat und
Wirtschaft geteilte Verantwortung bei der
beruflichen Erstausbildung, die mit dem
Begriff der Dualitat umschrieben wird, ist
sowohl unter Qualifikationsaspekten als
auch unter Gesichtspunkten beruflicher
Sozialisation im Vergleich zu mono-
strukturierten Systemen ein herausragen-
des Qualitatsmerkmal.

Dies gilt nach wie vor, auch wenn das
Kennzeichen ,Dualitat" schon seit gerau-
mer Zeit nicht mehr den realen Verhalt-
nissen des deutschen Erstausbildungs-
systems entspricht. Was die klassische
Lernortteilung zwischen Betrieb und Schu-
le betrifft, so gibt es heute mit einer Er-
génzung durch tberbetriebliche und au-
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-Um dieser Misere zu entrin-
nen, massen fir die berufli-
che Bildung in Deutschland
realistische Perspektiven
entwickelt werden, die
Chancen auf eine politische
Umsetzung haben.”

.Diese Stadrke wird in
Deutschland durch eine be-
rufliche Bildung erreicht,
die sich nicht auf einen Ort
und ein Niveau konzen-
triert, sondern ‘plural’ an
verschiedenen Lernorten im
Rahmen von Aus- und Wei-
terbildung angeboten wird.
Dabei ist ein wesentliches
Ziel der Berufsbildung in
Deutschland die Vermitt-
lung vollqualifizierender
Berufsabschliisse in aner-
kannten Berufen. (...) (Da-
mit verteilt) die Berufsaus-
bildung in einem staatlich
anerkannten Ausbildungs-
beruf nicht blo Chancen
des Einkommenserwerbs,
sondern Lebenslagen (...).
Insofern muss sich eine Re-
form des Berufsbildungs-
systems an der Zielvorgabe
‘Beruflichkeit’ orientieren.
Allerdings unter der Mal3-
gabe, dass sich die Berufs-
formigkeit nicht mehr nach
Uberholten tayloristischen
Mustern fortentwickelt.”

~Eine weitere unverzichtba-
re Errungenschaft, unter
der die berufliche Erstaus-
bildung Deutschlands welt-
weite Anerkennung gefun-
den hat, ist das Markenzei-

chen der ‘Dualitat’.
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»Um die bisherigen Starken
der deutschen Berufsaus-
bildung nicht zu gefahrden,
schlagt der Beirat ‘Berufli-
che Bildung und Beschéafti-
gungspolitk’ vor, das Be-
rufsbildungssystem sanft
zu transformieren. Das
deutsche Berufsbildungs-
system muss von seiner
starken Konzentration auf
die berufliche Erstaus-
bildung in ein umfassend
‘duales, plurales und modu-
lares’ System (DPM-System)
der Berufsausbildung Uber-
fuhrt werden, das verstarkt
auf lebensbegleitendes Ler-
nen setzt. Dabei ist das Leit-
bild des DPM-Systems die
Selbststeuerung und Eigen-
verantwortung der Men-
schen fur ihre Bildungs-
prozesse.”

-FUr den Staat bedeutet
dies, dass er von seiner bis-
herigen Praxis, die Bil-
dungswege exakt vorzu-
zeichnen und bis ins klein-
ste Detail zu organisieren,
abricken und neue Rah-
menbedingungen schaffen
muss.“
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Rerschulische Berufsbildungsstétten eine
Vielfalt von unterschiedlichen Lernorten
und Lernortkombinationen. Auch die
Steuerung des Systems beschrankt sich
nicht auf die Dualitat von Staat und Markt,
sondern ist gerade dadurch gekennzeich-
net, dass sie die Vielfalt der Interessen
von Arbeitgeberorganisationen, Gewerk-
schaften und Fachverbdnden in einem
komplexen Aushandlungsprozess beriick-
sichtigt. Die Steuerung des dualen Systems
auf dieser sozialpartnerschaftlichen
Konsensbasis trug in der Vergangenheit
wesentlich dazu bei, einer Polarisierung
der Wirtschaftsverbadnde und Gewerk-
schaften entgegenzuwirken, Risiken des
Markt- und Staatsversagens zu begrenzen,
informationelle Ressourcen zu vernetzen
sowie Blockaden bei der Umsetzung
berufsbildungspolitischer Entscheidungen
in die betriebliche Ausbildungspraxis zu
vermeiden. Ohne dieses komplexe Arran-
gement wére das am Berufskonzept aus-
gerichtete und in erheblichen Anteilen pri-
vatwirtschaftlich finanzierte Ausbildungs-
system sehr wahrscheinlich schon l&angst
an differierenden Interessen gescheitert.

Um die bisherigen Starken der deutschen
Berufsausbildung nicht zu geféhrden,
schlagt der Beirat ,Berufliche Bildung und
Beschéftigungspolitk” vor, das Berufshil-
dungssystem sanft zu transformieren. Das
deutsche Berufshildungssystem muss von
seiner starken Konzentration auf die be-
rufliche Erstausbildung in ein umfassend
~duales, plurales und modulares* System
(DPM-System) der Berufsausbildung tiber-
fuhrt werden, das verstérkt auf lebens-
begleitendes Lernen setzt. Dabei ist das
Leitbild des DPM-Systems die Selbst-
steuerung und Eigenverantwortung der
Menschen fir ihre Bildungsprozesse. Mit
diesen neuen Leitbildern werden die
Bildungsideale der Vergangenheit, wie
Gleichberechtigung, Chancengleichheit
und Effizienz, nicht verdréngt, sondern
unter den heutigen Bedingungen durch
einige wichtige Komponenten erganzt.
Dies erfordert allerdings ein Umdenken
bei allen Beteiligten. Die Einzelnen mis-
sen sich ihrer neuen Verantwortung
bewusst werden, sie annehmen und als
Chance begreifen. Fir den Staat bedeutet
dies, dass er von seiner bisherigen Pra-
xis, die Bildungswege exakt vorzuzeich-
nen und bis ins kleinste Detail zu organi-
sieren, abriicken und neue Rahmenbedin-
gungen schaffen muss. Die von ihm zur

Gewdhrleistung der Berufsbildung instal-
lierten Institutionen mussen sich verstarkt
der Herausforderung stellen, in Zukunft
neben den Bildungsangeboten auch In-
formation, Beratung und Qualitatssiche-
rung zu betreiben.

Schritte und Leitlinien zur
Realisierung des DPM-Sys-
tems der beruflichen
Bildung in Deutschland

Zielsetzung ist es mit der Formulierung
von ,Strategiefeldern der Modernisierung*
Ansatzpunkte fir eine Reform der beruf-
lichen Bildung hervorzuheben. Insofern
sollte niemand einen Handlungskatalog
mit 150 Einzelschritten und konkreten
Vorschlagen, welche Punkte in welchem
Gesetzvorhaben geregelt werden missen,
erwarten. Dafir ist es in der Tat zu frih.

Mit der Einfihrung des DPM-Systems der
Berufsbildung sind zu diskutieren:

Der Ausbau des dualen Systems zu ei-
nem pluralen System miteinander ver-
netzter Lernorte mit dem Ziel der For-
derung selbstorganisierten Lernens
und der Verbesserung regionaler
Infrastrukturbedingungen

In der Praxis sind in Deutschland insbe-
sondere Grol3betriebe bereits auf dem
Weg einer Reform der Ausbildung ,von
unten“. Bei einem durchgéangig abneh-
menden quantitativen Niveau von Ausbil-
dungsplatzen gehen die Verdnderungen
dabei in zwei Richtungen: Zum einen tra-
gen die Betriebe dem Bedirfnis nach
Erhéhung ihres Flexibilitatspotenzials
beim Personaleinsatz durch eine Entdiffe-
renzierung des angebotenen Berufs-
spektrums und durch eine starkere
Konzentration der Aushildungsinhalte
Rechnung. Zum anderen starken sie in der
Ausbildung die Prozessorientierung. Um
die Attraktivitat des deutschen dualen Sy-
stems fiir die Unternehmen wieder zu er-
hohen, sollte man diesem vorgezeichne-
ten Weg folgen und nicht versuchen, ge-
gen wirtschaftliche Interessen ein abstrak-
tes Modell zu etablieren.

In der praktischen Umsetzung misste dies
so aussehen, dass Ausbildungsordnungen



neben einem Kern relativ stabiler Basis-
qualifikationen genug Raum fur flexibel
zu handhabende Ausbildungsinhalte las-
sen (Konzept der offenen dynamischen
Berufsbilder). Ein solcher Flexibilitéts-
korridor garantiert im Rahmen definier-
ter Ziele, dass branchen-, betriebs- und
regionalspezifische Besonderheiten bei
der beruflichen Erstausbildung beruck-
sichtigt werden konnen.

Die Weiterentwicklung der Teilzeit-
berufsschulen zu regionalen Zentren
fur Innovation, Beratung und Bildung,
die sich auch in der Weiterbildung en-
gagieren und denen durch die Annah-
me von Auftragsarbeiten auch Mog-
lichkeit zu einer Verknupfung von
Forschen, Arbeiten und Lernen gege-
ben wird

Die Berufsschulen missen den Auszubil-
denden und Betrieben in Zukunft fir die
prozessorientierte Berufsausbildung bera-
tend, experimentierend und entwickelnd
zur Seite stehen kdnnen. Dabei ist die
Vermittlung von beruflichem Zusammen-
hangswissen im Vordergrund der padago-
gischen Arbeit anzusiedeln. Berufliches
Zusammenhangswissen bildet die Basis
fir hohes Know-how, wenn es sich an
betrieblichen Wertschépfungsketten und
den darin zunehmend integrierten Tech-
nologien orientiert. Daflr ist es notwen-
dig, dass die Berufsschulen selbst sich
modernisieren und sich entsprechend ih-
rer Kundennachfrage leistungsdifferen-
ziert strukturieren und ein regionales
Innovationszentrum fiir Handwerk, Ge-
werbe und Dienstleistungen werden. Dies
kann am besten gewahrleistet werden,
wenn sie verstarkt Kooperationen mit
anderen Bildungs- und Forschungs-
einrichtungen eingehen und selber inno-
vativ tatig werden. Auch die Umgestal-
tung der Berufsschulen nach dem Vorbild
der dénischen Produktionsschulen ist
durchaus ein Weg vor allem lernschwé-
cheren Jugendlichen eine Ausbildung zu
ermdglichen. Hinzu kommt, dass diese
Schulen einen Teil ihrer Betriebskosten
selber erwirtschaften kénnen und sollen.
Damit sind sie in der Lage Aufgaben zu
Ubernehmen, die normale Schulaktivitaten
weit hinter sich lassen. Im dualen System
wadre die Produktionsschule nicht nur ein
Partner flr die Mehrheit der ausbilden-
den Betriebe, sie ware gleichzeitig ein
echter Konkurrent.
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Die Zulassung von Doppelqualifi-
zierungen und die Herstellung der
Durchléassigkeit zwischen der berufli-
chen Erstausbildung und dem Hoch-
schulwesen

Im Sinne der dualen, pluralen und mo-
dularen Berufsausbildung sollten im Rah-
men der beruflichen Erstausbildung enge
Verbindungen mit Fachhochschulen und
Universitaten eingegangen werden. Fur
die Berufsschiler lieRen sich dadurch die
Ubergénge zu diesen Institutionen durch
Doppelqualifizierungen verbessern. Die
Er6ffnung eines solchen Weges wird
schon deshalb immer dringlicher, weil in
allen Wirtschaftsbereichen der Bedarf an
berufsorientiert qualifizierten Fihrungs-
kréften stetig wéchst. Damit wirde man
auch der Zielperspektive, die in jingster
Zeit als ,Universalisierung der dualen
Qualifikationsform“ zunehmend diskutiert
wird, ein gutes Stiick entgegen kommen.
Bisher steht der klaren Struktur, die das
Allgemeinbildungsangebot mit Gymnasi-
um und anschlieRendem Studium auf-
weist, auf beruflicher Seite mit den Berufs-
akademien nur ein vielversprechendes
Pendant gegeniiber. Umgekehrt misste
natlrlich der beruflichen Oberstufe von
Seiten der Fachhochschulen und Univer-
sitdten ein verbindungsfahiges Anschluss-
angebot bereitgestellt werden. Vorschla-
ge zur integrierten Meister- und Ingenieur-
ausbildung in Form einer dualen Hoch-
schulausbildung weisen dabei in die rich-
tige Richtung, denn gerade mit einer sol-
chen Kombination wird ein attraktiver
Beitrag zur SchlieBung der Unternehmer-
licke im Handwerk geleistet.

Die volle Integration von Forder-
malRnahmen und -programmen fir
Benachteiligte in das Erst- und Weiter-
bildungssystem. Bildungsarmut ver-
hindern

Wichtiger Bestandteil der dualen, pluralen
und modularen Berufshildung ist das
Recht auf berufliche Bildung ,fur jeden*.
Uber diesen Anspruch darf es in einer sich
solidarisch begreifenden Gesellschaft kei-
nen Zweifel geben. Auch dann nicht,
wenn konjunkturelle Bedingungen oder
regionale Gegebenheiten der Realisierung
dieses Ziels entgegenstehen. Die Bundes-
republik Deutschland kann sich keine
Form der ,Bildungsarmut” leisten. Der
Zugang zur Berufsaushildung in einer auf
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»(...) eine der grofiten Her-
ausforderung fur die Be-
rufsbildung (besteht) in der
Er6ffnung von Wegen in die
mittlere Qualifikations-
ebene fur alle Jugendlichen.
Steigende Qualifikationsan-
forderungen bei gleichzeiti-
ger Abnahme von Arbeits-
platzen fur Ungelernte ge-
fahrden zunehmend die be-
ruflichen Zukunftschancen
bildungs- und sozial be-
nachteiligter Jugendlicher.”

»(...) denVorziigen einer an
Modulen orientierten Qua-
lifizierung (darf man sich)
nicht verschlieBen. Wenn
Module als standardisierte
Teilkompetenzen entwickelt
werden, die in unterschied-
lichen Bereichen - auf ho-
rizontaler und vertikaler
Ebene - einsetzbar sind,
kann damit die Verzahnung
von Aus- und Weiterbildung
gelingen.”
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den Beruf zentrierten Sozialordnung ist
die Voraussetzung dafiir, dem Einzelnen
ein 6konomisches und soziales ,Existenz-
minimum® zu sichern, ganz abgesehen
von den identitatsstiftenden Potenzialen,
die dem Beruf fiir die Persdnlichkeits-
entwicklung auch heute noch zugespro-
chen werden.

Insofern besteht eine der grofiten Heraus-
forderung flr die Berufsbildung zunéchst
in der Eréffnung von Wegen in die mitt-
lere Qualifikationsebene fiir alle Jugend-
lichen. Steigende Qualifikationsanforde-
rungen bei gleichzeitiger Abnahme von
Arbeitsplatzen fur Ungelernte gefédhrden
zunehmend die beruflichen Zukunfts-
chancen bildungs- und sozial benach-
teiligter Jugendlicher. Dabei erscheint es
immer unwahrscheinlicher, dass benach-
teiligte Jugendliche ausschlieBlich uber
FordermalRnahmen herkdmmlicher Art in
den Arbeitsmarkt zu integrieren sind. Um
Chancengleichheit auf dem Arbeitsmarkt
fur alle Jugendlichen herzustellen, mis-
sen Konsequenzen im Sinne einer veran-
derten Forder- und Beratungspolitik ge-
zogen werden. In dieser Hinsicht stellt das
von der Bundesregierung aufgelegte So-
fortprogramm ,Jump* einen ersten Schritt
dar. Der Berufsausbildung vorgeschaltete
TrainingsmaBnahmen, Hilfen zum Errei-
chen eines Schul- und Ausbildungs-
abschlusses und Briicken in Beschaftigung
nach Abschluss der Berufsausbildung wei-
sen in die richtige Richtung. Fir eine kon-
tinuierliche und verléssliche Jugend-
férderung muss ,Jump“ aber dringend
weiter ausgebaut und der Anspruch auf
Leistungen aus diesem Programm gesetz-
lich verankert werden. Erst wenn ,Jump”
sich als Programm etabliert und auf lan-
gere Sicht zu einem Synonym fir den er-
folgreichen Einstieg junger Menschen in
den Arbeitsmarkt wird, hat dieses Pro-
gramm tatséchlich sein Ziel erreicht.

Die Verbesserung der Zugange flr
Quer- und Seiteneinsteiger durch die
Zertifizierung informeller Lern- und
Arbeitserfahrungen, weil effektiver
Wissenstransfer oft informell und im-
provisiert ist

Um dies zu ermdglichen bedarf es syste-
matischer konzeptioneller Feldversuche,
die eine zweckmaRige ,Modularisierung
im Rahmen des Berufskonzeptes* vorse-
hen. Solche Vorschldge gehen auf den

britischen Qualifizierungsansatz zurlck
und sind in den letzten Jahren heftig dis-
kutiert worden. Varianten des Modul-
systems sind inzwischen auch in Frank-
reich, der Schweiz, den Niederlanden und
Spanien in die jeweiligen Berufsbildungs-
systeme eingegangen. In Deutschland
gehen die Meinungen uber dieses System
immer noch sehr weit auseinander, denn
es liegt ihm eine grundsétzlich andere Phi-
losophie zugrunde als dem deutschen
Berufsbildungssystem. Diese kritischen
Anmerkungen haben ihre Berechtigung
und man muss ihnen bei einer Realisie-
rung des Modul-Konzeptes dringend
Rechnung tragen. Die Modularisierung
darf nicht dazu beitragen Schmalspuraus-
bildungen Vorschub zu leisten. Anderer-
seits darf man sich den Vorzugen einer
an Modulen orientierten Qualifizierung
nicht verschlielen. Wenn Module als stan-
dardisierte Teilkompetenzen entwickelt
werden, die in unterschiedlichen Berei-
chen - auf horizontaler und vertikaler
Ebene - einsetzbar sind, kann damit die
Verzahnung von Aus- und Weiterbildung
gelingen. Auf diese Weise lieRRe sich die
Ausbildung flexibler gestalten und die Un-
lbersichtlichkeit der Weiterbildung redu-
zieren.

Ein System des lebenshegleitenden
Lernens, das den Wildwuchs in der
Weiterbildung in geordnete Bahnen
lenkt

Lernen auf Vorrat flr ein ganzes Erwerbs-
leben, wie es bis dato konzipiert ist, steht
den heutigen und zukinftigen Erforder-
nissen des Arbeits- und Qualifikations-
prozesses entgegen. An diese Stelle muss
das systematisierte lebensbegleitende Ler-
nen treten. Wichtige Grundvoraussetzung
dafiir ist allerdings, dass bereits in der
Schule begonnen wird Grundlagen- und
Zusammenhangswissen bezogen auf die
Schlusselfragen der gegenwartigen Gesell-
schaft zu vermitteln. Genauso missen die
methodischen Kompetenzen hinsichtlich
der Handhabung stdndig neuer techni-
scher Grundlagen, die sozialen Kompe-
tenzen des Umgangs mit anderen und die
personalen Kompetenzen durch Reflexivi-
tat und Identitat starker als bisher Eingang
in den Bereich der Grundbildung finden.

Den Bedeutungswandel der Weiterbildung
belegen eindrucksvoll die stetig wachsen-
de Nachfrage und das entsprechende



Angebot. Diese einerseits wiinschenswer-
te Vielfalt birgt andererseits eine Reihe
von Problemen in sich. Niemand hat der-
zeit einen Uberblick, welche Institutionen
wirklich seridse Weiterbildung anbieten.
Selbst die Bundesanstalt fur Arbeit, als
groRter Kunde auf dem Weiterbildungs-
markt, kann derzeit nicht Gberblicken, wer
tatsdchlich ein gutes Angebot macht. Hier
miissen Regelungen getroffen werden, mit
denen das Institutionenspektrum systema-
tisiert und die Transparenz erreicht wer-
den. Damit die Tendenz dahin geht, dass
sich Programmanbieter zu qualitativ hoch-
wertigen Dienstleistern entwickeln, muss
den einzelnen Trégern und Einrichtungen
ein schérferes Profil abverlangt werden.
Bedarfsplanung, Qualitatssicherung, Pro-
gramm- und Curriculumentwicklung mus-
sen von den Programmanbietern bei der
Ausgestaltung ihrer Angebote stéarker als
bisher berucksichtigt werden. Damit dies
gewdhrleistet wird, ist es notwendig, dass
sich die Weiterbildungsunternehmen re-
gelmaBig bundeseinheitlichen Uberpri-
fungen, die von unabhdngigen Stellen
durchgefuhrt werden, unterziehen. Dies
liegt auch im Interesse der Anbieter selbst
und stellt fur die seriosen Unternehmen
in dieser Branche kein Problem dar. Ein
derartiger ,Weiterbildungs-TUV* wiére
auch die geeignete Institution, um die Ent-
wicklung eines gemeinsamen trager- und
einrichtungstbergreifenden Zertifizie-
rungssystems der Weiterbildung voranzu-
bringen. Die Verwend- und Verwertbar-
keit von heute an Weiterbildungsteil-
nehmer vergebenen Zertifikaten ist oft-
mals sehr eingeschrankt. Teilnahme- und
Leistungsnachweise der Weiterbildung
missen in ihren Aussagen eindeutiger und
die unterschiedlichen Angebote zeit- und
ortsunabhéngig miteinander vergleichbar
gemacht werden.

Die Job-Rotation als ein erster Schritt
zu einem System lebensbegleitenden
Lernens

Das Instrumentarium der Job-Rotation
war 1994 ein zentraler Bestandteil bei der
Reform der danischen Arbeitsmarkt-
politik. Dieses urspringlich arbeitsmarkt-
politische Instrument wurde mit dem
Recht auf Weiterbildung bis zu einem
Jahr verkniipft. Nach Absprache und Ein-
vernehmen mit den Arbeitgebern kén-
nen sich Beschaftigte bis zu einem Jahr
fur Weiterbildung freistellen lasen. Wéh-
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rend dieser Zeit erhalten sie volles Ar-
beitslosengeld (teilweise aufgestockt
durch zusétzliche Lohnleistungen der Ar-
beitgeber nach Vereinbarung). Stellt die
Firma wéhrend dieser Zeit einen Arbeits-
losen ein, erhdlt sie zusatzlich einen
Lohnkostenzuschuss. Das ist in Déne-
mark bei ca. 60 % der Fall. Dies zeigt,
dass das Instrument der Job-Rotation
sowohl als Qualifizierungs- und Ein-
gliederungselement und auch als Per-
sonalanpassungsinstrument genutzt wird.

Das Instrument der Job-Rotation ist kein
Allheilmittel fir die Losung der Beschéf-
tigungsprobleme und des Qualifizierungs-
bedarfs in den Unternehmen. Es ist le-
diglich eine intelligente Methode im po-
sitiven Sinne fur alle Beteiligten kosten-
giinstig Qualifizierung, betrieblichen
Strukturwandel und Beschéftigungspoli-
tik miteinander zu verkniipfen. In Déne-
mark selbst ist dieses Instrument zwi-
schenzeitlich an den Endpunkt seiner
Wirksamkeit angelangt. Dies begrundet
sich durch die Tatsache, dass die Arbeits-
losigkeit in Danemark nachhaltig reduziert
werden konnte. Das Instrument greift
nicht mehr, da keine erforderliche Zahl
von Stellvertretern vorhanden ist und die
Nachfrage der Beschéftigten als auch der
Arbeitgeber nicht mehr realisiert werden
kann. Aber bis zu diesem Punkt haben
wir in der Bundesrepublik Deutschland
noch einen weiten Weg vor uns.

Die weitere Professionalisierung des
Ausbildungspersonals

Professionelles Handeln von Berufsschul-
lehrern, Berufspadagogen und Ausbildern
ist eine der entscheidenden Voraussetzun-
gen fur die Neugestaltung der beruflichen
Bildung in Deutschland. Fir die Aus-
bildungskrafte des dualen Systems der Be-
rufsbildung bestehen bereits rechtsver-
bindlich definierte Qualifikationsvoraus-
setzungen. Es muss aber Gberprift wer-
den, ob sie in ihrer jetzigen Form geeig-
net sind, um den neuen Anforderungen
gerecht zu werden. Uberall dort, wo
Mindeststandards fur die berufliche Bil-
dung fehlen, besteht ein dringender Nach-
holbedarf - so etwa im sensiblen Bereich
des Gesundheits- und Sozialwesens. Auch
im Bereich der Weiterbildung besteht ein
grof3es Missverhaltnis zwischen fachlicher
Kompetenz und padagogischer Leistungs-
fahigkeit. Die meisten Lehrkrafte sind in

* * %

* % %
*

* 4 *

Cedefop
29

EUROPAISCHE ZEITSCHRIFT

Esist,(...) notwendig, dass
sich die Weiterbildungs-
unternehmen regelméafig
bundeseinheitlichen Uber-
priafungen, die von unab-
héngigen Stellen durchge-
fuhrt werden, unterziehen.
Dies liegt auch im Interes-
se der Anbieter selbst und
stellt fur die seridsen Unter-
nehmen in dieser Branche
kein Problem dar.”

.Professionelles Handeln
von Berufsschullehrern,
Berufspadagogen und Aus-
bildern ist eine der ent-
scheidenden Voraussetzun-
gen fur die Neugestaltung
der beruflichen Bildung in
Deutschland. Fur die Aus-
bildungskrafte des dualen
Systems der Berufshildung
bestehen bereits rechtsver-
bindlich definierte Qualifi-
kationsvoraussetzungen.
Es muss aber Uberprift
werden, ob sie in ihrer jet-
zigen Form geeignet sind,
um den neuen Anforderun-
gen gerecht zu werden.”
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~Die Finanzierung der be-
ruflichen Bildung ist ein al-
tes und noch nicht gel6stes
Problem. (...) Eine denkba-
re Mdéglichkeit ist, das be-
stehende Finanzierungs-
arrangement nicht wie bis-
her von der Angebots-, son-
dern der Nachfrageseite zu
regulieren. Dazu ware es
notig einen Qualifizie-
rungsfond zu errichten, an
den alle privaten und o6f-
fentlichen Institutionen, in-
klusive Bund, Lander und
Gemeinden, einen bestimm-
ten Prozentsatz ihres Bud-
gets abfuhren. Zusatzlich
wird privates Bildungs-
sparen staatlicherseits ein-
kommensabhangig gefor-
dert.”
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diesem Bereich auf Honorarbasis ange-
stellt. Die Zahl der hauptberuflich Téti-
gen ist nach wie vor relativ gering. Damit
geht eine ,marginale Professionalisierung*
einher, die den heutigen Anforderungen
nicht mehr gerecht wird. Insofern ist fur
die Qualitdt von Weiterbildungsangebo-
ten einerseits das Verhltnis von haupt-
beruflichen Mitarbeitern und Honorar-
kréaften deutlich zu verbessern und ande-
rerseits die Aus- und Weiterbildung des
Personals sicherzustellen. Ein Ansatz zur
Verbesserung dieser Situation bietet sich
durch eine verstérkt personalgebundene
oOffentliche Forderung der Weiterbildungs-
trager.

Grundsatzlich sollte bei der Ausbildung
von Berufspadagogen verstarkt auf Funk-
tionen und nicht auf Institutionen (wie
die Berufsschule) geachtet werden. Die
Professionalisierung der Berufspadagogen
muss sich an fachlichen Schwerpunkten
genauso orientieren wie an Fragen des
Bildungsmanagements, der Steuerung von
Lernprozessen und der Personalentwick-
lung. Deshalb sollten Staatsexamina kon-
sequent durch akademische Abschliisse
(z.B. Diplom oder Magister) ersetzt wer-
den. Diplom Berufspadagogen, die Be-
rufspadagogik mit einer beruflichen Fach-
richtung kombinieren, sind besser in der
Lage, die Uberlappung der Einsatzberei-
che mit den verschiedenen Lernorten si-
cherzustellen.

Die Starkung von Marktchancen der
Bildungskunden, indem das Finanzie-
rungssystem beruflicher Aus- und Wei-
terbildung auf ein langfristig tragfahi-
ges Fundament gestellt wird

Die Finanzierung der beruflichen Bildung
ist ein altes und noch nicht geldstes Pro-
blem. Der stdndig steigende Bedarf an
beruflicher Bildung, bei dem Individuen,
Staat und Wirtschaft in finanzieller Hin-
sicht derzeit jeweils unterschiedlich bela-
stet sind, lasst zunehmend Forderungen
nach Alternativen zur Bildungsfinan-
zierung laut werden. Erste Versuche dazu
wurden bereits in der vergangenen Le-
gislaturperiode unternommen, aber we-
gen vielerlei Bedenken nicht realisiert.

Nachdem die Umlagefinanzierung wohl
nur noch wenig Aussichten auf Realisie-
rung hat, muss tber andere Alternativen
nachgedacht werden. Eine denkbare Mdg-

lichkeit ist, das bestehende Finanzierungs-
arrangement nicht wie bisher von der An-
gebots-, sondern der Nachfrageseite zu
regulieren. Dazu wadre es notig einen
Qualifizierungsfond zu errichten, an den
alle privaten und o6ffentlichen Institutio-
nen, inklusive Bund, L&nder und Gemein-
den, einen bestimmten Prozentsatz ihres
Budgets abfiihren. Zusétzlich wird priva-
tes Bildungssparen staatlicherseits ein-
kommensabhéngig gefordert. Der Fonds
weist jeder Person, die die Pflichtschulzeit
abgeschlossen hat, ein Gutscheinkonto zu.
Die Empféanger sind, verteilt iber das ge-
samte Arbeitsleben, frei darin, das Gut-
scheinguthaben, das auch als verzinsbar
gedacht werden kann, fir jede Form be-
ruflicher Bildung in den akkreditierten
Institutionen zu nutzen. Die Gutscheine
selbst bestehen aus einer Subventions-
und einer Darlehenskomponente. Die
Hoéhe des Darlehens h&ngt dabei von der
individuellen 6konomischen Leistungsfa-
higkeit (gemessen am laufenden Einkom-
men und am Vermdgen der Haushalte und
unter Berucksichtigung der familidren
Verantwortlichkeiten) ab. Dies bedeutet,
dass die Darlehenskomponente mit wach-
sender Leistungsfahigkeit steigt, dass aber
leistungsschwache Personen einen Satz
vollstandig subventionierter Gutscheine in
Anspruch nehmen kdnnen. Leistungsstar-
kere Personen werden sich mit einer ho-
hen Darlehenskomponente begniigen
mussen, die sie aber nicht in Anspruch
nehmen mdissen, wenn sie ausreichend
Eigenmittel haben (z.B. aus dem Bildungs-
sparkonto).

Dieses zugegebenermafen in der hier vor-
gestellten Form etwas holzschnittartige
Modell wird sich schnell den Vorwurf ei-
nes tberdimensionierten burokratischen
Apparates, der Organisations- und Durch-
fuhrungsineffizienz und natdirlich der Ver-
lagerung von Entscheidungsmacht - dies-
mal allerdings nicht in den Fonds, son-
dern auf die Seite der Nachfrager - ein-
handeln. Diese vorweggenommene Kri-
tik ware im Einzelnen zu prifen, ihre
Reichweite hinge natirlich auch von der
konkreten Ausgestaltung eines solchen
Finanzierungssystems ab. Grundsétzlich
soll dieses Modell auch im wesentlichen
verdeutlichen, dass die Weiterentwicklung
beruflicher Bildung hin zu einer Struktur,
die lebensbegleitendes Lernen mdoglich
macht, auch neue Finanzierungslésungen
erfordert.



Reslmee

Vor dem Hintergrund der geschilderten
Strategiefelder wird deutlich, dass eine
ganze Reihe von MaRnahmen notwendig
sind, um dem Ziel eines modernen DPM-
Berufsbildungssystems (dual, plural und
modular) in Deutschland n&herzukom-
men. Der Bezugspunkt, an dem die Ver-
anderungen zunéchst angesetzen missen,
ist das Berufshildungsgesetz von 1969, bei
dem wichtige Zielsetzungen und Bestim-
mungen erhalten bleiben sollen. Der hohe
Anspruch, der sich in der Bezeichnung
.Berufsbildungsgesetz* ausdriickt, muss
allerdings wieder verstarkt in den Mittel-
punkt der Diskussion geriickt und kon-
sequent eingeldst werden. Das Berufsbil-
dungsgesetz gibt die Mdglichkeit, Wege
zur Bedarfsermittlung der Qualifizierung
zu definieren, offene dynamische Berufs-
felder zu gestalten, durch Ergdnzung auch
den Stellenwert der Berufsschule neu zu
definieren und vor allem die Rahmenbe-
dingungen fur Doppelqualifikationen und
Anschlussqualifikationen festzuschreiben.
Das Modell der Job-Rotation nach dé&ni-
schem Muster sollte im Rahmen der
arbeitsmarktpolitischen Gesetzgebung

BERUFSBILDUNG NR. 20

(SGB 111) geregelt werden, da es hierbei
darum geht, Qualifizierungsstrategien im
umfassenden Sinne fiir einen Ubergangs-
zeitraum zu gestalten. Auch Elemente der
Berufsvorbereitung und der nachholenden
Abschlisse sollten in diesem Zusammen-
hang definiert und verstetigt werden.

Angesichts der groRen Herausforderung
die Innovationskraft und Modernisierung
von Wirtschaft und Gesellschaft durch
eine wesentliche Anhebung des Potenzials
der gegenwadrtig und in naher Zukunft Er-
werbstétigen zu stérken, sollten sich Ex-
perten zusammenfinden, die diese Vor-
schldge diskutieren und auf eventuelle
~ungereimtheiten“ und Interessenkollisio-
nen hin dberpriifen. Um die politische
Debatte fachlich und wissenschaftlich zu
untermauern scheint es dringend erfor-
derlich, den einschlagigen Bund-/Lander-
ausschiissen Beirate zuzuordnen, die, mit
einem Kklaren Mandat versehen, zu den
angeschnittenen Fragestellungen detail-
lierte Losungsvorschlage zu entwickeln
hétten. In diesem Sinne wird auch der
Beirat ,Berufliche Bildung und Beschéfti-
gungspolitik” seine Arbeit fortsetzen und
konkrete Ausarbeitungen vorlegen.

* * %

* % %
*
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~Angesichts der groRen He-
rausforderung die Innova-
tionskraft und Modernisie-
rung von Wirtschaft und
Gesellschaft durch eine we-
sentliche Anhebung des
Potenzials der gegenwartig
und in naher Zukunft Er-
werbstatigen zu starken,
sollten sich Experten zu-
sammenfinden, die diese
Vorschlage diskutieren und
auf eventuelle ‘Ungereimt-
heiten’ und Interessenkolli-
sionen hin uberprufen.”
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Informelle
Arbeitsgruppe
der Arbeitgeber-
vereinigungen?!

In diesem Artikel werden
die grundsatzlichen Ansich-
ten der Arbeitgebervereini-
gungen aus sieben EU-Mit-
gliedstaaten in Bezug auf
eine qualitative Verbesse-
rung der Primar- und Se-
kundarschulbildung wie-
dergegeben. Die Gruppe er-
kennt an, dass die Organi-
sation des Bildungswesens
Aufgabe der Regierungen in
den einzelnen Staaten ist,
mochte jedoch einen Bei-
trag zur Debatte Uber die
Qualitat der Schulen leisten.

1) 1999 lud A. Oliva, der Vorsitzende
des Schulausschusses des italieni-
schen Arbeitgeberverbands Confin-
dustria, die Arbeitgebervereinigungen
anderer EU-Staaten zur Bildung einer
informellen Arbeitsgruppe ein, die
sich mit der Qualitat der Primar- und
Sekundarschulbildung in den jeweili-
gen Landern befassen sollte. Mitglie-
der dieser Arbeitsgruppe sind:

Dénemark, DA: L. Skanting
Deutschland, BDA: D. Kluxen-Pyta
Frankreich, MEDEF: A. Dumont, J.P.
Farrugia

Italien, Confindustria: A. Oliva (Vor-
sitzender), C. Gentili, F. Paterno
Niederlande, VNO-NCW: C. Renique
Osterreich, VOI: G. Riemer,

E. Altrichter

Vereinigtes Konigreich, CBI:

M. Murray
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Auf der Suche nach
Qualitat in Schulen
Der Standpunkt
der Arbeitgeber

Einleitung

Dieser Artikel ist als Beitrag zur Debatte
Uber die Qualitat der Schulen gedacht.
MaRnahmen zur qualitativen Verbesserung
der nationalen Bildungssysteme sind mitt-
lerweile in allen hier beleuchteten L&n-
dern eingeleitet worden. Wir hoffen, dass
der vorliegende Diskussionsbeitrag An-
stoR zu weiteren Schritten geben wird,
und wiirden es begriiRen, wenn sich auch
andere zu diesem Thema &uRern wiirden.
Der Artikel ist in vier Abschnitte geglie-
dert, die sich jeweils mit der Frage nach
dem ,Warum®, dem ,Was", dem ,Wie" und
schlieflich mit dem ,Wer“ und ,Wann“ in
Bezug auf die Verwirklichung von Schul-
reformen fir das kommende Jahrhundert
auseinander setzen. Wir sind der Uber-
zeugung, dass die von uns vorgelegten
Reformvorschlage in wechselseitiger Ab-
héngigkeit zueinander stehen und sich ge-
genseitig erganzen (vgl. Tabelle 1).

Unserer Meinung nach empfiehlt es sich,
die von uns unterbreiteten Vorschlage als
systemische Konzeption umzusetzen. Bei
einer UbermaRigen Betonung einzelner
Elemente auf Kosten anderer hatten die
Reformen deutlich geringere Wirkungs-
kraft, und unter Umstdnden kénnten so-
gar die eigentlich verfolgten Absichten
untergraben werden.

Warum?

Im 20. Jahrhundert gelang es den entwi-
ckelten Landern, die allgemeine Bildung
allen Burgern zugénglich zu machen; da-
bei sahen sie sich der Herausforderung
gegeniber, ihre Schulen auf eine univer-

sale Bildungsversorgung einzustellen,
ohne dass dies mit einer Anderung des
Wesens und der Organisation der Schu-
len einherging. Die Herausforderung, dem
sich das Bildungswesen im 21. Jahrhun-
dert stellen muss, besteht darin, neuen Be-
dirfnissen entgegenzukommen und An-
reize zur kontinuierlichen Erhéhung der
Qualitat in die nationalen Bildungs-
systeme einzubauen. Die von uns vorge-
legten Vorschldge gehen von der Grund-
annahme aus, dass nur qualitativ hoch
stehende Bildungssysteme den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt, Fortschritt
und ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum
garantieren kénnen.

Die Fertigkeiten und Kenntnisse, die in
finfzig oder auch schon in zehn Jahren
bendétigt werden, kénnten vielleicht ganz
anders aussehen als die Kompetenzen, die
heute gefordert sind. Geht man von den
derzeitigen wirtschaftlichen Trends aus,
zeichnet sich fur die nahe Zukunft in etwa
folgendes Bild ab:

0 Veranderungen vollziehen sich in ei-
nem hohen Tempo: Kenntnisse und Fer-
tigkeiten werden schnell veralten;

0O der technologische Wandel wird sich
im Alltag und im Erwerbsleben noch deut-
licher bemerkbar machen;

0O die Globalisierung der Handelsbezie-
hungen und deren Auswirkungen auf un-
ser Leben dirften sich noch weiter inten-
sivieren und nicht etwa abschwéchen;

O die Fertigkeiten und Fahigkeiten aller
Blrger werden zum entscheidendsten
Faktor fur die Wettbewerbsfahigkeit und
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Tabelle 1
Zehn elementare Forderungen

Das Bildungssystem muss grundlegend reformiert werden, damit die Schulen ihren Schilern kiinftig das notwendige Riistzeug
mitgeben kdnnen, um sich in der Welt des 21. Jahrhunderts zu entfalten, und damit die Llcke zwischen den Kenntnissen und
Kompetenzen, die die Schulen heute vermitteln, und denen, die im Hinblick auf eine hohe Leistungs- und Wettbewerbsféhig-
keit zunehmend bendtigt werden, geschlossen wird.

Die Schulen missen ihren Anspruch und ihre Organisation erneuern. Sie mussen auch weiterhin qualitativ hoch stehende
Grundfertigkeiten und eine solide Wissensgrundlage vermitteln. Doch missen sie ebenso grofRen Wert auf die Vermittlung von
sozialen und personlichen Kompetenzen, grundlegenden staatsblrgerlichen Werten und der Féhigkeit zur sténdigen lebens-
begleitenden Weiterbildung legen, welche fur die Arbeitswelt, die Mobilitat und die Lebensqualitat im 21. Jahrhundert ben6tigt
werden.

Die einzelnen Staaten mussen den Schulen Autonomie zur Selbstverwaltung einrdumen. Die Schulen miissen hohe Erwartun-
gen hegen, sich selbst Ziele setzen und die Verantwortung dafiir ibernehmen, dass diese auch erreicht werden. Sie sollten die
Maglichkeit erhalten, ihr Lehrerkollegium selbst auszuwéhlen und enge Kontakte zu den Eltern, ihrem ortlichen Umfeld,
anderen Schulen und Arbeitgebern zu knupfen.

Ferner mussen die einzelnen Staaten dafiir sorgen, dass die Schulen Uber die Kosten und Qualitét ihrer Arbeit Rechenschaft
ablegen, und landesweit giltige Leistungsmalistdbe fir jedes Curriculumfach festsetzen, die zur Beurteilung der schulischen
Leistungen herangezogen werden und den Schulen als Instrument fir die Selbstbewertung und stdndige Verbesserung ihrer
Arbeit dienen konnen. Solche landesweiten LeistungsmaRstabe sollten den hdéchstmdglichen Leistungsstand herbeifiihren.
Jeder Staat sollte eine unabhdngige Instanz einrichten, die die Qualitat jeder einzelnen Schule und des Systems insgesamt
evaluiert. Die Ergebnisse der Arbeit der Schulen sollten im Hinblick auf nationale Leistungsvergleiche zwischen gleichartigen
Schulen und zur Information von Schilern, Eltern, Arbeitgebern und Bildungspolitikern verdffentlicht werden.

Mehr Geld beinhaltet nicht zwangslaufig auch eine hdhere Qualitat. Vorrangig missen vielmehr Reformen im Bereich der
Personalverwaltung, der Unterrichtsmethoden und der Organisation angestrebt werden. Die Schulen missen die vorhandenen
Ressourcen effektiver nutzen, um den sich wandelnden Bedirfnissen der Schiler und Arbeitgeber gerecht zu werden. Die
Zuweisung von Geldern der &ffentlichen Hand an die Schulen sollte grundséatzlich nachfragegesteuert erfolgen und sich nach
der Schilerzahl der einzelnen Schule richten.

Eine umfassende und effiziente Bildungsvermittlung setzt sowohl Zusammenarbeit als auch Wettbewerb voraus. Elemente des
Wettbewerbs — wie etwa die Wahl der am besten geeigneten Schule durch die Eltern auf der Grundlage umfassender Informa-
tionen, die Auswahl der Lehrer durch die jeweilige Schule sowie Leistungsvergleiche zwischen gleichartigen Schulen anhand
von festgelegten Bezugsnormen — missen im Rahmen eines staatlichen Regelwerks eingefiihrt werden.

Die Schulen sollten zu stimulierenden Zentren des aktiven, individuell zugeschnittenen Lernens werden, indem sie das Potenzial
der Informations- und Kommunikationstechnologien voll ausschépfen.

Die Schulen miissen gewahrleisten, dass Theorie und Praxis im Unterricht in einem ausgewogenen Verhéltnis zueinander
stehen - dass sowohl das Wissen als auch dessen praktische Anwendung betont wird. Um die Wissbegierde der Schiler zu
fordern, sollten die Schulen ihren Schilern vermitteln, wie sie die erworbenen Kenntnisse und Kompetenzen in der Praxis
nutzen koénnen.

Auf die Schulleiter und Lehrer kommt es ganz besonders an. Sie sind fur den Erfolg der schulischen Arbeit ausschlaggebend.
Deshalb mussen sie hoch qualifiziert sein, einen Universitatsabschluss oder eine gleichwertige bzw. darliber hinausgehende
Beféhigung besitzen, daneben eine praktische Ausbildung absolviert haben und zudem die Mdglichkeit zur laufenden beruf-
lichen Fortbildung erhalten. Die Arbeitsbedingungen dieser Berufsgruppe missen modernisiert werden, damit Schulleiter und
Lehrer durch eine nach Aufgabenumfang und Leistung differenzierte Besoldung den notwendigen Ansporn zu einer erfolgrei-
chen Tétigkeit bekommen. Alle Lehrkréafte missen auflerdem die Wichtigkeit von Innovationen erkennen, da sie im Rahmen
ihrer beruflichen Rolle zunehmend Betreueraufgaben wahrnehmen werden. Dabei wird kiinftig immer gréRerer Wert auf
Teamarbeit gelegt werden mdissen.

Die Arbeitgeber mussen die Schulen bei der Vorbereitung der Schiiler auf das Erwerbsleben und im Hinblick auf eine effekti-
vere schulische Selbstverwaltung aktiver unterstiitzen — insbesondere durch Berufsberatungsleistungen, Arbeitserfahrungen,
die Bereitschaft zur Entsendung von Fachleuten, Aufgeschlossenheit gegentiber der Veranstaltung von betrieblichen Praktika
fur Schulleiter und Lehrer und Hilfestellung bei der Einfiihrung von neuen Informations- und Kommunikationstechnologien.
Die Schulen, Eltern und Arbeitgeber miissen gemeinsam sicherstellen, dass die Schiler in Bezug auf ihre weitere Ausbildungs-
und Berufswahl wohl fundierte Entscheidungen treffen.
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Tabelle 2

Die nationalen Bildungssysteme - aus der Sicht
der Arbeitgeber

Dénemark Die Achillesferse des nationalen Bildungssystems ist dessen
mangelnde Kenntnisnahme der auBerschulischen Welt: Die Schulen unterhalten
kaum Beziehungen zur Arbeitswelt und weisen kaum Bezlige zu den Zielen Wirt-
schaftswachstum und Wettbewerbsfahigkeit auf.

Bericht des Danischen Arbeitgeberverbands, ,Zielsetzungen, Qualitdt und Management — Forderun-
gen an die Primarstufe und Sekundarstufe I, 1999

Deutschland Den Schulen gelingt es nicht, das Potenzial der Schiler frei-
zusetzen, und noch nicht einmal, ihnen lebensnotwendige Grundkompetenzen zu
vermitteln. Die Vorbereitung der Schiler auf die Arbeitswelt kostet die deutschen
Arbeitgeber rund 70 000 DM pro Schiler — eine Vorbereitung, die die Schule ei-
gentlich hatte vollenden missen.

Erhebung des Instituts der deutschen Wirtschaft, 1999

Frankreich Franzosische Schulen vermitteln einen guten Wissensstand,
bringen den Schiilern jedoch nicht bei, wie sie dieses Wissen ausbauen oder wei-
terentwickeln kdnnen. Seit jeher haben sich die Unternehmen auf das staatliche
Bildungswesen verlassen, dieses jedoch gleichzeitig heftig kritisiert ... mittlerwei-
le sind sie sich bewusst geworden, welche Rolle sie selbst ibernehmen sollten.

Franzdsischer Arbeitgeberverband MEDEF, unter Berufung auf Godet und Crozier, ,Objectif
Compétences", 1998

Italien Das italienische Bildungswesen zeichnet sich durch Quantitét
auf Kosten von Qualitét aus — es gibt zu viele Curriculumfécher, zu viele Lehrkraf-
te und zu viele Schulen im Verhdltnis zur Zahl der Schiler.

Bericht des italienischen Arbeitgeberverbands Confindustria, ,Auf dem Weg zur Schule 2000: Zusam-
menarbeit und Wettbewerb®, 1998

Niederlande Zu wenige Schulen verfolgen eine padagogische Linie, die
auf eine Verbesserung des traditionellen Unterrichts im Klassenzimmer abzielt.
Nur selten wird eine Evaluierung von schulischen Innovationen vorgenommen. Im
Durchschnitt werden an den Schulen der Sekundarstufe | nur 64 % der Ziele des
nationalen Curriculums erreicht.

Bericht der nationalen Schulaufsichtsbehérde der Niederlande, September 1999

Osterreich Obwohl Osterreich in Bezug auf die Ausgaben fiir das Schul-
und Bildungswesen im internationalen Vergleich eine Spitzenposition einnimmt,
klafft zwischen den von der Wirtschaft nachgefragten Qualifikationen und denen,
die durch die Schulen vermittelt werden, eine deutliche Liicke. Durch den Einsatz
von marktwirtschaftlichen Elementen wie Qualitatskontrolle, schulischer Selbst-
verwaltung usw. wiirden die Unterrichtsqualitat erhéht und die vorhandenen Res-
sourcen besser genutzt.

Bericht der Vereinigung der Osterreichischen Industrie, ,Osterreich AG*, 1999

Vereinigtes Kénigreich  Die unzul&nglichen Ergebnisse der schulischen Grund-
bildung sind fiir alle Arbeitgeber Besorgnis erregend. Das Problem liegt dabei
hauptsdchlich an den zu niedrigen Erwartungen ... die groRe Mehrzahl der Ju-
gendlichen hat das Potenzial, sehr viel mehr zu erreichen, als gemeinhin von
ihnen erwartet wird, und muss dazu ermuntert werden, dieses Potenzial auch zu
erreichen.

Bericht des Dachverbands der britischen Industrie, ,A skills passport, 1995. Die Schlussfolgerungen
des Berichts beziehen sich auf die unterschiedlichen Bildungssysteme von England und Wales, Schott-
land und Nordirland.
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den Wohlstand jedes Landes sowie fur die
individuelle Beschéftigungsfahigkeit und
Lebensqualitit der Menschen;

0 die Arbeitsmarkte werden weiterhin
offen und flexibel sein und hohe Anfor-
derungen stellen.

Im kommenden Jahrhundert wird sich das
Arbeitsumfeld der Schulen durch neue
Medien, Fortschritte im Bereich der
Informations- und Kommunikationstech-
nologien und neue Mdglichkeiten zur Be-
friedigung der Informations- und Bil-
dungsnachfrage radikal verédndern. Die
Schulen mussen den Schiilern das nétige
Rustzeug an die Hand geben, damit sie
neue Medien nutzen, unter den angebo-
tenen Informationen auswéhlen und ihr
Wissen nutzbringend einsetzen kénnen.
Die Schulen sind heute nicht mehr die
Hauptquelle fir Informationen und Bil-
dung, sondern stehen vielmehr im Wett-
bewerb mit anderen Bildungsmedien.

Zwischen den Kompetenzen, die sich die
Arbeitgeber in zunehmendem MaRe von
ihren Beschéftigten wiinschen werden,
und den Kompetenzen, die die Schulen
den Schilern gegenwadrtig vermitteln,
klafft eine deutliche Licke (Tabelle 2).
Diese Lucke wird immer groBer. Schiler
sollten indes Qualifikationen erwerben,
die dem hochsten Qualitatsstandard ent-
sprechen, sowohl im Hinblick auf die Er-
haltung und den Ausbau des kulturellen
Reichtums unserer L&nder als auch zur
Starkung der Wettbewerbsfahigkeit unse-
rer Volkswirtschaften.

Gelingt es uns nicht, diese Herausforde-
rungen zu bewaltigen, wird es zu einer
Verarmung der Schiiler und der Gesell-
schaft insgesamt kommen. Alle Schiiler
sollten ihre Schulbildung abschlieBen;
keiner darf die Schule vorzeitig verlassen.
Von den Schilern, Lehrern und Regierun-
gen sollten wir hohe Ambitionen erwar-
ten und fordern.

Der Unterricht und die schulischen Lern-
prozesse werden keiner hinreichenden
Qualitatskontrolle unterzogen. Die staat-
liche Schulbildung wird zwar von Eltern
und Schilern als ,kostenlos” aufgefasst,
doch zahlt die Gesellschaft als Ganzes viel
Geld fur die Unterhaltung ihrer Bildungs-
systeme. In allen hoch entwickelten Lan-
dern werden durchschnittlich 5 bis 6 %
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Tabelle 3
Ausgaben pro Schiler fur staatliche und private Bildungseinrichtungen
(einschliel3lich der prozentualen Abweichung vom EU-15-Durchschnitt) in USD,
umgerechnet auf die Kaufkraftparitat

1995 Alle Bildungsstufen™  Vorschulerziehung Primarstufe Sekundarstufe
Déanemark 5968 (+21 %) 4964  (+32,1 %) 5713 (46,7 %) 6247  (+25,1 %)
Deutschland” 5972 (+21 %) 4381 (+16,6 %) 3361 (-13,6 %) 6254  (+25,2 %)
Frankreich 5001 (+1,4 %) 3242 (-13,7 %) 3379 (-13,2 %) 6182  (+23,8 %)
Italien” 5157 (+4,5 %) 3316 (-11,7 %) 4673 (+20 %) 5348 (+7,1 %)
Niederlande 4397  (-10,9 %) 3021 (-19,6 %) 3191 (-18 %) 4351 (-12,9 %)
Osterreich* 6763  (+37,1 %) 4907  (+30,6 %) 5572 (+43,2 %) 7118  (+42,6 %)
Vereinigtes

Konigreich 4222 (-14,4 %) 5049  (+34,4 %) 3328 (-14,5 %) 4246 (-15 %)
Durchschnitt

EU 15 4934 3758 3892 4983

USA 7905  (+60,2 %) k. A. 5371 (+38 %) 6812  (+36,4 %)
Japan 4991 (+1,5 %) 2476  (-34,1 %) 4065 (+4,4 %) 4465  (-10,6 %)

* nur staatliche Bildungseinrichtungen; ** einschlieBlich des tertiaren Bildungsbereichs (Hochschulen)

Quelle: OECD ,Bildung kompakt“, 1998

des Bruttoinlandsprodukts fiir das natio-
nale Bildungswesen ausgegeben, ein-
schlieBlich der Aufwendungen fiir den
tertidren Bildungsbereich. Daraus ergeben
sich betrachtliche Ausgaben pro Schiler,
das sinnvollste MaR fir internationale Ver-
gleiche (vgl. Tabelle 3). Es missen zu-
verlassige Verfahren zur Rechenschaftsle-
gung eingefiihrt werden, damit sicherge-
stellt werden kann, dass die Schulen fir
dieses Geld auch eine entsprechende Leis-

Berechnung auf der Grundlage von Vollzeitaquivalenten

tung erbringen und dass die wichtigsten
Kostenfaktoren (wovon die Lehrerkosten
am bedeutendsten sind) strengen Kontrol-
len unterzogen werden. Das rechnerische
Schiler-Lehrer-Verhdltnis in verschiede-
nen Landern ist in Tabelle 4 aufgefuhrt.

Es gibt deutliche Belege, die die Besorg-
nis der Arbeitgeber bestétigen. So schnei-
den Europder etwa in internationalen Un-
tersuchungen wie der 3. Internationalen

1995 Vorschulerziehung Primarstufe
Dinemark 13,1 (-29,8 %) 11,2 (-33,3 %)
Deutschland 23,7 (+27,1 %) 20,9 (+24,4 %)
Frankreich 24,6 (+31,9 %) 19,5 (+16,1 %)
Italien 13,9 (-25,5 %) 11,2 (-33,3 %)
Niederlande 20 (+7,2 %) 20 (+19 %)
Osterreich 18,9 (+1,3 %) 12,7 (-24,4 %)
Vereinigtes Konigreich 19,1 (+2,4 %) 21,3 (+26,8 %)
Durchschnitt EU 15 18,65 16,8

USA 21,9 (+17,4 %) 16,9 (+0,6 %)
Japan 17,8 (-4,5 %) 19,7 (+17,2 %)

Verhéltnis von Schiilern zu Lehrkraften in verschiedenen Bildungsstufen
(einschliel3lich der prozentualen Abweichung vom EU-15-Durchschnitt)

Tabelle 4

Sekundarstufe

11 (-18,5 %)
15 (+11,1 %)
13,3 (-1,5 %)
10,2 (-24,4 %)
18,6 (+37,8 %)

8,9 (-34,1 %)
15,6 (+15,5 %)
13,5
16,1 (+19,2 %)
15,9 (+17,8 %)

Quelle: OECD ,Bildung kompakt*“, 1998
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Naturwissenschaftsstudie (TIMSS). Mathematische
Leistungen von 14-jahrigen Schilern

1995

Belgien (Flamische Gemeinschaft)

Bulgarien

Déanemark
Deutschland
Finnland

Frankreich
Griechenland

Irland

Italien”

Lettland

Litauen

Luxemburg
Niederlande
Osterreich

Portugal

Ruménien

Schweden

Slowakei

Slowenien

Spanien
Tschechische Republik
Ungarn

Vereinigtes Konigreich
Zypern
Durchschnitt EU 15
USA

Japan

Singapur

Korea

* Quelle und Berechnungen: CEDE

schnitt schlechter ab als die besten asiatischen Lander: Japan, Sudkorea und Singapur.

Tabelle 5
Resultate in der 3. Internationalen Mathematik- und
Mittelwert TIMSS-
Gesamtplatzierung
565 5
540 11
502 26
509 23
k.A. k.A.
538 13
484 32
527 17
502 19
493 29
477 34
k.A. k.A.
541 9
539 12
454 36
482 33
519 22
547 7
541 10
487 30
564 6
537 14
506 24
474 35
513

500 27
605 3
643 1
607 2

Wie die Ergebnisse des letzten TIMSS-Testes zeigen, schneiden die EU-Mitgliedstaaten im Durch-

Quelle: OECD ,Bildung kompakt“, 1998
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Mathematik- und Naturwissenschafts-
studie (TIMSS) merklich schlechter ab als
die Birger anderer hoch entwickelter Lan-
der (Tabelle 5).

Was?

Der grundsatzliche Auftrag der Schulen
besteht seit langem darin, die Schiiler auf
die Arbeitswelt und auf die volle Teilnah-
me am gesellschaftlichen Leben im wei-

teren Sinne vorzubereiten. Diese Zielset-
zung ist nach wie vor unveréndert, doch
missen sich die Schulen mit der Frage
auseinander setzen, was die Erreichung
dieses Ziels heute und in den kommen-
den Jahren beinhaltet. Als Ausgangspunkt
hierfur lohnt es sich, die Empfehlungen
des Bildungsberichts der UNESCO von
1996 in Erwégung zu ziehen, die mit den
Erfahrungen der Arbeitgeber in Einklang
stehen. Der Bericht kam zu folgenden
Schluss:

»Bildung muss die Landkarten einer
komplexen und sich stdndig verandern-
den Welt liefern sowie den Kompass zur
Orientierung.”

Gemal den Empfehlungen dieses Berichts
mussen Schulen dafur Sorge tragen, dass
den vier priméren Elementen der Bildung
— dem Erlernen von Wissen (,learning to
know"), dem Erlernen von Fertigkeiten
(,learning to do“), der Beféhigung zum
Zusammenleben mit anderen (,learning
to live with others*), der Formung der ei-
genen Identitat (,learning to be*) - gleich
viel Aufmerksamkeit geschenkt wird.

Fir die Arbeitgeber folgt aus diesen Prin-
zipien, dass Schiiler mit folgenden Kom-
petenzen ausgestattet werden sollten:

0 grundlegende Kompetenzen - Lese-,
Schreib- und Rechenfertigkeiten, aktuel-
les und zweckdienliches Wissen bzw. Ver-
standnis von Sachverhalten;

0O praktische Kompetenzen, z.B. die Fa-
higkeit zur Probleml6sung, die Anwen-
dung von Informations- und Kommuni-
kationstechnologien, die Vermittlung ei-
ner Arbeitsethik;

0 soziale Kompetenzen, z.B. die Kom-
munikation mit anderen Menschen, die
Zusammenarbeit mit anderen in verschie-
denen Umfeldern und Kulturen, Fremd-
sprachen, grundlegende staatsbirgerliche
Werte;

0 personliche Kompetenzen und Werte,
u.a. Selbststandigkeit und Verantwor-
tungsbewusstsein, emaotionale Intelligenz,
Unternehmergeist, Lernbegierde und Lern-
fahigkeit, die Fahigkeit zur praktischen
Anwendung von Gelerntem, die Fahigkeit
zur Nutzung des Potenzials von Verande-
rungen sowie die Fahigkeit, die eigenen



Starken und Schwéchen zu beurteilen und
mit diesen sinnvoll umzugehen.

Es ist so wichtig wie eh und je, dass Schu-
ler bei ihrem Abgang von der Schule (iber
eine solide Grundlage in traditionellen
Kenntnissen und Fertigkeiten verfiigen:
Lesen, Schreiben, Rechnen und eine fun-
damentale Kenntnis der Vergangenheit
und der Gegenwart sind nach wie vor
unerlasslich. Praktisch kein Schiiler soll-
te die Schule ohne formalen Abschluss
verlassen (vgl. Tabelle 6). Doch mussen
die Schulen den Schiilern auch die erfor-
derlichen Kompetenzen und Grundein-
stellungen vermitteln, die sie zur vollen
Teilnahme am gesellschaftlichen Leben in
einer zunehmenden globalisierten Umwelt
beféhigen werden.

Um diesen Bedirfnissen gerecht zu wer-
den, mussen die Schulen nicht nur ihre
Ziele neu beleben, sondern auch ihre Ver-
fahrensweisen. Es miissen moderne péd-
agogische Methoden zum Einsatz kom-
men, die den Schiilern helfen, die oben
beschriebenen Kompetenzen auf integ-
rierte Weise zu entwickeln — d.h. mehre-
re Kompetenzen gleichzeitig zu entwi-
ckeln, ganz so, wie sie dies in ihrem spé-
teren Erwerbsleben tun werden. In vie-
len Schulen lernen Schiiler heute in dem
gleichen Umfeld und mit den gleichen
Mitteln, wie es bereits ihre Eltern oder
gar ihre GroReltern taten, um sich ihrer-
seits auf eine vollig andere Welt vorzube-
reiten. Schulen sollten reizvolle Heraus-
forderungen und ein stimulierendes Um-
feld bieten, was sie unserer Meinung nach
durchaus kénnen. Mit Hilfe der Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien
kénnte dieser Wandlungsprozess in den
Schulen instrumentell unterstiitzt werden.

Lernen endet langst nicht mehr an den
Schultoren. Das A und O der Beschéfti-
gung im 21. Jahrhundert liegt in der Fé&-
higkeit, Uber das gesamte Erwerbsleben
hinweg zu lernen und sich an neue Ge-
gebenheiten anzupassen. Die Schulen
missen den Schillern den Nutzen des
lebensbegleitenden Lernens beibringen
und ihnen das nétige Ristzeug und den
Wunsch mitgeben, sich ein Leben lang
weiterzubilden. Die Schulen missen den
jungen Menschen helfen, ihre Verantwor-
tung zur personlichen Weiterbildung zu
erkennen. Wie im WeiBbuch der EU von
1995, ,Auf dem Weg zur kognitiven Ge-
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1996

Danemark
Deutschland
Frankreich

Italien

Niederlande

Osterreich

Vereinigtes Konigreich*
Durchschnittswert EU 15
USA

Japan

erworben haben.

sellschaft”, dargelegt, sollte die Heranbil-
dung einer lernenden, ,kognitiven* Ge-
sellschaft angestrebt werden, fiir die die
Schulen das Fundament und den Antrieb
liefern.

Die Internationale Stichprobenerhebung
zu den Lese- und Schreibfertigkeiten Er-
wachsener (IALS) von 1995 zeigt, dass ein
hoher Anteil (zwischen 25 % und 50 %)
der Bevdlkerung in hoch entwickelten
OECD-L&ndern nicht das wiinschenswer-
te Niveau der Lese- und Schreibfertig-
keiten erreichte (Tabelle 7). Diese Zah-
len sind (beraus Besorgnis erregend und
unterstreichen sowohl die Notwendigkeit
eines qualitativ hoch stehenden Primar-
und Sekundarschulsystems als auch die
Wichtigkeit des lebensbegleitenden Ler-
nens.

Wie?

»Die Schaffung einer guten Schule setzt
einen starken, kompetenten Schulleiter
voraus, der versteht, wie wichtig eine kla-
re FOhrung, engagierte Lehrkrafte und El-
tern, hohe Erwartungen an jedes Kind
und vor allem ein guter Unterricht
sind, ... in einem Klima, in dem jede
Schule standig gefordert ist, sich mit an-
deren &hnlichen Schulen zu vergleichen

Tabelle 6

Prozentualer Anteil der Bevolkerung mit einem der
Sekundarstufe Il entsprechenden Abschluss im typi-
schen Alter des Abschlusserwerbs

81 %
86 %
85 %
79 %
93,9 %
86 %
81 %
85,9 %
72 %
99 %

* Quelle: Britisches Ministerium fir Bildung und Beschaftigung. Die Daten beziehen sich auf den
prozentualen Anteil der Personen in England Uber 16 Jahren, die wenigstens einen GCSE-Abschluss

Quelle: OECD ,,Bildung kompakt“, 1998
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Tabelle 7
Prozentualer Anteil der Bevolkerung zwischen 16 und
65 Jahren auf verschiedenen Leistungsstufen der
Lese- und Schreibféhigkeit bzgl. Dokumenten. Daten
aus der Internationalen Stichprobenerhebung zu den
Lese- und Schreibfertigkeiten Erwachsener (1ALS)

IALS- IALS- IALS- IALS-
1994/5 Stufe 1’ Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4
Australien 17 % 28 % 38 % 17 %
Belgien 15 % 24 % 43 % 17 %
(FI&mische Gemeinschaft)
Deutschland 9 % 33 % 40 % 19 %
Irland 25 % 32 % 32 % 12 %
Kanada 18 % 25 % 32 % 25 %
Neuseeland 21 % 29 % 32% 18 %
Niederlande 10 % 26 % 44 % 20 %
Schweden 6 % 19 % 39 % 36 %
USA 24 % 26 % 31 % 19 %
Vereinigtes Konigreich 23 % 27 % 31 % 19 %

* Die Leistungsstufen 1 und 2 gelten als unzureichend im Hinblick auf die Erfulllung der Anforderun-
gen der heutigen Arbeitswelt und des heutigen Alltagslebens. Die IALS-Studie wurden 1994/95 ge-
meinsam von der OECD und dem Statistischen Amt Kanadas durchgefihrt. Dabei wurden die Lese-
und Schreibfertigkeiten in dreierlei Hinsicht getestet, und zwar insbesondere bezuglich der Bewalti-
gung von Prosatexten, der Bewéltigung von Dokumenten und der quantitativen Textbewaltigung. Die
Daten in der obigen Tabelle beziehen sich vorrangig auf die Féhigkeit zur Bewéltigung von Doku-
menten, d.h. auf die Kenntnisse und Fertigkeiten, die zur Auffindung und Nutzung von Informationen
in Dokumenten verschiedener Art wie etwa Stellenbewerbungsbdgen, Lohn-/Gehaltsformularen, Fahr-
planen, Karten, Tabellen und Schaubildern benétigt werden. Osterreich, Danemark, Frankreich und
Italien nahmen an dieser Erhebung nicht teil.

Quelle: OECD, ,Bildung kompakt" (1998)

und bewahrte Verfahrensweisen zur Er-
zielung besserer Ergebnisse zu Uberneh-
men.“

-ES mussen klare landes-
weite Wissens- und Kompe-
tenzmalistabe festgelegt
werden, die als Instrument
zur Beurteilung der Lei-
stungen (...) dienen. (...)
Die Anwendung von landes-
weiten MaRstdben zur
Leistungsbeurteilung ist
auch aus internationaler
Perspektive wichtig. Inter-
nationale Leistungsverglei-
che anhand von Bezugs-
normen dirften die Ergeb-
nisse der schulischen Ar-

Nachstehend legen wir die elementaren
Reformen dar, die unserer Ansicht nach
notwendig sind, um den Veranderungs-
prozess in Gang zu bringen. Einige die-
ser Verdnderungen wurden in manchen
europdischen Landern bereits eingeleitet,
doch sind sie bislang noch nirgends voll-
standig umgesetzt worden.

Landesweit gultige

beit transparenter machen Leistungsmalstébe

und die Zusammenarbeit i AN

und die Mobilitat fordern.” und e.me unabhanglge
Evaluierung

Es miissen klare landesweite Wissens- und
Kompetenzmalistabe festgelegt werden,
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die als Instrument zur Beurteilung der
Leistungen in jedem Fach des nationalen
Curriculums dienen und den Schulen die
notwendigen Informationen zur Evaluie-
rung der eigenen Arbeit an die Hand ge-
ben. Landesweite MaBstédbe sollten den
hochstmdglichen Leistungsstand herbei-
fuhren; alle Schulen miissen sich sténdig
eigene Ziele im Hinblick auf die Errei-
chung dieses Leistungsstands setzen. Die
Leistungen der Schiler missen durch ein
System von zentralen Prifungen in allen
Hauptphasen des schulischen Curriculums
objektiv bewertet werden. Neben den
formalen theoretischen Kenntnissen soll-
ten dabei auch die von den Schiilern zu
erlernenden praktischen Fertigkeiten be-
urteilt werden.

Der Staat und die Schulen miissen ausge-
hend von den landesweiten Ergebnissen
Zielvorgaben fur den weiteren Fortschritt
festsetzen. Eine objektive Leistungs-
bewertung wird es dem Staat, den Eltern
und den Arbeitgebern ermdéglichen, wohl
fundierte Entscheidungen zu treffen. Prak-
tisch kein Schiler sollte die Schule ohne
Abschluss verlassen.

Die Anwendung von landesweiten MaR-
staben zur Leistungsbeurteilung ist auch
aus internationaler Perspektive wichtig.
Internationale Leistungsvergleiche anhand
von Bezugsnormen dirften die Ergebnis-
se der schulischen Arbeit transparenter
machen und die Zusammenarbeit und die
Mobilitat fordern. Dies kdnnte insbeson-
dere fur naturwissenschaftliche Facher
von Bedeutung sein, wo die Einfiihrung
von vergleichbaren Standards in verschie-
denen Landern praktisch méglich und
zweckmaRig ist.

Die Entwicklung von Kriterien zur Bewer-
tung von persoénlichen und sozialen Kom-
petenzen wie auch von theoretischen
Kenntnissen wére zwar sinnvoll, doch er-
kennen wir an, dass diese Frage noch ei-
ner eingehenderen wissenschaftlichen
Untersuchung bedarf.

Eine unabhangige Instanz muss die Er-
gebnisse der Arbeit der Schulen an den
landesweiten Leistungsmafstdben mes-
sen. Diese sollte die Gesamtqualitdt des
nationalen Schulwesens evaluieren und
dabei Vergleiche mit internationalen MaR-
staben gestatten. Die Evaluierung der Er-
gebnisse der Schulen sollte zudem kon-



struktive Empfehlungen liefern. Innerhalb
des nationalen Schulwesens sollte jede
Schule durch externe Gutachter an den
landesweiten MaBstdben gemessen wer-
den. Der Staat und die Eltern kdnnen
daraufhin vergleichbare Schulen beurtei-
len und die Fortschritte der einzelnen
Schulen gegenuber friiher erzielten Ergeb-
nissen nachvollziehen. Einzelne Schulen
und einzelne Lehrkréfte sollten die M&g-
lichkeit haben, die Ergebnisse ihrer Ar-
beit zu bewerten und die eigenen Fort-
schritte mit denen anderer zu vergleichen.
Es muss zu einer Kultur der Selbstbewer-
tung und der laufenden Verbesserung an-
gespornt werden. Um diese Ziele wirk-
sam zu erreichen, muss die unabhéngige
Evaluierungsinstanz der Regierung Uber
die Leistungsbeurteilung der Schulen Be-
richt erstatten und die Ergebnisse der Of-
fentlichkeit zur Verflgung stellen. Dass
Schulen versagen, sollte auf keinen Fall
hingenommen werden - Jugendliche be-
kommen schlieflich nur eine einzige
Chance zu einer Schullaufbahn.

Zusammenarbeit
und Wettbewerb

Die Fahigkeit der Schulen, den Bedurf-
nissen ihrer Schiiler entgegenzukommen,
wird durch die Schulwahl der Eltern ei-
ner effektiven Probe unterzogen. Eine
Schulwahl durch die Eltern, die sich auf
umfassende Informationen Gber Ergebnis-
se der einzelnen Schule griindet, pramiert
diejenigen Schulen, die den Bediirfnissen
ihrer Schiiler am besten gerecht werden.
Dies schafft den notwendigen Ansporn,
von den besten Vorbildern zu lernen,
Neuerungen einzufiihren und den Lei-
stungsstand anzuheben. Die Schulen soll-
ten sowohl zusammenarbeiten als auch
miteinander wetteifern. Die Schulen soll-
ten dieses Element des Wettbewerbs nicht
etwa flirchten — es wird ihnen vielmehr
dabei helfen, bessere Schulen zu werden.
In diesem Sinne beflirworten wir den
Wettbewerb zwischen vergleichbaren
Schulen, damit diese darum wetteifern,
den Beddrfnissen der Schiler effektiver
nachzukommen.

Die Vergabe von Geldern durch die 6f-
fentliche Hand sollte sich hauptsachlich
auf die Schilerzahl und die von der je-
weiligen Schule erzielten Ergebnisse grin-
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den. Dies sorgt fur die notwendige finan-
zielle Dynamik, damit sich die Schulwahl
der Eltern reell bemerkbar macht, und es
wird ein nachfragegesteuertes System ge-
schaffen. Die Finanzierung sollte auch die
Fortschritte pramieren, die die Schulen mit
ihren Schillern erzielen. Die Schulen mis-
sen die Verantwortung fur ihre eigenen
Finanzen und die Steuerung ihrer Kosten
tbernehmen. Wenn den Schulen die Ver-
antwortung fur die Erreichung bestimm-
ter Zielvorgaben tbertragen werden soll,
muss man ihnen dazu auch die erforder-
lichen Instrumente an die Hand geben.

Mittelzuweisungen missen an Ergebnis-
se geknupft werden, damit ein Anreiz ge-
boten wird, den Bedurfnissen der Schi-
ler besser nachzukommen. Mehr Geld be-
inhaltet nicht zwangslaufig auch eine ho-
here Qualitat. Vorrangig mussen vielmehr
Reformen im Bereich der Personalverwal-
tung, der Unterrichtsmethoden und der
Organisation angestrebt werden. Das Bil-
dungswesen muss imstande sein, zu bes-
seren Leistungen anzuspornen, und zwar
sowohl die einzelnen Schulen als auch
die Lehrer und Schiler an diesen Schu-
len, so dass fiir jede Schule und die da-
zugehorige Lehrerschaft ein System ge-
schaffen wird, das gute Leistungen be-
lohnt.

Ein Curriculum
far 21. Jahrhundert

Ein ausgewogenes Curriculum, das die
Bedeutung von geisteswissenschaftlichen,
naturwissenschaftlichen und technischen
Fachern angemessen widerspiegelt, kann
dazu beitragen, den Bedirfnissen der
Schiler gerecht zu werden. Die Schulen
sollten danach streben, umfassend gebil-
dete Menschen hervorzubringen, die die
Bereitschaft und das nétige Ristzeug zur
vollen Teilnahme am Leben in der Welt
von heute besitzen und sich ihrer zentra-
len staatsbiirgerlichen Pflichten bewusst
sind. Ebenso missen die Schulen den
Schiilern die einleuchtenden Griinde fur
die Ubernahme der grundlegenden Wer-
te unserer Gesellschaft nahe bringen, de-
nen gegenuber sich die Schulen nicht
schlicht neutral verhalten kénnen. Die
Schiiler missen ferner auf die Mobilitat
vorbereitet werden, indem ihnen Fremd-
sprachenkenntnisse und Kompetenzen auf
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»Eine Schulwahl durch die
Eltern, die sich auf umfas-
sende Informationen Uber
Ergebnisse der einzelnen
Schule grindet, pramiert
diejenigen Schulen, die den
Bedirfnissen ihrer Schiler
am besten gerecht werden.
Dies schafft den notwendi-
gen Ansporn, von den be-
sten Vorbildern zu lernen,
Neuerungen einzufihren
und den Leistungsstand an-
zuheben. Die Schulen soll-
ten sowohl zusammenar-
beiten als auch miteinander
wetteifern. Die Schulen soll-
ten dieses Element des Wett-
bewerbs nicht etwa firch-
ten -eswird ihnen vielmehr
dabei helfen, bessere Schu-
len zu werden.”
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dem Gebiet der Informations- und Kom-
munikationstechnologien vermittelt wer-
den. Die Unternehmen sollten einen be-
sonderen Beitrag zur Forderung der be-
ruflichen Bildung und des Ubergangs der
Schiler von der Schule in die Arbeitswelt
leisten: Arbeitgeber, die ehemalige Schi-
ler spéter einmal einstellen, missen sich
auch an der Vorbereitung ihres Eintritts
in das Erwerbsleben beteiligen.

Die schulische Bildung sollte so weit als
moglich auf die individuellen Bedurfnis-
se zugeschnitten werden, ebenso jedoch
die Schuler auf die Gesellschaft vorberei-
ten. Die Schiler sollten in zunehmendem
MaRe als aktive Teilnehmer am Lern-
prozess behandelt werden und nicht nur
als passive Unterrichtsrezipienten. Die
Lehrer sollten die Schiiler zum selbst-
standigen Lernen anleiten. An den Schu-
len sollte Uberlegt werden, wie sich z.B.
ein ausgewogenes Verhéltnis zwischen der
Unterrichtung der Schiiler und der Anlei-
tung zum eigenstandigen Lernen in der
Zukunft erzielen lasst. AulRerdem sollten
die Schulen danach streben, die Schiler
zum lebensbegleitenden Lernen zu erzie-
hen und anzuspornen, indem sie anerken-
nen, dass sich die Ausbildung des Men-
schen Uber das gesamte Erwerbsleben
hinweg fortsetzt. Die Schulen sollten die
Wissbegierde ihrer Schiler fordern, indem
sie die praktische Anwendung und Um-
setzung der vermittelten Kenntnisse und
Kompetenzen besonders hervorheben.

Die Schulen missen eine qualitativ hoch
stehende Ausbildungs- und Berufsbera-
tung bieten, um den Schiilern den Uber-
gang von der Schule ins Erwerbsleben zu
erleichtern. Eltern, Schulen und insbeson-
dere auch Arbeitgeber sollten den Schi-
lern gemeinsam dabei helfen, fundierte
Entscheidungen in Bezug auf ihre kiinfti-
ge Laufbahn zu treffen. Den Schilern soll-
te die Erkenntnis vermittelt werden, dass
sich Bildung langfristig rentiert, und es
muss deutlich betont werden, welche Ver-
antwortung ihnen fur die eigene Zukunft
zukommt,

Die ersten Jahre der Bildungslaufbahn
(Vorschulerziehung und Primarstufe) sind
ebenso wichtig wie die Jahre, die im
Sekundar- und Tertidrbereich verbracht
werden. Dem sollte bei der Zuweisung
von Geldern und Unterrichtsmitteln Rech-
nung getragen werden.

Autonomie fur die Schulen

Die Schulen mussen die Freiheit erhalten,
sich selbst zu verwalten und selbst tber
ihre Unterrichtsmethoden zu entscheiden.
Zur Erhohung der Qualitdt missen die
Schulen die Verantwortung fur die konti-
nuierliche Verbesserung ihrer Ergebnisse
gegeniber den landesweiten Leistungs-
mafstdben tbernehmen und dabei den
hochstmdglichen Leistungsstand anstre-
ben. Den Schulverwaltungsgremien oder
der zustédndigen oOffentlichen Behdrde
muss das Recht zur Auswahl der Schul-
leiter zugestanden werden. Die Schulen
(Schulleiter bzw. Schulverwaltungs-
gremien) missen die Mdglichkeit haben,
ihre eigenen Lehrer auszuwéhlen, die bes-
ten Lehrkrafte zu belohnen und diejeni-
gen, die einen eindeutig schédlichen
Einfluss auf die Ausbildung der Schiler
austiben, zu entlassen. Die Selbstverwal-
tung konnte etwa durch die Einsetzung
von Schulverwaltungsgremien erreicht
werden, die zusammen mit den Schullei-
tern den Eltern und dem Staat gegenuber
Rechenschaft Uber die Ergebnisse der
schulischen Arbeit ablegen miissen. Sol-
che Schulverwaltungsgremien sollten so-
wohl mit Personen besetzt sein, die un-
mittelbar in der Schule tatig sind, als auch
mit Vertretern externer Interessengruppen.

Im Rahmen der schulischen Autonomie
sollte es den Schulen gestattet sein, flexi-
bel Uber die zur Verfiigung stehenden
Mittel zu disponieren. Die Schulen miis-
sen die Freiheit erhalten, Uber die effek-
tivste Nutzung ihrer Gebaude und sonsti-
gen Ressourcen selbst zu entscheiden und
sich auch dem Erwachsenenbildungs-
bereich und der Gesellschaft im Allgemei-
nen zu offnen.

Schulen missen Zugang zu Forschungs-
und Analysearbeiten tber die bewahrte-
sten padagogischen und administrativen
Verfahrensweisen erhalten. Einzelne Leh-
rer und Schulen sollten im Hinblick auf
diese Zielsetzung selbst Kontakte kniip-
fen, doch werden sie ebenso mit univer-
sitdren und sonstigen Forschungs-
einrichtungen zusammenarbeiten mussen,
um sich das vorhandene Material am sinn-
vollsten zunutze machen zu kénnen. Die
Einfihrung von Neuerungen sollte von
staatlicher Seite gefordert werden, und die
Arbeitgeber sollten sich bereit zeigen,



vorbildliche Verfahrensweisen aus dem
Bereich des Managements weiterzugeben
und Lehrern und Schulleitern betriebliche
Praktika anzubieten.

Die Schulen mussen bestrebt sein, be-
wahrte Verfahrensweisen, Innovationen
und Leitgedanken aus vielen verschiede-
nen Umfeldern zu beziehen, u.a. auch aus
der Sphére der privaten Wirtschaft. Die
Schulen und die Arbeitgeber sollten zur
Erkenntnis gelangen, dass sie Wertvolles
voneinander lernen kdnnen, und dass ih-
nen die wichtige gemeinsame Aufgabe
zukommt, Schuler auf die Arbeitswelt und
das Leben in der Gesellschaft vorzube-
reiten.

Eine Lehrerschaft
von hochster Qualitat

Schulleiter sollten ihre Schulen fiihren,
eine Beféhigung fur diese Aufgabe besit-
zen und mit der notwendigen Autonomie
und Verantwortung ausgestattet sein, da-
mit sie ihre Fiihrungsrolle auch wirklich
wahrnehmen kdnnen. Sie sollten nach
ihren Arbeitsergebnissen bewertet wer-
den.

Lehrer sollten hoch geschatzte, akade-
misch gebildete Fachleute sein, denen die
Aussicht auf eine Berufslaufbahn gebo-
ten wird, die bessere Leistungen angemes-
sen honoriert, engagierten und motivier-
ten Lehrkraften besondere Anreize bietet
und eine flexiblere Gestaltung der Arbeits-
vertrage gestattet — so z.B. den Abschluss
von Vollzeit-, Teilzeit- und Zeitvertragen.

Fir die Ausbildung und Auswahl der Leh-
rer ist ein griindliches, durch Investitio-
nen gestutztes System erforderlich, das
Schulleitern und Lehrern das erforderli-
che Ristzeug fir die Bewdltigung neuer
Anforderungen an die Hand gibt. Jeder
Lehrer sollte einen Universitatsabschluss
oder eine gleichwertige bzw. dartiber hin-
ausgehende Befahigung besitzen und zu-
dem eine praktische Ausbildungszeit in
einer Schule absolviert haben. Damit die
Kompetenzen der aktiven Lehrkréfte stets
mit der aktuellen beruflichen Entwicklung
Schritt halten, missen ihnen laufend
FortbildungsmalRnahmen angeboten wer-
den, darunter auch ForthildungsmaR-
nahmen in auBerschulischen Umfeldern.
Unternehmen konnen hierzu einen Bei-
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trag leisten, indem sie sich einem wech-
selseitigen Austausch von Personal gegen-
Uber aufgeschlossen zeigen. Der Schul-
leiter sollte die Verantwortung fur die
berufliche Fortbildung des ihm unterstell-
ten Lehrerkollegiums (ibernehmen.

Lehrer missen in der Lage sein, sich die
moderne Informationstechnik in vollem
Umfang zunutze zu machen. Die Infor-
mations- und Kommunikationstechnolo-
gien haben das Potenzial, die Unterrichts-
methoden und das eigenstédndige Lernen
von Grund auf zu veréndern, indem sie
es gestatten, dem einzelnen Schiler die
Kontrolle tiber den eigenen Lernprozess
zu Ubertragen. Die Schulen und die poli-
tischen Entscheidungstréger sollten aus-
loten, welche Mdglichkeiten aus der Mul-
timedia-Technologie fur den Fernunter-
richt und den Ausbau der Kompetenzen
der Lehrer erwachsen. Um dieses Poten-
zial voll auszuschdpfen, muss man nicht
nur in Hardware und Software investie-
ren, sondern ebenso in die Fortbildung
der Lehrer, die darin geschult werden
mussen, wie sich der Unterricht mithilfe
der Informations- und Kommunikations-
technologien neu gestalten lasst.

Wer und wann?

Im vorliegenden Artikel wird ein Katalog
von grundlegenden Reformen dargestellt.
Diese MaBnahmen sind nach Uberzeu-
gung der Arbeitsgruppe der sieben Arbeit-
gebervereinigungen notwendig, damit Bil-
dungsreformen erfolgreich verwirklicht
werden konnen. Dies setzt eine syste-
mische Konzeption voraus, bei der alle
Elemente als wichtig aufgefasst und in
wechselseitiger Abhéngigkeit zueinander
gesehen werden. Wir hoffen, dass unsere
Vorschlage ebenso wie unsere Bestands-
aufnahme in Tabelle 8 einen wertvollen
Beitrag zu diesem Prozess leisten kdnnen.

Wir erkennen an, dass in verschiedenen
Landern derzeit Reformen durchgefiihrt
werden, die in unterschiedlichem Tempo
erfolgen. In jedem der sieben Lander sind
mittlerweile gewisse Fortschritte erzielt
worden, doch hat jedes Land noch einen
weiten Weg vor sich, bevor die von uns
ersehnten systematische Reformen voll-
standig umgesetzt worden sind. Im Hin-
blick auf die Erhaltung der Wettbewerbs-
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»FUr die Ausbildung und
Auswabhl der Lehrer ist ein
grundliches, durch Investi-
tionen gestitztes System er-
forderlich, das Schulleitern
und Lehrern das erforder-
liche Rustzeug fur die Be-
waltigung neuer Anforde-
rungen an die Hand gibt.
Jeder Lehrer sollte einen
Universitatsabschluss oder
eine gleichwertige bzw.
dariber hinausgehende Be-
fahigung besitzen und zu-
dem eine praktische Ausbil-
dungszeit in einer Schule
absolviert haben.”
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Tabelle 8

Wie weit sind die Schulreformen in sieben européischen Landern vorangekommen?
— Die Bestandsaufnahme der Arbeitgeber

weiten KompetenzmaRstaben ent-
sprechende Befahigung und wer-
den vom Schulverwaltungsgre-
mium im Anschluss an ein Aus-
wahlverfahren ernannt.

ist je nach Bundesland unterschied-
lich. Mit der Einflihrung eines Aus-
wahlverfahrens fir die Ernennung
der Schulleiter wurde vor kurzem be-
gonnen.

Aspekt Osterreich Déanemark Frankreich
Individuelle Ergebnisse in Curri- | Teilweise Die Erreichung landesweiter Zielvor- | Ja
culumfachern werden an landes- gaben wird bei Abschluss der Pflicht-
weiten Mal3stdben gemessen. schule beurteilt. Die Schulen sind
gehalten, die Leistungen der Schiiler
Uber die gesamte Schullaufbahn hin-
weg zu bewerten.
Es besteht ein einheitliches Pru- | Nein Prifungssysteme werden nicht extern | Nein
fungssystem, das extern bewertet beurteilt, doch werden externe Pri-
wird. fer eingesetzt.
Eine unabhéngige nationale In- | Nein Es gibt eine unabhéngige nationale | Nein
stanz Gberwacht und evaluiert die Instanz zur Evaluierung des Bildungs-
Ergebnisse der Arbeit der Schu- wesens, jedoch nicht zur Evaluierung
len. der Schiilerleistungen.
Jede Schule besitzt Autonomie in | Teilweise. Seit 1990 l&uft ein Prozess | Die kommunalen Behdrden sind fir | Nein
Bezug auf die Verwaltung, die ei- | zur schrittweisen Ausweitung der Au- | die Verwaltung der Schulfinanzen
genen Finanzen, die Personalaus- | tonomie. zustandig, mussen dabei jedoch ge-
wahl und die Unterrichtsgestal- setzliche Vorgaben einhalten.
tung.
Die Finanzierung der Schulen | Ja Maglich, da Uber die Finanzierung | Teilweise
grindet sich auf die Zahl der ein- auf ortlicher Ebene entschieden wird.
getragenen Schuler.
Schulleiter besitzen eine landes- | Ja - die Befdhigung der Schulleiter | Der Schulvorstand legt einen Vor- | Nein

schlag bzgl. der Bewerbung vor. In
den meisten Féllen bringen die Schul-
leiter eine Lehrerausbildung und ent-
sprechende Berufserfahrung mit.

Lehrkrafte besitzen eine landes-
weiten KompetenzmaRstaben ent-
sprechende Befahigung und wer-
den nach Leistung und Verantwor-
tung besoldet.

Lehrer besitzen eine landesweit glil-
tige Befahigung, werden jedoch nicht
nach Verantwortung und Leistung be-
soldet.

Lehrkrafte besitzen eine landesweit
glltige Befahigung, werden jedoch
nicht vollstandig nach Leistung und
Verantwortung besoldet.

Teilweise. Keine leistungsabhéngige
Besoldung

ben strategische Verwaltungs-
befugnisse und sind sowohl mit
Personen besetzt, die unmittelbar
in der Schule tatig sind, als auch
mit Vertretern externer Interes-
sengruppen.

Schiler haben wahrend ihrer ge- | Ja Ja Nein

samten Schullaufbahn Zugang zu

einer qualitativ hoch stehenden

Ausbildungs- und Berufsberatung.

Die Schulverwaltungsgremien ha- | Nein Nur die Eltern sind als nicht dem un- | Verwaltungsgremien besitzen keine

mittelbaren schulischen Umfeld an-
gehdrende externe Interessengruppe
vertreten.

wirklichen Machtbefugnisse.

Es bestehen enge Beziehungen
zwischen der Schule und der Wirt-
schaft.

Ja, inshesondere im Berufsschul-
bereich

Nicht landesweit — die Situation ist
von Ort zu Ort verschieden.

Teilweise

Unserer Auffassung nach kommt diesen Reformen fiir die Erhdhung der Qualitat der Schulen ausschlaggebende Bedeutung zu - diese Bestandsaufnahme stellt
jedoch keine Beurteilung der gegenwartigen Qualitat des jeweiligen Bildungssystems dar.
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Deutschland Italien Niederlande Vereinigtes Kénigreich **

Nein Nein. Landesweite Zielvorgaben, aber | Ja Ja. Schrittweise Einfiihrung im Laufe
keine landesweiten LeistungsmaR- der 90er Jahre
stabe

Nein Nein. Staatliche Prufungen im Alter | Nur in der Sekundarstufe Mit 16 Jahren. Priifungen im Alter von
von 14 und 18 Jahren; einheitliche 7, 11 und 14 Jahren wurden im Lau-
schriftliche, jedoch keine miindlichen fe der 90er Jahre nach und nach ein-
Tests. Es erfolgt keine externe Beur- gefhrt.
teilung.

Nein Ja, ab dem Jahre 2000, jedoch nicht | Aufgabe der Schulaufsichtsbehérde, | Ja, seit 1992
unabhéngig. Die Evaluierung be- | die mit einer gewissen Autonomie
schrénkt sich auf die erzielten Lern- | ausgestattet ist*
leistungen, erstreckt sich hingegen
nicht auf die Effektivitét.

Autonomie nur in Bezug auf die Ge- | Ja, ab dem Jahre 2000, allerdings nur | Ja. Vollstandig in Schulen der Sekun- | Ja, seit 1990

staltung des Unterrichts und der Lern- | in Bezug auf die Unterrichtsgestal- | darstufe, weitgehend in Schulen der

prozesse tung und die Organisation, bislang | Primarstufe*
noch nicht beziiglich der Personal-
auswahl und der Finanzen.

Teilweise Nein Ja Ja, seit 1990

Nein Ab 2001 werden samtliche Schullei- | Schulleiter werden im Anschluss an | Die Ernennung der Schulleiter erfolgt

ter zu Schulverwaltern mit begrenz-
ten Machtbefugnissen, die im An-
schluss an ein Auswahlverfahren er-
nannt werden. Die Auswahl erfolgt
jedoch nicht durch die einzelnen
Schulen.

ein Auswahlverfahren ernannt, es
werden allerdings besondere Anfor-
derungen an Schulleiter gestellt.

nach einem Auswahlverfahren. 1999
wurde ein nicht verbindlicher landes-
weiter Befdhigungsnachweis fiir
Schulleiter eingefihrt.

Es besteht ein Regelwerk in Bezug
auf die Lehramtsbefahigung, die Be-
soldung erfolgt jedoch nicht lei-
stungsabhangig.

Ja, jedoch nur fir 20 % der Lehrer
ab 2001 in Form einer zusétzlichen
Leistungsprémie (10 bis 15 % des
Gehalts) nach einer externen Beur-
teilung.

Nein

Nein. Ein System von landesweit glil-
tigen Kompetenzmalstdben wurde
1999 eingefiihrt. Die allmahliche Ein-
fihrung eines leistungsbezogenen
Gehaltszuschlags ist ab 2001 geplant.

Teilweise Teilweise, jedoch nicht systematisch | Wird hauptséchlich in Schulen der | Hauptsachlich in Schulen der Sekun-
und nur in Schulen der Sekun- | Sekundarstufe geboten, jedoch kei- | darstufe. Qualitat ungleichmaRig.
darstufe. ne QualitdtsmaRstabe.

Nein Keine Vertreter externer Interessen- | Ja Ja

gruppen und ohne wirkliche Macht-
befugnisse.

Nein. Nur vereinzelte Initiativen

Hauptséachlich bei technischen Schu-
len. Nicht systematisch.

Nicht in der Primar- oder Sekun-
darstufe

Die meisten Schulen unterhalten Be-
ziehungen, jedoch von unterschied-
licher Intensitat und Qualitat.

* Diese Reformen wurden im Laufe der 90er Jahre nach und nach entwickelt.
** (Die Beschreibung bezieht sich vornehmlich auf England und Wales.)
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fahigkeit unserer Lander missen wir Bil-
dungsreformen vorrangige Prioritat ein-
réumen. Den einzelnen Staaten kommt da-
bei eine wesentliche Aufgabe zu: Sie mis-
sen neue ,Spielregeln® vorgeben, damit
die Energie- und Begabungsreserven, die
in unseren Schulen bereits vorhanden
sind, freigesetzt und genutzt werden.

Unserer Auffassung nach sind Reformen
eine dringende Notwendigkeit. Wir emp-

fehlen jedem Land, im Jahre 2000 eine
Analyse des eigenen Bildungssystems vor-
zunehmen. Durch Hinzuziehung von Ex-
perten aus einem weiten Umfeld, das tber
die Landesgrenzen hinausgehen sollte,
wirde diese Analyse auf eine solidere in-
haltliche Grundlage gestellt. Die Arbeit-
gebervereinigungen wirden es begrufRen,
wenn auch sie auf nationaler und inter-
nationaler Ebene in diesen Prozess mit
einbezogen wirden.
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Arbeiten, um zu lernen:
ein ganzheitlicher An-
satz flr die Erstaus-
bildung Jugendlicher

Einleitung

Welche Verbesserungen sollte die britische
Regierung am Erstausbildungssystem fur
Jugendliche vornehmen, die im Alter von
16 bis 19 Jahren ihre schulische Vollzeit-
bildung abschlielen, um die Erstaus-
bildung besser auf die Bedurfnisse der be-
treffenden Jugendlichen, der Wirtschaft
und der Gesellschaft insgesamt abzustim-
men? Mit dieser Frage setzte sich unser
Bericht ,Working to Learn* (,Arbeiten, um
zu lernen*) im Jahre 1997 auseinander
(Evans et al., 1997).

Wir waren der Auffassung, dass die Poli-
tik der Regierung gravierende Mangel auf-
wies, und hielten es fur wichtig, die An-
sichten von Arbeitgebern, Jugendlichen,
Ausbildungsveranstaltern und anderen
betroffenen Parteien, die in zahlreichen
Untersuchungen zusammengetragen wor-
den sind, in geordneter Form zu présen-
tieren und den politischen Entscheidungs-
tragern zur Kenntnis zu bringen. In unse-
rem Bericht ,Working to Learn®, der im
vorliegenden Artikel zusammengefasst
wird, werden die Schwéachen der derzeit
verfolgten Politik analysiert und stichhal-
tige Argumente fur eine grundlegende
Reform geliefert.

Die Politik der bis 1997 amtierenden kon-
servativen britischen Regierung ging an-
scheinend von der Annahme aus, dass die
Entwicklung langsam, aber sicher in die
richtige Richtung voranschreite. Aus die-
sem Blickwinkel bedurften die bestehen-
den Strukturen lediglich einer weiteren
Feinabstimmung. Die Labour-Regierung,
die 1997 im Vereinigten Konigreich die
Macht Gbernahm, zeigt bislang eine sehr
ahnliche Haltung. Zwar hat die Regierung

in der Tat mehrere wichtige neue Initiati-
ven ins Leben gerufen, wie z.B. das New-
Deal-Programm, die Universitat flr die
Wirtschaft und die individuellen Lern-
konten. Eine bedeutsame Entwicklung
war die gesetzliche Festschreibung des
Anspruchs auf bezahlten Bildungsurlaub
fur 16- und 17-Jahrige. Vor kurzem stimm-
ten der Verband der britischen Kommu-
nalverwaltungen, der Finanzierungsrat fur
die weiterfihrende Bildung, FEFC (Furt-
her Education Funding Council), und die
Réte fir die betriebliche Ausbildung, TECs
(Training and Enterprise Councils), einem
Vorschlag zu, wonach jedem unter 25 Jah-
ren kinftig das Recht auf drei Jahre ko-
stenlose Aushildung gewahrt werden soll
(Bright, 1998). Diese MaRnahmen bein-
halten einige Schritte in die richtige Rich-
tung. Gleichwohl bilden diese unsystema-
tischen Initiativen keine kohéarente Stra-
tegie zur Bewaltigung der grundlegenden
Probleme, an denen die betriebliche Erst-
ausbildung im Vereinigten Konigreich lei-
det. Wir sind der Uberzeugung, dass eine
solche Strategie erforderlich ist, und le-
gen unsere Argumente hierfir im vorlie-
genden Artikel dar.

Zundchst skizzieren wir, warum hier un-
serer Ansicht nach neue Konzepte vorge-
legt werden miissen, und zwar sowohl aus
der Sicht der einzelnen Jugendlichen als
auch aus unter volkswirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten. Trotz zahlreicher Reform-
versuche ist das Erstausbildungsangebot
nach wie vor strukturell unzusammenhén-
gend und, wie internationale Vergleiche
belegen, sind viele der Ausbildungs-
maBnahmen, die Jugendlichen im Verei-
nigten Konigreich an der Schwelle zum
Erwerbsleben angeboten werden, quali-
tativ minderwertig. AnschlieBend befas-
sen wir uns mit einigen der nachhaltigen
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Nach Meinung der Verfasser
des vorliegenden Artikels
weist die britische Politik
der allgemeinen und beruf-
lichen Bildung fur Jugend-
liche im Alter von 16 bis 19
Jahren gravierende Mangel
auf. In dem hier zusammen-
gefassten Bericht ,Working
to Learn“ (,,Arbeiten, um zu
lernen®) werden die Schwa-
chen der derzeit verfolgten
Politik analysiert und stich-
haltige Argumente fir eine
grundlegende Reform gelie-
fert.
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»Die Ineffektivitat der Poli-
tik ergab sich zum Teil
auch aus widerspruchli-
chen Visionen in Bezug auf
die Férderung der wirt-
schaftlichen Entwicklung,
die der Politik zugrunde
gelegt wurden und einige
Verwirrung ausldésten -
wahrend die eine Vision
eine hoch qualifizierte
Erwerbsbevdlkerung als al-
leinige Grundlage fur die
Erhaltung der Wettbewerbs-
fahigkeit auf lange Sicht
pries, sah die andere viel-
mehr die wirtschaftlichen
Vorteile, die den Unterneh-
men aus der Verfugbarkeit
von flexiblen, befristet ein-
setzbaren Arbeitskraften
auf einem deregulierten Ar-
beitsmarkt erwachsen
kdnnten.*

~Zahlreiche Initiativen ha-
ben darunter gelitten, dass
sie sich auf eine gar zu sim-
ple Sichtweise der eigentli-
chen Probleme griindeten,
die es zu l6sen galt. AuBBer-
dem herrscht eine beunru-
higende Tendenz zur zu-
nehmenden Beschréankung
der bildungspolitischen
Schwerpunkte (...) Immer
wieder wurden urspring-
lich breit angelegte bil-
dungspolitische Ziele nach
und nach eingeengt.”
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Verénderungen, die sich innerhalb der bri-
tischen Volkswirtschaft und auf dem Ar-
beitsmarkt fur Jugendliche vollzogen ha-
ben und auf die sich die bildungspoliti-
sche Entwicklung bedauerlicherweise
nicht in angemessener Form eingestellt
hat. Zahlreiche Initiativen haben darun-
ter gelitten, dass sie sich auf eine gar zu
simple Sichtweise der zu lésenden Pro-
bleme griindeten.

Die Ineffektivitat der Politik ergab sich
zum Teil auch aus widerspriichlichen Vi-
sionen in Bezug auf die Forderung der
wirtschaftlichen Entwicklung, die der Po-
litik zugrunde gelegt wurden und einige
Verwirrung ausldsten — wéhrend die eine
Vision eine hoch qualifizierte Erwerbs-
bevolkerung als alleinige Grundlage fir
die Erhaltung der Wettbewerbsféhigkeit
auf lange Sicht pries, sah die andere viel-
mehr die wirtschaftlichen Vorteile, die den
Unternehmen aus der Verfligharkeit von
flexiblen, befristet einsetzbaren Arbeits-
kraften auf einem deregulierten Arbeits-
markt erwachsen konnten.

Danach wird das langjahrige Festhalten
der Regierung am Prinzip der Freiwillig-
keit erortert, auf das zahlreiche Proble-
me zurlickzufihren sind. Zwar nehmen
die Arbeitgeber in Bezug auf alle Aspek-
te der Beschaftigung und der Berufshil-
dung auRerordentlich wichtige Funktio-
nen wahr, doch werden bei Anwendung
des Prinzips der Freiwilligkeit die berech-
tigten und Uberaus gewichtigen Interes-
sen anderer Beteiligter auBer Acht gelas-
sen. So gebietet es etwa das allgemeine-
re 6ffentliche Interesse, dass junge Men-
schen eine breiter gefacherte und quali-
tativ bessere Ausbildung durchlaufen, als
sie ihnen die meisten Arbeitgeber in An-
betracht ihrer eigenen, vergleichsweise
kurzfristigen betrieblichen Interessen je
anbieten drften.

Nach der Skizzierung der Griinde, die fiir
einen ganzheitlichen Ansatz zur Entwick-
lung einer qualitativ hochwertigen be-
trieblichen Erstausbildung sprechen, wer-
den die im Bericht ,Working to Learn“ un-
terbreiteten Vorschlage in groben Ziigen
dargestellt. ZugegebenermaRen wiirden
die Vermittlung der geforderten breiter ge-
facherten allgemeinen und beruflichen
Erstausbildung fur Jugendliche erheblich
hohere direkte Kosten verursachen als
heute. Durch eine Reduzierung der un-

verhéltnisméRig hohen Verwaltungskosten
des gegenwadrtigen Systems konnten je-
doch Mittel freigesetzt werden, die sich
fur diese Zwecke verwenden lieRen. Da-
gegen waren die wirtschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Gesamtkosten im Falle
einer Fortfiihrung des derzeit beschritte-
nen Weges aller Wahrscheinlichkeit nach
gewaltig.

AbschlieRend legen wir unseren Stand-
punkt dar, dass eine Reform des Systems
der betrieblichen Erstausbildung, durch
die qualitativ hochwertige Ausbildungs-
angebote fir alle Jugendlichen geschaf-
fen wiirden, die nicht in der schulischen
Vollzeitbildung stehen, eine Frage von
hochster Prioritét ist, weil alle Jugendli-
chen die Chance erhalten sollten, ihre
Ausbildung nach Vollendung der Schul-
pflicht fortzufuhren, und weil auf3erdem
ein qualitativ hochwertiges betriebliches
Erstausbildungssystem die notwendige
Grundlage fur eine lebensbegleitende
Weiterbildung schafft.

Hintergrund

Aus volkswirtschaftlicher Sicht sind Kom-
petenzen eine wichtige Determinante des
wirtschaftlichen Wettbewerbsvorteils. Vom
Standpunkt des einzelnen Jugendlichen
aus gesehen, beeinflusst der individuelle
Ubergang von der Schule ins Erwerbsle-
ben die Einstellung dieses Menschen zum
Lernen wéhrend seines gesamten weite-
ren Lebens. Wir haben den Bericht
-Working to Learn” verfasst, weil Studien-
ergebnisse nahe legen, dass die schwer-
wiegenden politischen Fehlschlage der
Vergangenheit in diesem Bereich tiefer lie-
gende Ursachen haben. Zahlreiche Initia-
tiven haben darunter gelitten, dass sie sich
auf eine gar zu simple Sichtweise der ei-
gentlichen Probleme griindeten, die es zu
[6sen galt. AuBerdem herrscht eine be-
unruhigende Tendenz zur zunehmenden
Beschrédnkung der bildungspolitischen
Schwerpunkte, mdglicherweise einmal
abgesehen von Teilen des Programms
Modern Apprenticeship (,ZeitgeméaRe
Lehrlingsausbildung®). Immer wieder wur-
den urspriinglich breit angelegte bildungs-
politische Ziele nach und nach eingeengt.
Manchmal, so etwa im Falle der New-Trai-
ning-Initiative, bewirkte der Riickgang der
Konjunktur und der dadurch bedingte



Anstieg der Jugendarbeitslosigkeit eine
dramatische Verknappung der Ausbil-
dungspléatze. Die anschlieBende Konzen-
tration der Bemiihungen auf die Beschaf-
fung von Ausbildungsplétzen flihrte un-
weigerlich zur Aushohlung aller breiter
angelegten Ziele. In anderen Féllen wur-
de dagegen die Schwerpunktbeschrén-
kung von vorneherein in das bildungs-
politische Konzept mit eingebaut. So hat
zum Beispiel die Entwicklung der natio-
nalen Befahigungsnachweise (NVQs) eine
Einengung der Inhalte und des Umfangs
beruflicher Ausbildungsgdnge nach sich
gezogen und dazu gefiihrt, dass den Be-
fahigungsnachweisen eine UGbermaRig
hohe Bedeutung beigemessen wurde. For-
schungsergebnisse belegen indessen, dass
der Erwerb eines Befahigungsnachweises
an sich noch keine Garantie fur eine gute
Ausbildung ist und dass das jeweilige
Lernumfeld, der Lernprozess und die
Kompetenz der Ausbilder im Hinblick auf
den Erfolg von AusbildungsmalRnahmen
mindestens ebenso ausschlaggebend sind
wie Qualifizierungsstrukturen zur Erlan-
gung von Befdhigungsnachweisen.

1989 stellte der Dachverband der briti-
schen Wirtschaft, CBI, eine Reihe von
MaRstdben fur die berufliche Erstaus-
bildung auf, die die britische Erwerbs-
bevolkerung seiner Auffassung nach in die
Lage versetzen wirden, sich im interna-
tionalen Wettbewerb zu behaupten. Der
Verband kam dabei zu folgendem Schluss:

,Die allgemeine und berufliche Ausbil-
dung, die Jugendliche erhalten, ist unzu-
langlich und unzureichend, um bestehen-
den Kompetenzanforderungen gerecht zu
werden, und die gegenwaértige Situation
ist unhaltbar ... die Arbeitgeber sind der
Auffassung, dass die allgemeine und be-
rufliche Ausbildung Jugendlicher erheb-
liche qualitative Verbesserungen erfahren
muss, sowohl um den Erfordernissen der
britischen Wirtschaft zu entsprechen als
auch um sich mit der Konkurrenz zu glei-
chen Bedingungen messen zu kénnen.“
(1989:13)

Keine der vom CBI aufgestellten Mindest-
anforderungen wurde bislang erflllt. Trotz
der hohen Erwartungen, die durch die
Einfihrung des Erstausbildungspro-
gramms Youth Training geweckt wurden,
schied die Mehrzahl der Auszubildenden
noch vor dem Abschluss aus der Ausbil-
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dung aus, ohne eine vollstdndige berufli-
che Qualifikation erworben zu haben;
zudem befanden sich 1996 mindestens
14 % aller Schulabgénger im Anschluss an
die Erftllung ihrer Schulpflicht weder in
der schulischen Vollzeit- oder Teilzeit-
bildung, noch erhielten sie Arbeitslosen-
oder Sozialhilfe oder durchliefen eine
berufliche Erstausbildung im Rahmen des
Youth-Training-Programms.

Selbst Ende der 90er Jahre konnten Ju-
gendliche nach wie vor ihre formale Aus-
bildung mit dem Abgang von der Schule
mit 16 Jahren de facto beenden. Wir be-
zweifeln, dass die gegenwadrtigen Verfah-
rensweisen in Bezug auf die berufliche
Erstausbildung Jugendlicher, die vom Prin-
zip der Freiwilligkeit ausgehen, den Be-
dirfnissen der Jugendlichen selbst oder
denen der Volkswirtschaft gerecht werden
kdénnen. Des Weiteren wird unserer An-
sicht nach das Potenzial der betrieblichen
Ausbildung sowohl zur Motivierung von
Jugendlichen als auch zur Entfaltung ih-
rer verborgenen Fahigkeiten bedauerli-
cherweise zu Unrecht unterschatzt.

Viele Jugendliche sind beim Ausscheiden
aus dem Bildungswesen in Bezug auf die
formale Ausbildung desillusioniert; Sie
haben nur geringe Erwartungen an ihr
eigenes Leistungspotenzial und fihlen
sich durch die Qualitat des Berufs-
bildungsangebots kaum motiviert. Die
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Kosten, die dieses standige Scheitern her-
aufbeschwort, sind extrem hoch. Sofern
nicht die gesamte jugendliche Erwerbs-
bevélkerung Zugang zu einer allgemei-
nen und beruflichen Erstausbildung erhalt,
werden die Kosten fir spatere berufliche
WeiterbildungsmalRnahmen enorm sein,
und viele dieser MaBnahmen dirften
zwangslaufig den Charakter von Forder-
unterricht annehmen. Wenn zahlreiche
Jugendliche de facto von der allgemeinen
und beruflichen Bildung abgehalten wer-
den oder nur ungeeignete oder qualitativ
minderwertige BildungsmalRnahmen an-
geboten bekommen, werden diese jun-
gen Menschen langfristig schlechte
Beschaftigungsaussichten haben, und ihre
Entwicklung zu aktiv am gesellschaftli-
chen Leben teilhabenden Birgern wird
ernsthaft beeintrachtigt. Wenngleich die
Rolle der Bildung im Hinblick auf die
Schaffung einer zivilisierteren Gesellschaft
derzeit immer wieder beschworen wird,
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»(...) das Potenzial der be-
trieblichen Ausbildung so-
wohl zur Motivierung von
Jugendlichen als auch zur
Entfaltung ihrer verborge-
nen Féhigkeiten (wird) be-
dauerlicherweise zu Un-
recht unterschatzt. (...)
Dessen ungeachtet werden
betriebliche Ausbildungs-
maRnahmen auch weiter-
hin eine wichtige Rolle im
Leben von mindestens je-
dem funften britischen Ju-
gendlichen spielen und in
bestimmten Gegenden und
Bevolkerungsgruppen durf-
te dieser Anteil sogar noch
deutlich hdher liegen. Eben
deshalb mussen diese Aus-
bildungsgange so gestaltet
sein, dass sich die Teilnah-
me flr jedermann lohnen
wurde.”
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1) Diese Jugendlichen sind weder le-
gal beschéftigt, noch Empfanger von
Arbeitslosen- oder Sozialhilfe, noch
durchlaufen sie irgendeine Form der
allgemeinen oder beruflichen Bildung.
Wie Untersuchungen in Siidwales
(Istance et al., 1994) ergeben haben,
machte diese Gruppe in der Region
South Glamorgan nicht etwa, wie die
amtlichen Statistiken nahe legten, 1,5
bis 4,5 % der Altersgruppe aus, son-
dern vielmehr zwischen 16 und 23 %
der entsprechenden Alterskohorte zu
jedem gegebenen Zeitpunkt. Studien
in anderen Gegenden des Landes
brachten vergleichbare Ergebnisse
hervor und bestétigten damit das Aus-
maf und die Schwere des Problems
dieser jugendlichen ,Drop-outs”
(Wilkinson, 1995).
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bleibt doch die unzureichende Erziehung
zur aktiven Teilnahme am gesellschaftli-
chen Leben nach wie vor ein schwerwie-
gendes Manko. Im Rahmen der betriebli-
chen Erstausbildung fur Jugendliche mis-
sen auch umfassendere Fragen der sozia-
len Gerechtigkeit angegangen werden und
es sollte so viel wie mdoglich getan wer-
den um Benachteiligungen aufgrund des
Geschlechts, der ethnischen Zugehorig-
keit, der gesellschaftlichen Herkunft, der
geographischen Lage oder der sexuellen
Orientierung auszugleichen.

Ein stdndiges Problem, mit dem die be-
triebliche Erstausbildung in Grof3britan-
nien zu kdmpfen hat, ist das geringe ge-
sellschaftliche Prestige, das dieser beige-
messen wird. Angesichts der zunehmen-
den Verweildauer junger Menschen in der
schulischen Vollzeitbildung und des ent-
sprechenden Rickgangs der Teilnahme an
beruflichen Ausbildungsgéngen konnte
sich dieses Problem im Laufe der letzten
Jahre unter Umstédnden sogar noch ver-
scharft haben. Mdglicherweise mit Aus-
nahme des Modern-Apprenticeship-Pro-
gramms gelten betriebliche Ausbildungs-
gange immer noch als BildungsmaR-
nahmen fur ,anderer Leute Kinder®, und
zwar solche, die zu Stellen mit niedrige-
ren Qualifikationsanforderungen, geringe-
rem gesellschaftlichem Prestige und un-
sicheren Zukunftsaussichten fiihren.

Dessen ungeachtet werden betriebliche
AusbildungsmaBnahmen auch weiterhin
eine wichtige Rolle im Leben von minde-
stens jedem flinften britischen Jugendli-
chen spielen und in bestimmten Gegen-
den und Bevdlkerungsgruppen dirfte die-
ser Anteil sogar noch deutlich héher lie-
gen. Eben deshalb missen diese Aus-
bildungsgédnge so gestaltet sein, dass sich
die Teilnahme fir jedermann lohnen wiir-
de. Thnen kommt im Hinblick auf die An-
hebung des Qualifikationsstands der bri-
tischen Erwerbsbevélkerung und die Her-
anbildung einer lernenden Gesellschaft
eine groRe Bedeutung zu. Ebenso kon-
nen sie zur Forderung der sozialen Ge-
rechtigkeit beitragen und dem Problem
der Entfremdung junger Menschen entge-
genwirken, die in manchen Féllen zum
Abgleiten in die Kriminalitat fiihren kann
- wenn auch solche Ziele allein durch die
Verbesserung der betrieblichen Erstaus-
bildung fur Jugendliche wohl kaum zu
erreichen sein durften.

Beschéaftigungsbedirfnisse
und der Wandel

des Arbeitsmarktes

far Jugendliche

Parallel zum Wandel der Politik zur be-
trieblichen Erstausbildung fur Jugendliche
haben sich in der Wirtschaft und am Ar-
beitsmarkt fur Jugendliche gewaltige Ver-
anderungen vollzogen. Hierzu gehdren die
umfangreiche und fortdauernde Verlage-
rung der Beschéftigung aus dem verarbei-
tenden Gewerbe in den Dienstleistungs-
bereich; der Abbau von Arbeitsplatzen fur
sowohl gelernte wie ungelernte, tberwie-
gend ménnliche Arbeitnehmer mit manu-
ellen Téatigkeiten; die zunehmende Zahl
von befristeten Beschaftigungsverhaltnis-
sen; die wachsende Nachfrage nach weib-
lichen Arbeitskréften; die deutliche Verlan-
gerung der Verweildauer im Bildungswe-
sen nach Erfiillung der Schulpflicht sowie
ein genereller Riickgang der Beschafti-
gungsmaoglichkeiten fir Jugendliche.

Immer mehr Jugendliche werden heute
in Teilzeitstellen und in befristeten Ar-
beitsverhéltnissen beschaftigt und die Ju-
gendarbeitslosigkeit konzentriert sich in
zunehmendem MaRe auf gering qualifi-
zierte mannliche Jugendliche. Gleichzei-
tig hat der Entzug des Anspruchs auf Ar-
beitslosenunterstiitzung fur 16- und 17-
Jahrige in Kombination mit dem geringen
Ansehen eines Grofteils der Youth-Trai-
ning-Ausbildungen bei den potenziellen
Nutzern bewirkt, dass immer mehr junge
Menschen aus den amtlichen Statistiken
verschwinden.! Die Existenz dieser ,un-
bekannten“ Gruppe von betrachtlichem
Ausmal beweist zum einen die Unzulang-
lichkeit des derzeitigen Ausbildungs-
angebots fiir diese Altersgruppe und un-
terstreicht zugleich die Schwéachen der
bestehenden Verfahrensweisen zur Beob-
achtung des Ubergangs von der Schule
ins Erwerbsleben.

Der potenzielle Nutzerkreis fur eine kiinf-
tige betriebliche Erstausbildung durfte
sehr wahrscheinlich kleiner sein als die
Massenklientel, die fur das urspriingliche
Youth-Training-Programm ins Auge
gefasst wurde, doch wird er keineswegs
vollig verschwinden. Dieser kleinere
Nutzerkreis ist seinem Wesen nach unbe-
stdndig und vielgestaltig. Zwar werden



viele dieser Nutzer zu denjenigen geho-
ren, denen in der Schule am wenigsten
Erfolg beschert war, doch wie die Modell-
versuche des Modern-Apprenticeship-Pro-
gramms gezeigt haben, schlagen weiter-
hin auch andere, hoch begabte Schulab-
ganger den betrieblichen Ausbildungsweg
ein, vielleicht besonders nach Vollendung
des 17. Lebensjahres. Einige Jugendliche
diirften in die betriebliche Ausbildung
einsteigen und spéter wieder daraus aus-
scheiden, wenn sich ihre persénlichen
Umsténde und ihre beruflichen Ambitio-
nen beim Ubergang in das Erwachsenen-
leben veréndern.

Die Entwicklung der betrieblichen Erst-
aushildung fur die Altersgruppe der 16-
bis 19-Jahrigen l&sst sich nicht ohne Wei-
teres von der umfassenderen Problema-
tik der Aneignung und Nutzung von Kom-
petenzen auf dem britischen Arbeitsmarkt
trennen. Die Nachfrage nach umfangrei-
cheren und héheren Kompetenzen ist aus-
gesprochen ungleichméRig, und der noch
verbleibende Arbeitsmarkt fur Jugendli-
che dirfte einer der Bereiche sein, in
denen diese Nachfrage am schwéchsten
ausgebildet ist. Solche Nachfrageprobleme
resultieren zum Teil aus den Produkt-
marktstrategien, die in vielen Unterneh-
men angewandt werden, und aus den
damit verbundenen Systemen der Arbeits-
organisation und der Arbeitsplatzgestal-
tung, die nur begrenzte Mdéglichkeiten
zum Einsatz héherer Kompetenzen bie-
ten. Wenn die Nachfrage der Betriebe
nach Kompetenzen gesteigert werden und
die erzeugten Kompetenzen produktiv
zum Einsatz kommen sollen, muss sich
die Politik mit Verfahrensweisen ausein-
ander setzen, durch die die Unternehmen
in allen Wirtschaftszweigen dazu ange-
spornt werden, ihre Arbeitsprozesse zu
Lenttaylorisieren“ und Kompetenzen bes-
ser in ihre Wettbewerbsstrategien zu in-
tegrieren. Eine Politik, die stillschweigend
davon ausgeht, dass eine Nachfrage exis-
tiere und dass lediglich eine institutionelle
Neustrukturierung des Kompetenzan-
gebots erforderlich sei, ist zum Scheitern
verurteilt. Viele Arbeitgeber haben bislang
nur geringes Interesse an einer Anhebung
des Qualifikationsstands ihrer jugendli-
chen Beschaftigten erkennen lassen. Diese
Arbeitgeber ziehen Auszubildende oft aus
der Ausbhildung ab, noch bevor diese den
jeweiligen Ausbildungsgang vollendet
haben, und gestatten es ihnen so, ohne
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Erwerb einer Qualifikation aus der Er-
stausbildung auszuscheiden.

Vor ihrer Niederlage bei den Wahlen zum
Unterhaus 1997 propagierte die konser-
vative britische Regierung zwei wider-
spriichliche Visionen im Hinblick auf die
Forderung der wirtschaftlichen Entwick-
lung. Die eine Sichtweise pries eine hoch
qualifizierte Erwerbsbevélkerung als al-
leinige Grundlage fur die langfristige Auf-
rechterhaltung von Wettbewerbsvorteilen.
Nach der anderen wiederum wurde den
Unternehmen erklért, dass die niedrigen
Lohnkosten, die ein hochgradig deregu-
lierter, flexibler Arbeitsmarkt mit befristet
einsetzbaren Arbeitskraften mit sich
bréchte, zur Entstehung der dynamisch-
sten Volkswirtschaft in Europa flhren
wirden. Letztere Strategie stellt dabei
nicht einfach nur eine Alternative zur er-
steren dar, sie strebt vielmehr die Schaf-
fung von strukturellen Bedingungen auf
dem Arbeitsmarkt an, die es zunehmend
erschweren wirden, eine britische
Erwerbsbevdlkerung heranzubilden, die
eine auf einem hohen Kompetenzniveau,
hohem Engagement und hoher Qualitét
basierende Wettbewerbsstrategie aufrecht-
erhalten kénnte (Keep und Mayhew,
1996). Wir missen uns im Vereinigten
Konigreich dartber klar werden, welche
dieser Visionen wir kiinftig weiterverfol-
gen wollen und warum.

Immer wieder wird die Notwendigkeit zur
Anhebung des Qualifikationsstands der
Erwerbsbevdlkerung von der allgemeinen
Meinung bekréftigt. Wenn diese Forde-
rung ernst genommen werden soll, mis-
sen Bedingungen und Anreize geschaffen
werden, die die Betriebe zur Einflihrung
von Wettbewerbsstrategien ermuntern, die
auf die Bereitstellung von hoch speziali-
sierten Gutern und Dienstleistungen mit
hohem Mehrwert abzielen, die eine ent-
sprechend hoch qualifizierte Belegschaft
voraussetzen. Derartige Strategien werden
gegenwartig in vielen anderen entwickel-
ten Landern angewandt. In GroRbritanni-
en trifft man sie dagegen kaum an, da
hier bislang weithin davon ausgegangen
wurde, dass die Krafte des Marktes allein
die gewilinschten Ergebnisse schon her-
beiflhren wirden.

Der Erfolg einer betrieblichen Erstaus-
bildung ist sehr viel wahrscheinlicher,
wenn diese in eine umfassendere Politik
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~Der Erfolg einer betriebli-
chen Erstausbildung ist
sehr viel wahrscheinlicher,
wenn diese in eine umfas-
sendere Politik eingefloch-
ten wird, die die Steigerung
der Nachfrage nach Kom-
petenzen und Qualifikatio-
nen zum Ziel hat. Ohne eine
Ankurbelung der Nachfra-
ge nach héheren Qualifika-
tionen in den Reihen der
jungen Arbeitnehmer und
ihrer jetzigen und zukinf-
tigen Arbeitgeber wird die
Schaffung der flr eine er-
folgreiche Erstausbildung
erforderlichen Anreize
schwieriger und es besteht
die Gefahr, dass angesichts
des Fehlens von Produkt-
markt- und Wettbewerbs-
strategien, die auf die Be-
reitstellung von qualitativ
hochwertigen Gutern und
Dienstleistungen abzielen,
die erzeugten Kompetenzen
nicht effektiv verwertet
wurden.”
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eingeflochten wird, die die Steigerung der
Nachfrage nach Kompetenzen und Qua-
lifikationen zum Ziel hat. Ohne eine An-
kurbelung der Nachfrage nach hdheren
Qualifikationen in den Reihen der jungen
Arbeitnehmer und ihrer jetzigen und zu-
kiinftigen Arbeitgeber wird die Schaffung
der flr eine erfolgreiche Erstausbildung
erforderlichen Anreize schwieriger und es
besteht die Gefahr, dass angesichts des
Fehlens von Produktmarkt- und Wettbe-
werbsstrategien, die auf die Bereitstellung
von qualitativ hochwertigen Gitern und
Dienstleistungen abzielen, die erzeugten
Kompetenzen nicht effektiv verwertet
wdrden.

Soll eine wie auch immer geartete betrieb-
liche Erstausbildung auch nur das gegen-
wartige Niveau der einschldgigen 6ffent-
lichen Ausgaben rechtfertigen, mussen
langfristigere nationale Beschéftigungs-
bedurfnisse geltend gemacht werden, wo-
bei anerkannt werden muss, dass die Ge-
sellschaft insgesamt und nicht nur die
Arbeitgeberschaft ein legitimes Interesse
daran hat. Dementsprechend sollten auch
andere Interessengruppen, etwa Gewerk-
schaften, die die Interessen der Arbeit-
nehmer vertreten, in den entsprechenden
Regulierungsapparat mit einbezogen wer-
den.

Staatlich gefdrderte betriebliche Aus-
bildungsgédnge sollten jedoch noch um-
fassendere Ziele anstreben als nationale
Beschaftigungsbeddirfnisse, so wichtig die-
se auch sind. AusbildungsmaBnahmen
dieser Art haben ebenso eine wichtige
Funktion im Hinblick darauf, Jugendliche
in ihrer Entwicklung zu mindigen Bur-
gern zu unterstiitzen sowie Fragen der so-
zialen Gerechtigkeit anzugehen. Betrieb-
liche Aushildungsgéange besitzen ein enor-
mes Potenzial zur Ausweitung der Bil-
dungschancen fir junge Menschen. Die-
ses breiter angelegte Ziel liegt sowohl im
Interesse der Jugendlichen selbst als auch
im Interesse der Gesellschaft insgesamt.
Es setzt die Eingliederung einer allgemein-
bildenden Komponente in die berufliche
Erstausbildung voraus, um die Fahigkei-
ten und den Horizont von Jugendlichen
beim Ubergang von der Schule zum Er-
wachsenen- und Erwerbsleben zu erwei-
tern. Dies sollte fur alle Fahigkeiten und
Leistungsniveaus gelten, wéahrend die im
Dearing-Bericht von 1996 unterbreiteten
Vorschlage eine gewisse Breite der Aus-

bildung offenbar nur fiir die begabteren
jungen Menschen vorsahen.

Vielen Jugendlichen im Alter von 16 bis
19 Jahren bleibt der Zugang zur allgemei-
nen und beruflichen Bildung versagt. Ei-
nige sind in unsicheren Arbeitsverhaltnis-
sen beschaftigt, in denen sie keine Aus-
bildung erhalten. Andere wiederum, die
gelegentlich als ,Nullstatus“-Gruppe be-
zeichnet werden, sind aus allen amtlichen
Verzeichnissen verschwunden, da sie we-
der beschéftigt sind noch eine allgemei-
ne oder berufliche Ausbildung durchlau-
fen. Im derzeitigen gesellschaftlichen und
wirtschaftlichen Klima in England und
Wales sieht ein nicht unerheblicher Teil
dieser Jugendlichen keinerlei Anreize zur
Eingliederung in das offizielle System,
sondern erliegt vielmehr der Verlockung,
einer Beschaftigung auf dem schwarzen
Arbeitsmarkt oder kriminellen Aktivitaten
nachzugehen (Istance et al., 1994). Die-
sen Jugendlichen miissen Ausbildungs-
mdoglichkeiten geboten werden, die ihnen
zugénglich und forderlich sind, und zwar
unabhéngig davon, ob sie imstande sind,
einen reguldren Arbeitsplatz zu finden.
Man kann nicht verlangen, dass die Ar-
beitgeber die volle Verantwortung fir die-
se umfassenderen Aspekte einer betrieb-
lichen Erstausbildung auf sich nehmen.

Die Problematik
des Prinzips
der Freiwilligkeit

Fir die Arbeitgeber duBert sich das Prin-
zip der Freiwilligkeit auf verschiedene
Weise. Zum einen steht es den Arbeitge-
bern frei, ob sie sich an der beruflichen
Erstaushildung Jugendlicher beteiligen
wollen oder nicht. Ferner steht es ihnen
frei, ob sie die Jugendlichen, die sie be-
schéftigen, ausbilden wollen oder nicht.
Ebenso steht es ihnen frei, jedes Beschaf-
tigungs- und/oder Ausbildungsverhaltnis
entsprechend den arbeitsrechtlichen Be-
stimmungen zu kindigen, und es wird
ihnen zudem immer mehr Freiheit einge-
raumt, die Inhalte der Ausbildung zu be-
stimmen, die ein bei ihnen beschaftigter
Jugendlicher erhélt. Dass Arbeitgeber Ju-
gendlichen unter 19 Jahren Vollzeitarbeits-
platze anbieten, auf denen diese keine
Ausbildung erhalten, lauft indes dem na-
tionalen Interesse zuwider. Hier sind Ge-



setze gefordert, die es den Arbeitgebern
untersagen wirden, Jugendliche fur lan-
ger als drei volle Arbeitstage pro Woche
zu beschéftigen, es sei denn, dies ge-
schieht im Rahmen eines anerkannten
Ausbildungsgangs. Teilzeitbeschéftigten
Jugendlichen sollten ergédnzende Aus-
bildungsmaRnahmen angeboten werden.
Damit wirde sichergestellt, dass alle Ar-
beitgeber zu gleichen Bedingungen am
Markt konkurrieren, und der derzeitige
tendenzielle Abbau der Arbeitsplétze ohne
Ausbildungskomponente flr 16- bis 19-
Jahrige in GroBbritannien wirde weiter
vorangetrieben.

Es wére weder gerechtfertigt noch prak-
tikabel, den Arbeitgebern das Recht zur
Kindigung eines Beschéftigungs- oder
Ausbildungsverhdltnisses zu entziehen.
Jedoch sollten Jugendliche vor Situatio-
nen bewahrt werden, in denen sie ohne
eigenes Verschulden von der Fortfiihrung
ihrer Berufsausbildung abgehalten wer-
den. Jedem 16- bis 19-J&hrigen sollte des-
halb ein Anspruch auf Absolvierung ei-
nes zusammenhangenden Ausbildungs-
gangs gewéhrt werden, der ihm unabhén-
gig von einer eventuellen Veranderung
der &uReren Umsténde erhalten bleibt.

Es wadre unrealistisch, zu erwarten, dass
die Arbeitgeber die in einem solchen Sy-
stem geforderte Breite auf vollig freiwilli-
ger Basis vermitteln wirden. Hier sind
staatliche MaBnahmen notwendig, durch
die die Kapazitat der kleinen und mittle-
ren Betriebe (die einen sehr groBRen Teil
der Gesamtbeschéftigung stellen) zur Ver-
gréRerung und Verbesserung ihres Ange-
bots an betrieblichen Ausbildungsplatzen
gefordert wird. Die breiter angelegten all-
gemeinbildenden Komponenten sollten
mit 6ffentlichen Mitteln finanziert werden,
und der Anspruch der Auszubildenden auf
berufsbezogene und allgemeinbildende
BildungsmalRnahmen ist durch landeswei-
te Rahmenvereinbarungen zu sichern, die
gesetzlich verankert sein sollten. So set-
zen etwa die wiinschenswerte staatsbir-
gerliche Erziehung und die umfassende-
ren beschéftigungspolitischen Ziele vor-
aus, dass alle Jugendlichen die Méglich-
keit zur Teilnahme an auBerbetrieblichem
Unterricht erhalten, den nur dufRerst we-
nige kleine und mittlere Betriebe in eige-
ner Regie veranstalten kénnten. Ferner
miissten viele Jugendliche, die eine Aus-
bildung in einem kleinen Betrieb durch-
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laufen, im Hinblick auf den Erwerb einer
umfassenderen berufspraktischen Erfah-
rung ein weiteres Ausbildungspraktikum
in einem anderen Betrieb absolvieren.
Auch wenn die Arbeitgeber mit etwas
gutem Willen zumindest einigen Jugend-
lichen solche Mdglichkeiten bieten kénn-
ten, so konnte dies doch nicht fir alle
Auszubildenden gewéhrleistet werden.
Ein System, das auf dem Prinzip der Frei-
willigkeit beruht, birgt immer die Gefahr,
dass diejenigen Arbeitgeber, die eine um-
fassende und vielseitige Ausbildung an-
bieten, am Markt benachteiligt werden,
wenn sie héhere Ausbildungskosten zu
tragen haben als ihre Konkurrenten, die
billiger oder auch gar nicht ausbilden.
Durch eine entsprechende Gesetzgebung
konnte der Ausbildungsanspruch Jugend-
licher festgeschrieben werden, sodass al-
len Betrieben gleiche Wettbewerbsbedin-
gungen garantiert wirden.

Es sollten also Strukturen geschaffen wer-
den, die es den Arbeitgebern gestatten,
das Ausmal ihres Ausbildungsengage-
ments selbst zu bestimmen, flankiert
durch MalRnahmen, die dieses Aus-
bildungsangebot, wo immer erforderlich,
erganzen. Als notwendiges Gegengewicht
zum Recht der Arbeitgeber auf Selbstbe-
stimmung Uber das betriebliche Aus-
bildungsengagement sollten auf nationa-
ler und ortlicher Ebene Ausbildungs-
malstdbe vereinbart werden, die die In-
teressen der Jugendlichen, der Arbeitge-
ber im Allgemeinen und des Staates als
Gemeinwesen absichern. Voraussetzung
hierflir wére freilich, dass die bisherige
alleinige Bestimmungsgewalt der Arbeit-
geber Gber die Berufsausbildung im Ver-
einigten Konigreich durch partnerschaft-
liche Verwaltungsstrukturen abgeldst wiir-
de, in denen die Arbeitgeber wohl eine
zentrale Rolle und ein bedeutendes Mit-
spracherecht erhalten sollten, ebenso aber
auch andere Parteien, wie etwa Vertreter
des Bildungswesens und die Gewerk-
schaften.

Betriebsiibergreifende Ausbildungspro-
jekte (group training schemes) kdnnten
in Zukunft eine bedeutendere Rolle im
Hinblick auf die Forderung der Aus-
bildungskapazitat kleiner und mittlerer
Betriebe bernehmen. Solche Aus-
bildungsprojekte erlebten Ende der 60er
Jahre eine rasche Ausweitung, die durch
die branchenspezifischen Ausschiisse fir
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»,Die Motivation zur Ent-
wicklung einer qualitativ
hochwertigen betrieblichen
Erstausbildung beruht auf
der Erkenntnis, dass der
Betrieb einen kreativen und
motivierenden Lernort bil-
den kann und dass hierzu
ein integrierter, ganzheitli-
cher Ansatz erforderlich
ist, der es Jugendlichen er-
maoglicht, inner- und aulier-
betriebliche Lernerfahrun-
gen zu verbinden.”
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die betriebliche Ausbildung (Industry
Training Boards) — vor allem durch den
Ausbildungsausschuss der Maschinenbau-
industrie — vorangetrieben wurde. lhre
vorrangige Funktion war indes nicht die
Veranstaltung von AusbildungsmaR-
nahmen, vielmehr sollten sie als Aus-
bildungsabteilungen fur kleinere Betrie-
be agieren, die sich die Unterhaltung ei-
ner eigenen Ausbildungsabteilung nicht
leisten konnten. Dies beinhaltete u.a. die
Unterstltzung Kleinerer Betriebe bei der
Anwerbung und Auswahl von Auszubil-
denden und den Entwurf von Aus-
bildungsmalnahmen fir diese Betriebe
(Senker, 1992). In den letzten Jahren wur-
den diese betriebsubergreifenden Aus-
bildungsprojekte allméhlich in private
Ausbildungsveranstalter umgewandelt.
Viele davon bieten nach wie vor kleine-
ren Unternehmen die Dienstleistungen
einer ,Ausbildungsabteilung” gegen ein
marktiibliches Entgelt an. So helfen sie
kleineren Betrieben zum Beispiel, bei den
TECs finanzielle Unterstiitzung fur die
Ausbildung und Leistungsbeurteilung
nach den NVQ-MaRstaben zu beantragen,
indem sie ihnen die entsprechenden
schriftlichen Formalitdten abnehmen oder
auch Prufer und externe Gutachter aus-
bilden und zur Verfiigung stellen. Nichts-
destoweniger liegt der Schwerpunkt ih-
rer Tatigkeiten seit Jahren primar im An-
gebot von AusbildungsmaBnahmen im
Wettbewerb mit anderen Akteuren auf
dem Markt.

Angesichts des allgemeineren Bedarfs der
Gesellschaft an jungen Auszubildenden
sollten derartige Organisationen dazu er-
muntert und dabei unterstiitzt werden,
sich verstérkt in Partnerschaften mit Ar-
beitgebern zu engagieren, um so zu ei-
nem Anstieg der Nachfrage nach jugend-
lichen Auszubildenden beizutragen und
dafiir Sorge zu tragen, dass dieser Nach-
frage entsprochen wird. Darliber hinaus
missen Fordermittel fir die Einrichtung
und Entwicklung von deutlich mehr Or-
ganisationen dieser Art bereitgestellt wer-
den. Diese konzentrieren sich nach wie
vor auf bestimmte Wirtschaftszweige, vor
allem auf den Maschinenbau, und das
Angebot solcher Dienstleistungen muss
auf deutlich mehr Bereiche ausgeweitet
werden, damit die Nachfrage nach Aus-
zubildenden angekurbelt wird. Die gegen-
wartige Angebotsverteilung in Bezug auf
dieser Dienstleistungen entspricht zwar

der Nachfrage des Marktes, doch spiegelt
sie keineswegs die wichtigen Funktionen
wider, die solche Organisationen fir das
allgemeinere gesellschaftliche Wohl erfil-
len kénnten. Immer noch gibt es Schwie-
rigkeiten bei der Beschaffung von betrieb-
lichen Ausbildungsplatzen in Gegenden
mit angespannter Beschaftigungssituation
und fiir Jugendliche, die besonderer Un-
terstitzung bedirfen und/oder ein ge-
schiitztes Arbeitsumfeld bendtigen. In die-
sen Féllen sind die Kosten, die der Ge-
sellschaft entstehen, wenn keine beson-
deren MaBnahmen ergriffen werden, we-
sentlich hoher als die Kosten des Ange-
bots alternativer Beschéftigungsmdglich-
keiten mittels geeigneter Formen von ge-
meinndtziger Arbeit, sportlicher Betti-
gung und Freizeitaktivitdten mit Arbeits-
komponente. Der ehrenamtliche Bereich
bildet hier einen wichtigen potenziellen
Anbieter von Ausbildungsplatzen und
Beschaftigungsmaglichkeiten.

Die Notwendigkeit eines
ganzheitlichen Ansatzes

Die Motivation zur Entwicklung einer qua-
litativ hochwertigen betrieblichen Erstaus-
bildung beruht auf der Erkenntnis, dass
der Betrieb einen kreativen und motivie-
renden Lernort bilden kann und dass hier-
zu ein integrierter, ganzheitlicher Ansatz
erforderlich ist, der es Jugendlichen er-
mdoglicht, inner- und auBerbetriebliche
Lernerfahrungen zu verbinden.

Der Begriff der ,Praxisgemeinschaft"
(community of practice) liefert ein nitzli-
ches Betrachtungsmodell daftr, wie ver-
schiedene Partner, die im Rahmen der be-
trieblichen Erstausbildung aufeinander tref-
fen, einander erganzen kénnten (Lave,
1991). Im Mittelpunkt dieser ,Praxis-
gemeinschaft” stehen die Jugendlichen, die
theoretische und praktische Kenntnisse mit
Fertigkeiten verbinden, um ihre prakti-
schen Verfahrensweisen zu veréndern.
Sowohl der betriebliche Arbeitsplatz als
auch der aulerbetriebliche Unterricht muss
daher so gestaltet sein, dass die Jugendli-
chen dort neue Fertigkeiten und Kennt-
nisse — und somit ihr wahres Potenzial als
Arbeitnehmer und als Auszubildende -
erwerben und auch unter Beweis stellen
kénnen. Da eine qualitativ hochwertige
betriebliche Erstaushildung die Grenzen



sowohl des traditionellen Klassenzimmers
als auch des traditionellen Betriebs (Werk-
statt/Buro/Geschéft etc.) Uberschreiten
sollte, halten wir die Entwicklung von neu-
en pdadagogischen Methoden fur ange-
bracht. Diese kdnnten etwa eine Arbeits-
padagogik umfassen (Fuller und Unwin,
1996), bei deren praktischer Umsetzung
sinnvolle Verknupfungen zwischen dem
Lernprozess, der Produktion und der Ar-
beitsorganisation entstehen. Durch die
Anwendung eines expansiven Lernansatzes
wirden Jugendliche so ermutigt, die im
Betrieb angewandten Verfahrensweisen in
Frage zu stellen.

Die Vorschl&ge des Berichts ,Working to
Learn” zielen darauf ab, Jugendlichen
breit gefdcherte betriebliche Lern-
erfahrungen zu vermitteln, die sie auf eine
ungewisse, verdnderliche Zukunft vorbe-
reiten und ihnen dabei helfen sollen, sich
weiterzuentwickeln und persénlich zu
entfalten. Neue Formen der betrieblichen
Erstausbildung fiir Jugendliche diirften am
ehesten effektiv umzusetzen sein, wenn
sie im Rahmen einer neuen Art der Politik-
gestaltung und einer neuen Ausrichtung
der Politik auf nationaler Ebene eingefiihrt
werden. Ein breit angelegtes ganzheitli-
ches Modell der betrieblichen Erstaus-
bildung bedarf der gesetzlichen Veranke-
rung. Ein solches Programm sollte sich auf
Partnerschaften auf ortlicher und natio-
naler Ebene griinden, im Rahmen derer
die bisweilen gegensatzlichen, jedoch le-
gitimen Interessen verschiedener beteilig-
ter Parteien zum Ausdruck gebracht und
in Erwagung gezogen werden kdnnen. Zu
denjenigen, die in Bezug auf die betrieb-
liche Erstausbildung berechtigte Interes-
sen anzumelden haben, z&hlen neben den
Jugendlichen und den Arbeitgebern u.a.
die Gewerkschaften, der Staat und pro-
fessionelle Anbieter von Ausbildungs-
maRnahmen und Beratungsleistungen.

Landesweit sollte die Veranstaltung der
betrieblichen Erstausbildung durch eine
partnerschaftliche Zusammenarbeit von
Branchen- und/oder Berufsvereinigungen
und ortlich zugelassenen Ausbildungs-
veranstaltern erfolgen. Berufsvereinigun-
gen kdme vor allem dort eine wichtige
Rolle zu, wo berufliche Kompetenzen
brancheniibergreifender Art sind (so z.B.
im Sekretariatsbereich); hier sollten Zu-
sammenschlisse auf nationaler Ebene
gebildet werden, die lber die Branchen-
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grenzen hinweg dafur Sorge zu tragen
hétten, dass weitgehend identische Mal3-
nahmen nicht unnétigerweise doppelt
angeboten werden. Die Branchen- und/
oder Berufsvereinigungen kdnnten hier-
fur sektorale Modelle in Zusammenarbeit
mit anderen interessierten Parteien ent-
werfen. In Wirtschaftszweigen mit einer
Vielzahl kleiner Betriebe kénnten die von
den Arbeitgebern unterhaltenen nationa-
len Ausbildungsorganisationen dazu an-
geregt werden, betriebsubergreifende
Ausbildungsangebote einzurichten, um
die Veranstaltung von Ausbildungsgangen
zu ermdglichen.

Das Prinzip der Partnerschaft ist auch auf
der Ebene der einzelnen Jugendlichen
und Arbeitgeber wichtig und die Gestal-
tung dieser Partnerschaften sollte die le-
gitimen Bedirfnisse der verschiedenen
beteiligten Parteien berlcksichtigen. In
diesem Zusammenhang kommt dem
Grundsatz des gesetzlich garantierten
Anspruchs wesentliche Bedeutung zu. Bei
einer betrieblichen Erstausbildung nach
unseren Vorstellungen stiinde die Ent-
wicklung von beruflichen Kompetenzen
am Arbeitsplatz im Mittelpunkt, und zwar
ahnlich, wie es bei den derzeitigen Aus-
bildungsgédngen im Rahmen der Program-
me Youth Training und Modern Appren-
ticeship der Fall ist. Gleichwohl sollte die-
se neu gestaltete betriebliche Erstaus-
bildung noch sehr viel weiter gehen. Ju-
gendliche, die Qualifikationen dieser Art
anstreben, wiirden dabei eine Vielfalt von
Lernerfahrungen sammeln - eine ausge-
wogene Kombination von innerbetriebli-
chen, betriebsnahen und auBerbetrieb-
lichen Ausbildungselementen. Bei der
Zusammenstellung dieser Kombination
missten die Bedurfnisse der verschiede-
nen Beteiligten sowie die ortlichen Ge-
gebenheiten und Einrichtungen bertck-
sichtigt werden. ,AuBerbetriebliche”
Arbeits- und Lernerfahrungen kénnten
sowohl auf dem Gelénde des ausbilden-
den Betriebs selbst als auch andernorts
erworben werden.

Jeder Auszubildende sollte wahrend sei-
ner Ausbildungszeit in wenigsten zwei
verschiedenen betrieblichen Umfeldern
arbeiten, um eine ausreichend breit gefa-
cherte Lernerfahrung zu erhalten. In vie-
len gréReren Unternehmen kdnnte dies
etwa dadurch geschehen, dass der Aus-
zubildende verschiedene Abteilungen
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-Neue Formen der betrieb-
lichen Erstausbildung fur
Jugendliche durften am
ehesten effektiv umzuset-
zen sein, wenn sie im Rah-
men einer neuen Art der
Politikgestaltung und einer
neuen Ausrichtung der Po-
litik auf nationaler Ebene
eingefuhrt werden. Ein
breit angelegtes ganzheitli-
ches Modell der betriebli-
chen Erstausbildung bedarf
der gesetzlichen Veranke-
rung. Ein solches Pro-
gramm sollte sich auf Part-
nerschaften auf ortlicher
und nationaler Ebene griin-
den (...)"

.Das Prinzip der Partner-
schaft ist auch auf der Ebe-
ne der einzelnen Jugendli-
chen und Arbeitgeber wich-
tig und die Gestaltung die-
ser Partnerschaften sollte
die legitimen Bedirfnisse
der verschiedenen beteilig-
ten Parteien bertcksichti-
gen. In diesem Zusammen-
hang kommt dem Grund-
satz des gesetzlich garan-
tierten Anspruchs wesentli-
che Bedeutung zu.”
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~Allgemeine Rahmenstruk-
turen sollten auf nationaler
Ebene entwickelt werden,
die naheren Einzelheiten
der jeweiligen Ausbildungs-
gange waren jedoch vor Ort
auszuarbeiten. Uns schwebt
diesbezuglich die Bildung
von branchenspezifischen
ortlichen Partnerschaften
zwischen Arbeitgebern und
anderen Ausbildungsveran-
staltern vor, deren Zusam-
mensetzung jeweils von der
Fahigkeit und Bereitschaft
der betreffenden Arbeitge-
ber abhéngen wird, eine
qualitativ hochwertige breit
angelegte Ausbildung zu
vermitteln.”
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durchlduft. In anderen Féllen kann dage-
gen ein vorubergehender Wechsel in ei-
nen anderen Betrieb erforderlich sein. In
Anbetracht dessen, dass Jugendliche sich
verdndern, dass ihnen ihre urspriingliche
Ausbildungsplatzwahl nach einiger Zeit
vielleicht nicht mehr angemessen er-
scheint und dass eines der wesentlichen
Ziele der von uns beflirworteten betrieb-
lichen Erstausbildung darin besteht, die
personliche Entfaltung des Einzelnen zu
fordern, misste diese auch die Mdglich-
keit vorsehen, den gewé&hlten Ausbil-
dungsberuf wenigstens einmal zu wech-
seln, ohne dass dem betreffenden Jugend-
lichen, dem Arbeitgeber oder einem Aus-
bildungsveranstalter dadurch ein Nachteil
entsteht. Ferner sollten allen Jugendlichen
ein Anspruch darauf eingerdumt werden,
gegebenenfalls Uber einen gewissen Zeit-
raum verschiedene berufliche Tatigkeiten
auszuprobieren.

Einer breit gefdcherten Allgemeinbildung
kommt im Hinblick auf die persénliche
Entfaltung des Einzelnen und als Vorbe-
reitung auf kiinftige Veranderungen in der
beruflichen Laufbahn und der Arbeitswelt
eine entscheidende Bedeutung zu. Diese
sollte kommunikative und mathematische
Fahigkeiten umfassen, sich jedoch keines-
wegs nur auf diese beschranken. So ware
es etwa sinnvoll, Auszubildenden Kennt-
nisse Uber betriebswirtschaftliche Orga-
nisation und die Rolle der Gewerkschaf-
ten zu vermitteln. Den Auszubildenden
sollte zudem ein gewisser Spielraum ge-
lassen werden, um eigenen Ausbildungs-
interessen nachgehen zu kdénnen.

Ferner missten Verfahrensweisen zur Ver-
mittlung der Auszubildenden an bestimm-
te Ausbildungsveranstalter und zur Siche-
rung zufriedenstellender Ausbildungs-
und Arbeitsbedingungen eingerichtet
werden. Diese Aufgaben kdnnten vom
nationalen Berufsberatungsdienst wahrge-
nommen werden. Eine wesentliche Rolle
sollte dabei einem flexibel gehaltenen
Entwicklungsplan zur individuellen Ge-
staltung der Berufsausbildung zukommen.
Dieser misste sich hingegen von den Ak-
tionsplanen unterscheiden, die sich auf
die Entwicklungsarbeit eher hemmend
ausgewirkt haben, da sie in ihrer Funkti-
on oft gar zu burokratisch und mit viel
.Papierkram“ verbunden waren. Im Mit-
telpunkt des flexiblen Entwicklungsplans
stiinden die Auswertung von fritheren und

derzeitigen Erfahrungen und ein selbst-
gesteuerter Lernprozess zur Bestimmung
des zukunftigen Vorgehens. Ein Mentor
wirde dem einzelnen Jugendlichen be-
ratend und unterstltzend zur Seite stehen
und gegebenenfalls die Interessen des
Jugendlichen wahrnehmen, z.B. indem er
als Forderer oder Fursprecher agiert und
sich um organisatorische Aspekte kim-
mert. Mentoren sollten das Recht haben,
einzuschreiten, wenn entweder die dem
Jugendlichen vermittelte Ausbildung un-
zul@nglich ist oder aber der Auszubilden-
de seinem Arbeitgeber oder Ausbildungs-
veranstalter gegeniiber ein ungebihrliches
Verhalten an den Tag legt.

Ein wesentlicher Teil einer Berufsausbil-
dung besteht darin, umfangreiche Erfah-
rungen im entsprechenden Beruf zu sam-
meln. Aus eben diesem Grunde und um
die geforderte groRere Breite zu ermdgli-
chen, sollte eine berufliche Vollzeitaus-
bildung mindestens zwei Jahre dauern und
gegebenenfalls auch auf drei Jahre verlan-
gert werden konnen. Diejenigen, die be-
sonders schnell lernen, sollten zusatzlich
gefordert werden, indem man ihnen Ge-
legenheit zum weiteren Ausbau ihrer
Kenntnisse, Fertigkeiten und Kompetenzen
gibt und nicht etwa einen Ansporn zum
friihzeitigem Abschluss der Ausbildung.

Allgemeine Rahmenstrukturen sollten auf
nationaler Ebene entwickelt werden, die
néheren Einzelheiten der jeweiligen Aus-
bildungsgénge wéren jedoch vor Ort aus-
zuarbeiten. Uns schwebt diesbeziiglich die
Bildung von branchenspezifischen ortli-
chen Partnerschaften zwischen Arbeitge-
bern und anderen Ausbildungsveran-
staltern vor, deren Zusammensetzung je-
weils von der Fahigkeit und Bereitschaft
der betreffenden Arbeitgeber abhangen
wird, eine qualitativ hochwertige breit
angelegte Ausbildung zu vermitteln. Vie-
le Arbeitgeber, vor allem Kleinbetriebe,
sind nicht in der Lage, die Komplexitat
auch nur der heutigen, relativ beschrénk-
ten, Aushildungsansatze zu bewadltigen,
geschweige denn die Komplexitat beruf-
licher Ausbildungsgange mit den hier ge-
forderten umfassenderen Zielen. Zwar
kommt den Arbeitgebern eine zentrale
Rolle zu und dies sollte auch so bleiben,
doch muissen Strukturen zur Unterstit-
zung und Erhdhung des Engagements
geschaffen werden, das diese Arbeitge-
ber durchaus aufbieten kdnnten.



Auf ortlicher Ebene sollten ortliche Aus-
bildungskoordinationsstellen eingerichtet
werden, denen die Hauptverantwortung
dafiir zuk&me, die Bedurfnisse der ver-
schiedenen an einem Ausbildungsgang
beteiligten Parteien gegeneinander abzu-
wégen, wobei jedoch den legitimen Be-
durfnissen des jugendlichen Auszubilden-
den stets Vorrang einzurdumen wére.
Finanzierungs- und Regulierungsfragen
wirden auf drtlicher Ebene Uber die ort-
lichen Ausbildungskoordinationsstellen
abgewickelt. Nach unserer Vorstellung
dirften vier Arten von Ausbildungs-
veranstaltern Beziehungen zu den 6rtli-
chen Ausbildungskoordinationsstellen
unterhalten: Arbeitgeber, ein ausgedehn-
tes Netz von betriebstibergreifenden Aus-
bildungsprojekten, die mit kleineren Be-
trieben zusammenarbeiten, private Aus-
bildungsveranstalter und weiterfiihrende
Bildungseinrichtungen. Die drei Letztge-
nannten mdissten jeweils entsprechende
Verbindungen zum Arbeitgeber des Aus-
zubildenden uber die ortliche Aus-
bildungskoordinationsstelle kniipfen und
unterhalten. Den Ausbildungsveran-
staltern kdme die Aufgabe zu, jedem Aus-
zubildenden einen angemessen qualifi-
zierten Mentor zuzuweisen.

Die Regulierung der Ausbildung sollte
durch Branchen- oder Berufsverbénde
erfolgen, die die Malstdbe flr Aus-
bildungsgédnge und Betriebspraktika in-
nerhalb ihres Zustandigkeitsbereichs fest-
setzen wirden. Dazu gehéren etwa An-
forderungen an Ausbildungsgénge und
Betriebspraktika, die zum Erwerb von
anerkannten Qualifikationen fahren, und
im Falle von Arbeitgebern, die Aus-
bildungsgange anbieten, kénnten dies u.a.
Auflagen in Bezug auf das Vorhandensein
von durchstrukturierten Programmen fir
betrieblichen Praktika, die Beschaftigung
von anerkannten Ausbildern und/oder die
Erflllung von Qualitatsnormen wie etwa
»investors in People” sein.

Finanzierungsbedingte An-
gebotsverzerrungen — wie
sich Mittel effektiver ein-
setzen liel3en

Unsere im Vorangegangenen skizzierten
Vorschlage wiirden, was die direkten Auf-
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wendungen fiir die anzubietenden Aus-
bildungsgénge betrifft, beachtlich héhe-
re Kosten verursachen als die gegenwar-
tigen Strukturen. Allerdings sind die heu-
tigen Verwaltungsverfahren derart kom-
plex, ineffizient und ineffektiv, dass sich
die von uns vorgeschlagenen Mainahmen
sehr wahrscheinlich mit nur geringfigi-
gem Nettomehraufwand fir die o6ffentli-
che Hand oder sogar véllig kostenneutral
umsetzen lieBen.

Die Finanzierungsmethodik flr das im
Vereinigten Konigreich bestehende Sy-
stem der allgemeinen und beruflichen
Bildung nach Erfiillung der Schulpflicht
ist gegenwartig viel zu komplex gestal-
tet. Die Finanzierung von allgemeinen und
beruflichen BildungsmaBnahmen fir 16-
bis 19-Jahrige durch den Staat erfolgt im
Wesentlichen (ber vier Systeme:

a. Die allgemeinbildenden Sixth Forms (=
Jahrgangsstufe 12 und 13) an den von den
ortlichen Bildungsbehdrden (Local
Education Authorities, LEA) getragenen
Schulen erhalten Finanzmittel tGber das
oOrtliche Schulverwaltungssystem der zu-
standigen o6rtlichen Bildungsbehdrde.

b. Sixth Forms an den selbstverwalteten
Schulen, die nicht der Verwaltung der ort-
lichen Bildungsbehdrden unterstehen, er-
halten ihre Finanzmittel vom Amt fir
Schulfinanzierung (Funding Agency for
Schools, FAS).

c. Die berufsvorbereitenden weiterfih-
renden Bildungseinrichtungen und die ei-
genstandigen allgemeinbildenden Sixth-
Form Colleges erhalten Finanzmittel vom
Finanzierungsrat fur die weiterfiihrende
Bildung (FEFC).

d. Veranstalter betrieblicher Ausbildungs-
géange erhalten Finanzmittel von den ort-
lichen Réaten fir die betriebliche Ausbil-
dung (TECs).

Jedes dieser Systeme funktioniert nach
seinen eigenen spezifischen Regeln, auch
wenn die in verschiedenen Systemen an-
gebotenen Aushildungsgange und Quali-
fikationen manchmal durchaus identisch
sein kdnnen. Weiterfihrende Bildungsein-
richtungen und private Ausbildungs-
veranstalter beteiligen sich jedes Jahr an
einem harten Kampf um ausreichende
Zuwendungen aus den immer geringeren
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~Weiterfuhrende Bildungs-
einrichtungen und private
Ausbildungsveranstalter
beteiligen sich jedes Jahr
an einem harten Kampf um
ausreichende Zuwendun-
gen aus den immer geringe-
ren hierflr vorgesehenen
Mitteln des Ministeriums
fur Bildung und Beschafti-
gung. Dieses alljahrliche
Gerangel um Mittelzu-
weisungen hat zu einer
kurzfristigen Planung bei-
getragen und dem Aufbau
einer soliden Infrastruktur
zur Forderung der betrieb-
lichen Erstausbildung ent-
gegengewirkt.”
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»,Die Veranstalter sind so-
mit gezwungen, Ausbil-
dungsmalnahmen anzubie-
ten, die nur einen geringen
Ressourcenaufwand vor-
aussetzen und weitgehend
in einem Klassenzimmer
vermittelt werden kdnnen.
Aufgrund der leistungsbe-
zogenen Finanzierung sind
die Veranstalter zudem
eher dazu geneigt, risikolo-
se Ausbildungen durchzu-
fahren, die von moglichst
vielen Teilnehmern erfolg-
reich abgeschlossen wer-
den und in klirzester Zeit
absolviert werden kénnen.
(...) Die hauptsachlichen
Prufsteine fur die Qualitat
des Ausbildungsangebots
sind der Erwerb vorgegebe-
ner Qualifikationen (NVQs)
und die Anwerbung von
Teilnehmern. Die NVQs sind
indes nicht dazu geeignet,
ein angemessenes Ausbil-
dungsniveau sicherzustel-
len (...) Durch das Zusam-
menwirken dieser Faktoren
ergeben sich erhebliche
finanzierungsbedingte An-
gebotsverzerrungen, so
dass das Ausbildungsange-
bot immer weniger darauf
ausgerichtet ist, den Be-
durfnissen der oOrtlichen
Wirtschaft gerecht zu wer-
den und Jugendlichen eine
sinnvolle berufliche Identi-
tat und Stellung zu vermit-
teln.”
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hierfur vorgesehenen Mitteln des Ministe-
riums flr Bildung und Beschéftigung. Die-
ses alljahrliche Gerangel um Mittelzu-
weisungen hat zu einer kurzfristigen Pla-
nung beigetragen und dem Aufbau einer
soliden Infrastruktur zur Forderung der
betrieblichen Erstausbildung entgegenge-
wirkt. Dariiber hinaus hat das Prinzip der
leistungsbezogenen Finanzierung in vie-
len Féllen dazu gefiihrt, dass finanziellen
Erwagungen gegenuber der Sicherung der
Qualitat des Lernprozesses und der Qua-
litat der Lernergebnisse der Vorzug gege-
ben wurde.

Eine der gravierendsten Folgen der j&hr-
lichen Mittelzuweisungen und Haushalts-
kirzungen ist, dass es sich viele Aus-
bildungsveranstalter mittlerweile nicht
mehr leisten kénnen, in die flr berufs-
bildende Facher bendtigten Anlagen zu
investieren, so etwa im Maschinenbau
und im Baugewerbe. Die Veranstalter
sind somit gezwungen, Ausbildungs-
malRnahmen anzubieten, die nur einen
geringen Ressourcenaufwand vorausset-
zen und weitgehend in einem Klassen-
zimmer vermittelt werden kdénnen. Auf-
grund der leistungsbezogenen Finanzie-
rung sind die Veranstalter zudem eher
dazu geneigt, risikolose Ausbildungen
durchzufiihren, die von méglichst vielen
Teilnehmern erfolgreich abgeschlossen
werden und in kirzester Zeit absolviert
werden kdnnen. Im derzeit herrschen-
den Wettbewerbsklima ist es fiir die Aus-
bildungsveranstalter leichter, ihre Ertra-
ge durch eine Senkung der Kosten zu
steigern als durch die Erh6hung der Aus-
bildungsqualitat und die bessere Abstim-
mung der Ausbildung auf die Bedurfnis-
se des ortlichen Arbeitsmarktes. Dement-
sprechend fallen die padagogischen, be-
ruflichen, standortbezogenen und gesell-
schaftlichen Aspekte der ,Praxisgemein-
schaft, wie sie von Fuller und Unwin
(1999) ermittelt wurden, kaum ins Ge-
wicht. Die hauptsachlichen Prifsteine fur
die Qualitat des Ausbildungsangebots
sind der Erwerb vorgegebener Qualifi-
kationen (NVQs) und die Anwerbung
von Teilnehmern. Die NVQs sind indes
nicht dazu geeignet, ein angemessenes
Ausbildungsniveau sicherzustellen, und
so wahlen heute viele Jugendlichen und
Arbeitgeber einen Ausbildungsgang nicht
etwa aufgrund seiner Qualitat oder man-
gelnden Qualitat (Steedman und Haw-
kins, 1994). Durch das Zusammenwirken

dieser Faktoren ergeben sich erhebliche
finanzierungsbedingte Angebotsver-
zerrungen, so dass das Ausbildungs-
angebot immer weniger darauf ausgerich-
tet ist, den Bedirfnissen der ortlichen
Wirtschaft gerecht zu werden und Ju-
gendlichen eine sinnvolle berufliche
Identitdt und Stellung zu vermitteln.

Fur die Zwecke des vorliegenden Artikels
sind die beiden Finanzierungssysteme, die
vom FEFC und von den TECs verwaltet
werden, am relevantesten, da im Rahmen
dieser beiden Systeme Finanzmittel fir
betriebliche Ausbildungsgénge bereitge-
stellt werden. Ein wesentlicher Unter-
schied zwischen den TECs und den wei-
terfihrenden Bildungseinrichtungen liegt
in dem Freiraum, den sie in Bezug auf
die Finanzierung als eigenstandige Orga-
nisationen genielRen. Wahrend sich alle
weiterfuhrenden Bildungseinrichtungen
an die vom FEFC landesweit vorgegebe-
ne Finanzierungsmethodik halten missen,
handeln die einzelnen TECs mit der zu-
stdndigen staatlichen Regionalbehérde
(Government Regional Office, GRO) je-
weils eigene Finanzierungsregelungen
aus.

Obschon sie unterschiedlichen Finanzie-
rungsregelungen unterliegen, missen die
weiterfihrenden Bildungseinrichtungen
und TECs bei der Veranstaltung der be-
trieblichen Erstausbildung auf ortlicher
Ebene zusammenarbeiten. So kdnnen
weiterfihrende Bildungseinrichtungen
beispielsweise als Verwaltungsinstanzen
fur Youth-Training-Ausbildungen agie-
ren und sdmtliche weiterfuhrenden Bil-
dungseinrichtungen bieten au3erbetrieb-
liche AusbildungsmaRnahmen sowohl fir
die Youth-Training- als auch fir die Mo-
dern-Apprenticeship-Ausbildungen an.
Die TECs verwalten einen nationalen
Fonds in HBhe von etwa 20 Millionen
britischen Pfund, aus dem die weiterfiih-
renden Bildungseinrichtungen Mittel zur
Durchfiihrung von MalRnahmen beantra-
gen koénnen, um den Bedurfnissen des
jeweiligen ortlichen Arbeitsmarktes ent-
gegenzukommen. Die TECs und die wei-
terflihrenden Bildungseinrichtungen kon-
nen auch bei der Beantragung von Mit-
teln aus dem Single Regeneration Bud-
get, einem Sondervermdgen fir Stadt-
erneuerungsmafnahmen, und von Mit-
teln des Europdischen Sozialfonds zu-
sammenarbeiten.



Das gegenwartige System arbeitet ganz
offensichtlich ineffizient und vergeudet
betrachtliche finanzielle Summen in einer
umstandlichen Verwaltung. Nach unseren
Schatzungen dirfte das heutige System
Uber gentigend Geldmittel verfligen, um
jedem 16-J&hrigen einer Jahreskohorte
eine Ausbildung zum Erwerb eines natio-
nalen Befahigungsnachweises der Stufe 3
zu erlauben, wenn man von durchschnitt-
lichen Kosten pro Ausbildungsgang von
6500 Pfund ausgeht. Die Freisetzung von
Geldern dieses Umfangs setzt allerdings
eine durchgreifende Anderung der der-
zeitigen Strukturen voraus. Durch eine
grundlegende Systemreform kénnten Ein-
sparungen erzielt werden, die einen be-
deutenden Beitrag zur Finanzierung der
Zusatzkosten leisten kdnnten, die mit der
Verwirklichung einiger unserer Vorschla-
ge verbunden sind.

Ferner sorgt das derzeitige Finanzierungs-
system dafir, dass viele Ausbildungs-
investitionen von einem wirtschaftlichen
Standpunkt aus ineffektiv eingesetzt wer-
den, da sie lediglich zum Ausbau von
Kompetenzen dienen, die sich relativ
glnstig erzeugen lassen, anstatt zur Her-
anbildung von gefragten Kompetenzen,
die zur Steigerung der Produktivitat der
Volkswirtschaft bendtigt werden.

Ebenso ist es angebracht, umfassendere
Uberlegungen iiber die gesamtgesell-
schaftlichen Kosten und Nutzen in Be-
tracht zu ziehen. Nach Schatzungen des
Prince’s Trust lagen die durchschnittli-
chen Kosten, die der 6ffentlichen Hand
durch eine von einem Jugendlichen (im
Alter von 10 bis 20 Jahren) begangene
Straftat entstanden, 1994 bei 2620 Pfund.
Angesichts dessen, dass 44 % aller Straf-
taten von Jugendlichen veriibt wurden,
belief sich die diesbezlgliche Gesamt-
rechnung flr das Jahr 1994 auf 5,5 Milliar-
den Pfund. Wenn mehr junge Menschen
die Chance erhalten wirden, eine inter-
essante allgemeine und berufliche Aus-
bildung zu durchlaufen, die auf die Er-
fordernisse der Volkswirtschaft zuge-
schnitten ist, und die Jugendkriminalitat
und die hiermit verbundenen enormen
Kosten so auch nur geringfligig reduziert
wirden, konnte sich die betriebliche Er-
stausbildung, wie sie oben dargestellt
wurde, als ausgezeichnete finanzielle
Investition fur die offentliche Hand er-
weisen.
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Schlussfolgerungen

Von zentraler Bedeutung fiir die Entwick-
lung einer qualitativ hochwertigen betrieb-
lichen Erstausbildung ist die Erkenntnis,
dass der Betrieb einen kreativen und mo-
tivierenden Lernort bilden kann und dass
hierzu ein integrierter, ganzheitlicher An-
satz erforderlich ist, der es Jugendlichen
ermdglicht, inner- und auBerbetriebliche
Lernerfahrungen zu verbinden. Eine Rei-
he von tief verwurzelten, miteinander ver-
bundenen Faktoren hat dazu beigetragen,
dass es im Vereinigten Konigreich bislang
nicht gelungen ist, eine zusammenhéangen-
de, umfassende, qualitativ hochwertige
betriebliche Erstausbildung fiir Jugendliche
anzubieten. Zu diesen Faktoren gehdéren
u.a. ein Bildungswesen, das wiederholt
Schulabgénger hervorbringt, die von for-
malen AusbildungsmaRnahmen tberhaupt
nichts mehr wissen wollen; eine Gesell-
schaft, die nur geringe Erwartungen in
Bezug auf die Leistungsfahigkeit vieler jun-
ger Menschen hat, und die implizit davon
ausgeht, dass viele fur die Arbeitslosigkeit
oder flr die lebenslange Beschéftigung in
gering qualifizierten Stellungen pradesti-
niert sind, die nur wenig formale Vorbil-
dung voraussetzen; ein gewisser (oft be-
rechtigter) Zynismus in Bezug auf die
Qualitat des staatlichen Ausbildungs-
angebots flr Arbeitslose; die nach wie vor
vorhandenen Arbeitsplatze flr Jugendliche,
auf denen diese nur wenig oder Uberhaupt
keine Ausbildung erhalten; und die gerin-
ge Nachfrage der britischen Arbeitgeber
nach einer generellen Anhebung des
Qualifikationsstands der Arbeitnehmer-
schaft. All dies hat insgesamt dazu gefihrt,
dass betriebliche Ausbildungsmalinahmen
fur Jugendliche bislang de facto hauptséch-
lich auf die leistungsschwécheren Abgan-
ger des Schulsystems ausgerichtet waren.
Viele Jugendliche, insbesondere aus den
am starksten benachteiligen Gruppen, sind
durch die Maschen des Systems hindurch-
gefallen und bleiben inaktiv. Eine Reform
des britischen Systems der betrieblichen
Erstausbildung, durch die qualitativ hoch-
wertige Ausbildungsangebote fur alle Ju-
gendlichen geschaffen wiirde, die nicht in
der schulischen Vollzeitbildung stehen, ist
eine Frage von hdchster Prioritat, zum ei-
nen weil alle Jugendlichen die Chance er-
halten sollten, ihre Ausbildung auch nach
Vollendung der Schulpflicht fortzufiihren,
und zum anderen weil ein qualitativ
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~Die Erinnerung an frihe-
re gescheiterte Versuche
zur L6ésung des Problems
beeintrachtigt bisweilen die
Erwartungen in Bezug dar-
auf, was machbar ist, und
als Folge der fruchtlosen
BemiUhungen um die Ein-
richtung von institutionel-
len Strukturen und Aus-
bildungsformen, die spater
wieder verworfen wurden,
haben sich eine gewisse
Desillusion und Zynismus
im Hinblick auf alle zukunf-
tigen Entwicklungen breit
gemacht.”
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hochwertiges betriebliches Erstausbil-
dungssystem fr Jugendliche die notwen-
dige Grundlage fur ein effektives System
der lebensbegleitenden Weiterbildung
schafft.

Wenn es fur diese Probleme eine einfa-
che Losung géabe, so hatte man sie schon
vor langem gefunden und umgesetzt.
Samtliche Aspekte des Problems der Er-
stausbildung Jugendlicher sind komplex,
und einige scheinen sich jeglichen L6-
sungsversuchen zu widersetzen. Zudem
schrianken die wirtschaftlichen und poli-
tischen Gegebenheiten in Kombination
mit den institutionellen und politischen
Entwicklungen der jingsten Vergangen-
heit die mdglichen Wege, die fur die Ge-
staltung der Politik zur Wahl stehen, deut-
lich ein. Die Erinnerung an frihere ge-
scheiterte Versuche zur Losung des Pro-
blems beeintréchtigt bisweilen die Erwar-
tungen in Bezug darauf, was machbar ist,
und als Folge der fruchtlosen Bemiihun-
gen um die Einrichtung von institutionel-
len Strukturen und Ausbildungsformen,
die spater wieder verworfen wurden, ha-
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Gering qualifizierte
Personen am euro-

paischen Arbeitsmarkt:
auf dem Weg zu einer
Mindestlernplattform?

Einleitung

Die meisten europdischen Arbeitsmérkte
haben sich in den letzten Jahren verén-
dert. Die zunehmende Konkurrenz durch
die Schwellenlédnder, die wachsende Be-
deutung der Technologie in der Produk-
tion und die Verdnderung der Arbeitsor-
ganisation haben zu einer starken Nach-
frage nach Humankapital und insbeson-
dere nach héher qualifizierten Arbeitskréaf-
ten gefiihrt.

Diese Reihe von drei Beitrdgen erértert
die ersten Ergebnisse des Projekts ,New
job skills and the low-skilled“, die nahe
legen, dass gering qualifizierten Personen
mdglicherweise am besten zu helfen ware,
wenn man den Zustrom gering Qualifi-
zierter auf den Arbeitsmarkt reduzierte.
Das Projekt untersucht auch das Konzept
einer ,Mindestlernplattform®, die in ihren
Grundziigen zum Ziel fir alle Birger in
Europa erklart werden kénnte. Darunter
ist eine Reihe von Kompetenzen zu ver-
stehen, die unter anderem Eigenschaften
umfassen, welche Voraussetzung fiir den
effektiven Einsatz am Arbeitsplatz und fir
die Fahigkeit sind, dort und anderswo zu
lernen und sich bei der Arbeit und in der
Gesellschaft weiterzuentwickeln.

Im Folgenden werden die ersten Ergeb-
nisse des Projekts ,Newskills* dargelegt
und dann in den beiden anschlieRenden
Beitrdgen erortert. Der erste, von Arthur
Schneeberger verfasste Beitrag untersucht,
wie sichergestellt werden kann, dass so
viele Jugendliche wie méglich mit einem
MindestmaR an Wissen und Kompeten-
zen aus dem Bildungssystem hervorgehen,

das sie zum Weiterlernen und fir ihre
Beschéftigungsfahigkeit bendtigen. In
dem zweiten Beitrag betrachtet Roberto
Carneiro die Mindestlernplattform als Not-
wendigkeit und vertritt die Auffassung,
dass es einer Anderung der herkémmli-
chen Ansdtze im Bereich der allgemeinen
und beruflichen Bildung bedarf, um eine
solche Mindestplattform sicherzustellen.

Gering qualifizierte
Personen am euro-
paischen Arbeitsmarkt

Das Projekt ,Newskills“, das im Rahmen
des Programms fur soziodkonomische
Schwerpunktforschung (TSER) durchge-
fuhrt wird, untersucht das Niveau der
Qualifikationen in verschiedenen européi-
schen Landern sowie das Angebot an und
die Nachfrage nach solchen Qualifikatio-
nen. An dem Projekt nehmen Frankreich,
die Niederlande, Portugal, Schweden und
das Vereinigte Konigreich teil. AuRerdem
wurden Daten tber Deutschland erhoben
und, sofern méglich, in die Forschungs-
arbeit einbezogen. Der Untersuchungs-
zeitraum umfasst primar die Jahre 1985-
1995, die Laufzeit des Projekts erstreckt
sich von 1996 bis 1999. Das Projekt soll
Rahmenvorgaben fiir die Konzeption von
Malnahmen flir gering qualifizierte Per-
sonen liefern, indem es erstens ihre Ar-
beitsmarktchancen dokumentiert und
zweitens effiziente Wege zum Ausbau der
in unseren Gesellschaften erforderlichen
Qualifikationen aufzeigt.

Im Rahmen des Projekts werden Perso-
nen als gering qualifiziert definiert, die
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Diese Reihe von drei Beitragen
erdrtert die ersten Ergebnisse
des Projekts ,New job skills
and the low-skilled“, die nahe
legen, dass gering qualifizier-
ten Personen maglicherweise
am besten zu helfen ware,
wenn man den Zustrom gering
Qualifizierter auf den Arbeits-
markt reduzierte. Das Projekt
untersucht auch das Konzept
einer ,Mindestlernplattform®,
die in ihren Grundzigen zum
Ziel fur alle Blrger in Europa
erklart werden kénnte. Darun-
ter ist eine Reihe von Kompe-
tenzen zu verstehen, die unter
anderem Eigenschaften umfas-
sen, welche Voraussetzung fur
den effektiven Einsatz am Ar-
beitsplatz und fur die Fahigkeit
sind, dort und anderswo zu ler-
nen und sich bei der Arbeit
und in der Gesellschaft weiter-
zuentwickeln.

Herausgegeben auf der Grund-
lage von Beitrégen zu Agora IV:
Gering qualifizierte Personen
am Arbeitsmarkt: Ausblick und
politische Optionen. Auf dem
Weg zu einer Mindestlern-
plattform, Thessaloniki, 29.-
30. Oktober 1998. Cedefop
(1999).

1) Dieser Beitrag spiegelt die Ansich-
ten der Autorin, nicht der Europdi-
schen Investitionsbank, wider.
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»(...) aus den bisherigen Er-
gebnissen des Projekts
(geht) hervor, dass die Be-
dingungen fur gering qua-
lifizierte Personen heute
unginstiger sind als vor 10
Jahren (ausgenommen viel-
leicht Portugal), da heute
dem Humankapital der Ar-
beitskrafte mehr Wert bei-
gemessen wird."

~Ausgehend von der Analy-
se der Veranderungen des
Angebots an gering Qualifi-
zierten in der erwerbsfahi-
gen Bevdlkerung kommt die
‘Newskills’-Untersuchung
zu dem Schluss, dass der
Eintritt besser qualifizier-
ter junger Menschen ins er-
werbsfahige Alter das Pro-
blem der gering qualifizier-
ten Arbeitskréafte nicht 16-
sen wird.”
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Uber eine Qualifikation auf dem Niveau
der Sekundarstufe | verfugen, was dem
ISCED-Niveau 2 entspricht. Obwohl nicht
alle Personen dieser Gruppe gering qua-
lifiziert sind, ergibt sich beim Vergleich
mit den Daten des International Adult
Literacy Survey (IALS), dass die Halfte bis
zwei Drittel der Gruppe mit dem ISCED-
Niveau 2 auch den IALS-Niveaus 1 und 2
entsprechen. Die Gruppe mit dem ISCED-
Niveau 2 umfasst zudem auch fast alle
Personen mit dem IALS-Niveau 1, dem
niedrigsten Niveau an Lese- und Schreib-
fahigkeit.

Insgesamt geht aus den bisherigen Ergeb-
nissen des Projekts hervor, dass die Be-
dingungen flr gering qualifizierte Perso-
nen heute ungunstiger sind als vor 10 Jah-
ren (ausgenommen vielleicht Portugal), da
heute dem Humankapital der Arbeitskréafte
mehr Wert beigemessen wird. Die Haupt-
aufgabe des traditionellen Arbeitsmarktes
bestand darin, einem Bewerber eine of-
fene Stelle bzw. einer Arbeitskraft eine
Arbeit zuzuweisen. Das Zuweisungs-
prinzip des heutigen Arbeitsmarktes be-
wegt sich in einem etwas anderen Rah-
men, wobei das Angebotsspektrum an
Humankapital einem spezifischen Arbeits-
platzmuster zugeordnet wird, das sich in-
folge der dynamischen Struktur des Ar-
beitsmarktes fortwahrend veréndert. Un-
terschiedliche Arbeitnehmereigenschaften
werden Arbeitsplatzen mit unterschiedli-
chen Merkmalen zugeordnet. Der wich-
tigste Besitz, liber den eine Person bei
der Arbeitssuche verfiigt, ist ihr Human-
kapital, das sich aus dem persénlichen
Kapital, wie Bildung und Erfahrung, und
aus dem sozialen Kapital, wie beispiels-
weise ihrer Fahigkeit zur Teamarbeit, zu-
sammensetzt. Aufgrund des immer rasche-
ren Wandels der Unternehmensorgani-
sation und der Globalisierung ist das
Humankapital in manchen Bereichen
des Arbeitsmarktes einer raschen Erosion
unterworfen. Diese Entwicklung erfordert
eine fortlaufende Anpassung und den
kontinuierlichen Erwerb von Kompeten-
zen.

Aus der Forschungsarbeit im Rahmen von
.Newskills“ geht hervor, dass gering qua-
lifizierte Personen eine Reihe gemeinsa-
mer Merkmale aufweisen. Meist handelt
es sich um Erwachsene, von denen die
Halfte bis zwei Drittel Gber einen Arbeits-
platz verfligen. Eine Untersuchung der

Erwerbsquote unter Berticksichtigung des
Bildungsniveaus, die unter 25- bis 64-jah-
rigen Personen ohne Abschluss der
Sekundarstufe Il durchgefuhrt wurde, be-
legt, dass die Gruppe der gering qualifi-
zierten Personen in fast allen untersuch-
ten Landern eine niedrigere Erwerbsquo-
te und eine héhere Arbeitslosenquote
aufweist. (Die einzige Ausnahme stellt
Portugal dar, wo der Arbeitsmarkt sich
zwar im Wandel befindet, aber nach wie
vor gering qualifizierte Personen auf-
nimmt.) Zudem ist die Wahrscheinlichkeit
von Arbeitslosigkeit/Nichterwerbstatigkeit
in Deutschland und Schweden auf der
niedrigsten Qualifikationsebene hoher als
in anderen Gruppen.

Die sich verschlechternde Lage gering
qualifizierter Personen wird auBerdem
durch das zunehmende Lohngefélle zwi-
schen dieser Gruppe und héher qualifi-
zierten Personen deutlich. Die Zahl der
Wirtschaftssektoren, die gering Qualifi-
zierten einen Arbeitsplatz bieten, ist im
Riickgang begriffen — wobei Portugal auch
hier wieder eine Ausnahme bildet. Der
Anteil der Tatigkeiten mit niedrigem
Qualifikationsniveau an der Gesamtzahl
der Beschaftigungsverhéltnisse ist sogar
in Wachstumsbranchen wie Einzelhandel,
Hotelgewerbe und den 6ffentlichen und
sozialen Dienstleistungen ricklaufig.
Deutschland und die Niederlande weisen
eine hohe Konzentration von gering qua-
lifizierten Arbeitskréften in einer kleinen
Zahl von Sektoren auf, wéhrend sich die
gering Qualifizierten in Portugal und
Schweden auf eine gréBRere Zahl von Sek-
toren verteilen.

Andere Untersuchungen im Rahmen des
Projekts ,Newskills“ belegen, dass das
Angebot an gering qualifizierten Perso-
nen in allen untersuchten europdischen
Landern zurlickgeht. Generell ist festzu-
stellen, dass die jungeren Bevolkerungs-
gruppen (25-28 Jahre) besser qualifiziert
sind als die é&ltere Bevdlkerung im er-
werbsfahigen Alter. Dies erklart sich zum
Teil dadurch, dass die Zahl der Absolven-
ten von an die Pflichtschule anschlieRen-
den Bildungsgangen in den meisten Lan-
dern gestiegen ist. Zwar existieren hier
groBe Unterschiede zwischen den ver-
schiedenen L&ndern, jedoch haben alle
wahrend des Zeitraums 1985-1996 den
Anteil der gering qualifizierten Personen
unter dem ISCED-Niveau 3 (kein Ab-



schluss der Sekundarstufe Il) an der
Erwerbsbevdlkerung (16-64 Jahre) ge-
senkt. Gleichwohl verfuigt in einigen L&n-
dern die Hélfte oder mehr der Gesamt-
erwerbsbevolkerung — Frankreich 43 %,
Vereinigtes Konigreich 53 % und Portu-
gal 77 % — weiterhin lediglich uber Quali-
fikationen, die in der Pflichtschule
(ISCED-Niveau 2) erworben wurden, oder
Uber Qualifikationen von noch niedrige-
rem Niveau. Und auch wenn die Zahl der
Personen mit einem Abschluss der
Sekundarstufe I, einer Berufsausbildung
oder beidem auf ISCED-Niveau 3 weiter-
hin in demselben Tempo ansteigt wie
gegenwartig der Fall, wird es im Jahre
2010 in den meisten europdischen Lén-
dern immer noch eine bedeutende Grup-
pe von gering qualifizierten Personen (so
wie sie oben definiert wurden) geben
(etwa 10 %).

Ausgehend von der Analyse der Verén-
derungen des Angebots an gering Quali-
fizierten in der erwerbsfahigen Bevolke-
rung kommt die ,Newskills“-Untersu-
chung zu dem Schluss, dass der Eintritt
besser qualifizierter junger Menschen ins
erwerbsfahige Alter das Problem der ge-
ring qualifizierten Arbeitskrafte nicht 16-
sen wird.

Eine Mindestlernplattform
als politische Option

Auf der Grundlage unserer Untersuchung
empfehlen wir, das Nettoangebot der auf
den Arbeitsmarkt strémenden gering qua-
lifizierten Personen zu reduzieren. Von
Arbeitgeberseite angebotene Ausbildungs-
maRnahmen verbessern zwar die Qualifi-
kationen, kénnen aber das durch eine
unzureichende allgemeine und berufliche
Erstausbildung entstandene Defizit nicht
ausgleichen.

Wie aber lasst sich die Zahl der gering
Qualifizierten senken? Die Newskills-Un-
tersuchung deutet darauf hin, dass, so-
weit es sich um junge Menschen handelt,
der geeignetste Weg darin besttinde, mehr
Jugendliche zum Besuch der Sekun-
darstufe Il und/oder zur Aufnahme einer
Berufsausbildung zu bewegen. Folglich
gilt es, das erfolgreiche Absolvieren der
Pflichtschule zu férdern. Eine fir das Pro-
jekt durchgefiinrte Analyse der Determi-
nanten fur die Fortsetzung der Ausbildung
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nach der Pflichtschule macht Folgendes
deutlich: Die zentrale urséchliche Varia-
ble fir die Fortsetzung der Ausbildung ist
der vorherige erfolgreiche Besuch der
Pflichtschule, sowie auBerdem — bei M&n-
nern — die bei Absolvierung weiterfiih-
render Bildung zu erwartenden Ertrage
und der Umfang des fir ,Bildungs-
ausgaben” verfligbaren Realeinkommens.
Das Niveau der Jugendarbeitslosigkeit und
die Verfligbarkeit von beruflichen Qualifi-
zierungsmaBnahmen scheinen dagegen
von geringer Bedeutung.

Im Rahmen unserer Forschungsarbeit ha-
ben wir uns auch um die Definition einer
~Mindestlernplattform* und eines Profils
fur die allgemeine und berufliche Bildung
bemiht. Das Konzept einer ,Mindest-
plattform* ist als eine Reihe von Kompe-
tenzen zu verstehen, die eine Person ef-
fektiv nutzen und anwenden kann. Zu
diesen Kompetenzen zahlt die heute h&u-
fig so bezeichnete ,Beschaftigungs-
féhigkeit”, das heif3t die Eigenschaften, die
Voraussetzung fur Effektivitdt am Arbeits-
platz sind. Das ist aber noch nicht alles;
eine ,Mindestlernplattform* umfasst auch
alle weiteren Kompetenzen, derer es am
Arbeitsplatz oder anderswo bedarf, damit
sich der Einzelne bei seiner Arbeit und
als Blrger in der Gesellschaft entfalten
kann.

Eine neue Option?

In einigen Landern zeichnet sich das In-
teresse an einem ,Mindestniveau” bereits
deutlich ab. Natirlich wird dabei nicht
immer dieser Begriff benutzt, doch las-
sen sich auffallende Ahnlichkeiten zwi-
schen den verschiedenen Landern beob-
achten.

In den Niederlanden wurde in den letz-
ten flnf Jahren eine politische Diskussi-
on Uber das Thema einer sogenannten
.Mindestanfangerqualifikation“ gefihrt.
Der urspriingliche Gedanke beinhaltete,
dass jeder niederlandische Birger ber
das Mindestniveau an Kompetenzen ver-
fugen sollte, die Voraussetzung fur den
Eintritt ins Arbeitsleben sind. Diskutiert
wurde in diesem Zusammenhang auch,
ob die bestehende altersbezogene Schul-
pflicht durch eine kompetenzenbezogene
Schulpflicht ersetzt werden sollte.
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~Wie aber lasst sich die
Zahl der gering Qualifizier-
ten senken? Die Newskills-
Untersuchung deutet dar-
auf hin, dass, soweit es sich
um junge Menschen han-
delt, der geeignetste Weg
darin besttinde, mehr Ju-
gendliche zum Besuch der
Sekundarstufe Il und/oder
zur Aufnahme einer Berufs-
ausbildung zu bewegen.
Folglich gilt es das erfolg-
reiche Absolvieren der
Pflichtschule zu fordern.”

-Das Konzept einer ‘Min-
destplattform’ ist als eine
Reihe von Kompetenzen zu
verstehen, die eine Person
effektiv nutzen und anwen-
den kann. Zu diesen Kompe-
tenzen zahlen die heute
haufig so bezeichnete
.Beschaftigungsfahigkeit’
(...) sowie auch alle weite-
ren Kompetenzen, derer es
am Arbeitsplatz oder an-
derswo bedarf, damit sich
der Einzelne bei seiner Ar-
beit und als Blirger in der
Gesellschaft entfalten
kann.“

»In einigen Landern zeich-
net sich das Interesse an
einem ‘Mindestniveau’ be-
reits deutlich ab. Nattrlich
wird dabei nicht immer die-
ser Begriff benutzt, doch
lassen sich auffallende Ahn-
lichkeiten zwischen den
verschiedenen Landern be-
obachten.”
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»Die Bedeutung personli-
cher und sozialer Kompe-
tenzen, der sogenannten
‘weicheren Kompetenzen’
far die Effektivitat am Ar-
beitsplatz bildete in den
letzten zehn Jahren einen
wichtigen Gegenstand der
Diskussion Uber die
Mindestlernplattform. (...)
In vielen anderen Landern
wurden die gleichen Fragen
erortert und eigene Defini-
tionen der Kompetenzen in
diesem neuen Bereich ent-
wickelt. In den hier unter-
suchten Landern werden
diesbezlglich bereits einige
Gemeinsamkeiten sichtbar.
Kommunikation in all ihren
Formen (...) erfordert eine
solide Basis aus Sprach-
kompetenz und mathemati-
schen Grundkenntnissen. In
nicht-englischsprachigen
Landern wird in einem ge-
wissen Umfang die Fahig-
keit verlangt, bei der Arbeit
eine Fremdsprache (im Re-
gelfall Englisch) zu benut-
zen (...). In allen Landern
wird Wert auf die Vertraut-
heit mit der Informations-
und Kommunikationstech-
nologie und auf ein Grund-
verstandnis dieser Techno-
logie gelegt. Auch personli-
chen und sozialen Kompe-
tenzen wird zunehmende
Bedeutung beigemessen
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In Schweden ist der Lehrplan der Pflicht-
schule traditionell darauf ausgerichtet, den
Schilern eher die fiir das Alltagsleben als
die fir das Arbeitsleben nétigen Kompe-
tenzen zu vermitteln. Rund 80 % der Schi-
ler verfugen Uber einen Abschluss der
Sekundarstufe Il, obwohl diese offiziell
nicht als Mindestniveau gilt.

In Portugal wurde das gewunschte Profil
definiert, uber das ein Jugendlicher nach
zwolf Jahren Schulbildung verfiigen soll-
te. Dieses Profil umfasst insbesondere
staatsburgerliches Bewusstsein, soziale
Kompetenzen sowie Allgemeinwissen und
dient als Leitfaden fir die Lehrplan-
entwicklung. Dabei wird kein spezielles
Minimum an Kompetenzen verlangt, son-
dern vielmehr, dass alle Pflichtschulab-
génger mindestens ein oder vorzugswei-
se zwei Berufsbildungsjahre absolvieren
sollten, und zwar teils in Schulen und teils
am Arbeitsplatz.

In Frankreich wurde 1996 ein Bericht ver-
offentlicht, der sich &uRerst kritisch mit
der schulischen und nachschulischen all-
gemeinen und beruflichen Bildung aus-
einander setzte. Der Fauroux-Bericht ver-
langte die vorrangige Forderung der so-
genannten savoirs primordiaux (was sich
mit ,Kernkompetenzen“ oder ,grundle-
genden Lerninstrumenten® Ubersetzen
l&sst) sowie die Einbeziehung grundlegen-
der Elemente des Lernens und der prak-
tischen Erfahrung am Arbeitsplatz in die
allgemeine und berufliche Erstausbildung.
Noch jlingeren Datums ist eine breite Dis-
kussion Uber sieben ,Vorschlage®, die von
der groRten franzésischen Arbeitgeberor-
ganisation (CNPF) vorgelegt worden wa-
ren. Die HauptstoBrichtung der Vorschla-
ge lag in der Betonung der vorrangigen
Bedeutung, die der ,Kompetenz“- die
Fahigkeit, Kompetenz oder Wissen in ei-
nem bestimmten Umfeld einzusetzen - fur
die Beschéaftigungsfahigkeit zukommt.
Diese Diskussion greift erneut die von
Fauroux vorgebrachte Auffassung auf,
dass das Bildungssystem allein keine ,ein-
satzbereiten“ Arbeitnehmer hervorbringen
kann. Es kann lediglich die unterstiitzen-
den Elemente dafur bereitstellen.

Die Bedeutung persénlicher und sozialer
Kompetenzen, der sogenannten ,weiche-
ren Kompetenzen* fir die Effektivitat am
Arbeitsplatz bildete in den letzten zehn
Jahren einen wichtigen Gegenstand der

Diskussion uber die Mindestlernplattform.
Ein angemessenes Niveau hinsichtlich
Lese- und Schreibféhigkeit sowie rechne-
rischer Fahigkeiten gilt heute als Voraus-
setzung flr die Beschaftigungsfahigkeit,
wird aber nur dann als wirklich effizient
angesehen, wenn auflerdem eine Reihe
.weicherer Kompetenzen® vorhanden
sind. Im Vereinigten Konigreich sind es
vorrangig die Arbeitgeberorganisationen,
die die Bedeutung dieser Kompetenzen
hervorheben, wobei die Diskussion
schlieBlich zur Einbeziehung einer Anzahl
personlicher und sozialer Kompetenzen
in die neuen beruflichen Qualifikationen
fuhrte, die Jugendlichen erstmalig Anfang
der neunziger Jahre angeboten wurden.
In vielen anderen L&ndern wurden die
gleichen Fragen erortert und eigene De-
finitionen der Kompetenzen in diesem
neuen Bereich entwickelt. In den hier un-
tersuchten L&ndern werden diesbeziiglich
bereits einige Gemeinsamkeiten sichtbar.

Kommunikation in allen ihren Formen
einschliel8lich quantitativer Lese- und
Schreibfahigkeit und der Fahigkeit zur
Selbstdarstellung gilt heute als Vorausset-
zung fir Beschaftigungsfahigkeit. Dies
erfordert eine solide Basis aus Sprach-
kompetenz und mathematischen Grund-
kenntnissen. In nicht-englischsprachigen
Landern wird in einem gewissen Umfang
die Fahigkeit verlangt, bei der Arbeit eine
Fremdsprache (im Regelfall Englisch) zu
benutzen - eine Anforderung, die auch
von den meisten Arbeitnehmern erfillt
wird. In allen Ldndern wird Wert auf die
Vertrautheit mit der Informations- und
Kommunikationstechnologie und auf ein
Grundverstandnis dieser Technologie ge-
legt. Auch persdnlichen und sozialen
Kompetenzen wird zunehmend Bedeu-
tung beigemessen - hierzu zéhlen die
Fahigkeit zu selbstdandigem Lernen, die
Fahigkeit, auf ungewisse und unvorher-
sehbare Situationen in der Arbeitsumge-
bung zu reagieren und diese zu bewalti-
gen, die Fahigkeit zur erfolgreichen Ge-
staltung zwischenmenschlicher Beziehun-
gen sowie die Fahigkeit zur eigenstandi-
gen Arbeits- und Zeitplanung.

Bei Betrachtung der Forschungsarbeit im
Rahmen des Projekts ,Newskills“ und den
daraus gezogenen Schlussfolgerungen er-
geben sich einige Problempunkte, die es
zu bertcksichtigen gilt. So ist die Gruppe
der gering Qualifizierten sehr heterogen



und, so kann eingewendet werden, die
Definition der gering qualifizierten Per-
sonen (bis zum ISCED-Niveau 2) zu eng
gefasst. Die Definition berticksichtigt le-
diglich Leistungen, die im Rahmen des
formalen Systems der allgemeinen und
beruflichen Bildung erbracht wurden, und
gibt keinen direkten Aufschluss uber an-
dere wichtige Qualifikationsaspekte, ins-
besondere die ,weichen Kompetenzen*
oder ,Kernkompetenzen* wie persénliche
und soziale Kompetenzen. AuBerdem dir-
fen die Kohorteneffekte innerhalb der
Gruppe mit niedrigem Qualifikations-
niveau nicht tbersehen werden. Popula-
tionen, die in den letzten Jahrzehnten
ohne Qualifikation oder mit einem nied-
rigen Qualifikationsniveau von der Schu-
le abgegangen sind, wurden in der Regel
durch aufeinanderfolgende Selektions-
stufen von den Hauptbildungswegen aus-
geschlossen, wobei die solchermallen aus-
gegrenzten Personen oftmals einem so-
zial benachteiligten Milieu entstammten.
Hingegen gingen Personen aus &lteren
Kohorten (45 Jahre und &lter) oftmals di-
rekt nach Ende der Schulpflicht von der
Schule ab, weil dies als gesellschaftlich
akzeptiertes Qualifikationsniveau fiir den
Zugang zu einer Beschaftigung galt. In ei-
nigen européischen Landern hielten for-
male Barrieren wie Gebihren fur weiter-
fihrende Schulen nach der Pflichtschule
oder hochselektive Zugangsvorausset-
zungen zu Bildungsgangen im Anschluss
an die Pflichtschule viele hochbegabte
Personen von der Fortsetzung ihrer Aus-
bildung ab. Diese Kohorten unterschei-
den sich daher héchstwahrscheinlich von
ihrem durchschnittlichen Beféhigungs-
niveau her von jiingeren Kohorten. Zu-
dem haben Angehorige dieser Kohorten
im Laufe ihres Arbeitslebens vermutlich
eine ganze Reihe von Kompetenzen er-
worben, die niemals offiziell zertifiziert
wurden.

Wir raumen Gberdies ein, dass die ,Mes-
sung“ der Bildungsergebnisse in der eu-
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ropdischen Arbeitskréfteerhebung inso-
fern Inkonsistenzen aufweist, als manche
Lander die Ergebnisse anhand der Zahl
der absolvierten Bildungs- und Ausbil-
dungsjahre und manche anhand der er-
worbenen Qualifikationen messen. In den
meisten Landern findet sich eine kleine
Gruppe von Personen, die keinerlei nutz-
bares Bildungs- oder Qualifikationsniveau
erreicht hat, obwohl sie die vollstdndige
Pflichtschulzeit absolviert hat — in der
Regel neun oder zehn Jahre.

Zudem besteht die Mdglichkeit, dass der
Umfang der Arbeitsplatze mit geringem
Qualifikationsniveau zu niedrig angesetzt
wird. Derartige Beschéftigungen werden
zunehmend von Personen angenommen,
die nicht in den offiziellen Statistiken er-
scheinen (viele von ihnen sind illegale
Zuwanderer). Dies kdnnte bedeuten, dass
die offiziellen Statistiken den Rickgang
an Arbeitsplatzen fur gering qualifizierte
Personen zu hoch ansetzen.

Gleichwohl hat sich bei der Suche nach
Lésungen fir die Probleme gering quali-
fizierter Personen die Diskussion von den
grofRen globalen und egalitaren Prinzipi-
en entfernt, - dass ndmlich alle Menschen
die gleiche Bildung erhalten und diesel-
ben Bildungsverfahren absolvieren soll-
ten — und zu einem System hin verlagert,
in dem unterschiedliche Menschen unter-
schiedliche, ihren jeweiligen Bedurfnis-
sen entsprechende Ausbildungsverfahren
durchlaufen, durch die sie alle zu dem-
selben Punkt gelangen. Dabei wird die
Bedeutung neuer Verfahrensweisen immer
deutlicher, da die Ausbildung nicht nur
fur die berufliche, sondern auch fur die
personliche Entfaltung und fir die sozia-
le Offnung eine Rolle spielt. Und wenn
auch die Kosten flir die Schaffung einer
Mindestlernplattform hoch sein mégen, so
entstinden doch noch viel hdhere
Alternativkosten, wenn dieser Ansatz nicht
verfolgt wird und sich ein harter Kern
ausgegrenzter Personen bildet.

Beitrage, die im Rahmen des Projekts ,Newskills* verfasst wurden
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»(...) bei der Suche nach
Lésungen fur die Probleme
gering qualifizierter Perso-
nen hat sich die Diskussion
von den grofRen globalen
und egalitédren Prinzipien
entfernt, - dass namlich alle
Menschen die gleiche Bil-
dung erhalten und dieselben
Bildungsverfahren absol-
vieren sollten - und zu ei-
nem System hin verlagert, in
dem unterschiedliche Men-
schen unterschiedliche, ih-
ren jeweiligen Bedirfnissen
entsprechende Aus-
bildungsverfahren durch-
laufen, (...)"
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Das Konzept einer
Mindestlernplattform -
Bildungsinhalte und
Methoden zur FOrde-

rung gering

gualifizier-

ter Personen

Einleitung

In den hochindustrialisierten Landern be-
legen umfassende empirische Daten eine
Verschlechterung der Arbeitsmarkt-
position von Personen mit niedrigem
Quialifikationsniveau. Im Rahmen des Pro-
jekts Newskills wurden die wichtigsten
statistischen Indikatoren erstellt: ein zu-
nehmendes Lohngefélle zwischen Perso-
nen mit niedrigem und Personen mit ho-
herem Qualifikationsniveau und ein An-
stieg der Arbeitslosigkeit unter Personen
mit niedrigem Qualifikationsniveau
(Steedman, 1998). Was kann getan wer-
den, um diesem Segregationsprozess Ein-
halt zu gebieten und die Lage von Perso-
nen zu verbessern, die die Haupt-
bildungswege abbrechen?

Eine der Grundstrategien zur Verbesse-
rung dieser Situation liegt in der Verrin-
gerung des Nettoangebots an gering qua-
lifizierten Arbeitskraften. Je mehr Perso-
nen mit héherem Erstaushildungsniveau
den Arbeitsmarkt auf der Angebotsseite
betreten, desto stérker wird sich der ver-
bleibende Anteil von Arbeitsplatzen fir
gering qualifizierte Personen erhdhen. Da
aber in den meisten hochindustrialisier-
ten Landern die Nachfrage nach gering
Qualifizierten schneller zurlickging als das
Angebot an solchen Arbeitskréften, hat
sich trotz der Anstrengungen der Bil-
dungspolitiker, die Zahl der Personen zu
erhdhen, die ihren Bildungsweg nach
Abschluss der Pflichtschule fortsetzen, die
Situation verschlechtert.

Um einen ungeféhren Indikator zu nen-
nen, kénnen ,gering Qualifizierte” als Per-
sonen definiert werden, die nach der
Pflichtschule keine weiterfihrenden
Bildungs- oder Ausbildungsmafinahmen
abgeschlossen haben (ISCED-Niveaus 1
und 2). Der Hauptweg zur Verringerung
des Anteils dieser Gruppe an der Bevol-
kerung besteht darin, ,mehr Jugendliche
dazu zu bewegen, die sekundare Ober-
stufe zu besuchen und/oder berufliche
BildungsmaBnahmen zu absolvieren®.
Dem Projekt Newskills zufolge liegt die
Schlisselvariable fir die Teilnahme an
Bildungs- und AusbildungsmaRnahmen
nach der Pflichtschule im vorherigen Er-
folg in der Pflichtschule; bei mannlichen
Arbeitnehmern tberdies in den wirtschaft-
lichen Ertragen und dem fir Bildung und
Ausbildung nach der Pflichtschule verfiig-
baren Realeinkommen. Jene, die diesen
Weg nicht einschlagen und schlieRlich ein
Erstausbildungsniveau erreichen, sind
langfristig benachteiligt. Mangelnde Mo-
tivation zur Teilnahme an beruflichen
Weiterbildungsmafnahmen ist eine der
Folgen. Arbeitnehmer mit niedrigerem
Erstausbildungsniveau ,nehmen seltener
an betrieblichen WeiterbildungsmaR-
nahmen teil, weil sie nicht so sehr daran
interessiert sind — und nicht etwa, weil
die Firmen weniger bereit sind, ihnen sol-
che Malnahmen anzubieten“t. Diese em-
pirisch begriindeten Annahmen werfen
vor allem folgende Frage auf:

Wie ist sicherzustellen, dass méglichst vie-
le junge Menschen das Ausbildungssystem
mit einem Mindestmall an Kenntnissen
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Arthur

Schneeberger
Institut fir Berufs-
bildungsforschung
der Wirtschaft, Wien

Wie ist sicherzustellen, dass
moglichst viele junge Men-
schen das Ausbildungssys-
tem mit einem Mindestmal
an Kenntnissen und Féhig-
keiten im Hinblick auf ihr
weiteres Lernen und ihre
Beschéftigungsféahigkeit
verlassen?

1) Newskills Erlauternde Anmer-
kung, S.2.
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Prozentsatz der Bevdlkerung, der mindestens die
sekundare Oberstufe abgeschlossen hat, 1995

Européische Lander
Belgien

Dénemark

Finnland

Frankreich
Deutschland
Griechenland

Irland

Italien

Luxemburg
Niederlande
Osterreich

Portugal

Spanien

Schweden
Vereinigtes Konigreich
Schweiz

Norwegen
Tschechische Republik
Polen

Turkei

Tabelle 1

Nicht-europdaische Lander

Vereinigte Staaten
Kanada
Australien

Korea
Neuseeland

Landerdurchschnitt

25-34
Jahre

70
69
83
86
89
64
64
49
32
70
81
31
47
88
86
88
88
91
88
26

87
84
57
86
64

71

25-64 Anstieg
Jahre (%)
[ T T A
62 7
| [ & | | 18 |
68 18
| [ 8 [ 5 |
43 21
R A R A
35 14
T T
61 9
I T
20 11
| [ 28 | | 19 |
75 13
[ T T
82 6
[ T T R A
83 8
[ TS T R
23 3
|| || |
| [ & [ | 1 |
75 9
| [ s [ 4|
60 26
N
60 11

Quelle: OECD, Bildung auf einen Blick 1997, Paris 1997
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und Fahigkeiten im Hinblick auf ihr wei-
teres Lernen und ihre Beschaftigungs-
fahigkeit verlassen?

Wenn wir aus internationaler Perspektive
einen Blick auf den durch die ISCED-Ni-
veaus klassifizierten Bildungsstand junger
Menschen werfen, dann kénnen wir ei-
nerseits die in der Nachkriegszeit einge-
tretenen Veranderungen und andererseits
die immer noch bemerkenswerten Unter-
schiede zwischen den nationalen Bil-
dungssystemen feststellen (siehe Tabelle
1). In den Landerstudien des Newskills-
Projekts wurde aufgezeigt, dass ,die

Bildungssysteme in der Nachkriegszeit
dergestalt verdndert wurden, dass der
Zugang zur sekundaren Oberstufe fur im-
mer gréBere Gruppen von Jugendlichen
zu einer realistischen Option wurde*
(Steedman, op. cit.). Dies gilt auch fur die
nordamerikanischen, asiatischen und ost-
europdischen L&nder. Die steigenden Teil-
nehmerzahlen in den allgemeinen und
beruflichen Ausbildungsgéngen der
sekundaren Oberstufe entsprechen dem
gesellschaftlichen Wandel.

In L&ndern mit einem nach wie vor ho-
hen Anteil an im Primdrsektor tatigen Ar-
beitskraften herrscht eine vollig andere Si-
tuation. Diejenigen, die die sekundare
Oberstufe nicht erreicht haben, bilden
immer noch die Gberwéltigende Mehrheit
und nicht etwa eine Minderheit, die mit
den Schilern der meistbesuchten Bil-
dungswege Schritt halten kénnte. Daher
kann die Bildungs- und Arbeitsmarkt-
situation dieser Gruppe von Arbeitskréaf-
ten im Grunde nicht mit der Situation von
Personen ohne weiterfuhrende Ausbil-
dung nach der Pflichtschule verglichen
werden, die in L&ndern leben, wo die
Fortsetzung des Bildungswegs nach der
Pflichtschule gesellschaftlich erwartet oder
fast als obligatorischer Standard betrach-
tet wird. 1995 erreichten mindestens 90
Prozent der jungen Erwachsenen in den
nordischen Landern, in Deutschland und
den Vereinigten Staaten mindestens das
Niveau der sekundaren Oberstufe (siehe
Tabelle 1); hinzu kamen Schiler, die die-
se Ausbildungsphase begonnen haben,
aber nicht abschlielen konnten.

Hat dies zu bedeuten, dass in diesen Lan-
dern die Probleme der gering qualifizier-
ten Arbeitskrafte verschwinden werden,
oder ist darin eher ein Anzeichen fur ein
hoéheres MaR an Eingliederung und Hete-
rogenitat auf dem direkt auf die Pflicht-
schule folgenden Ausbildungsniveau zu
sehen?

In den Vereinigten Staaten, die mehr Er-
fahrungen als die europdischen Lander mit
einem nahezu alle Schiiler erfassenden
High-School-System haben (Trow, 1991),
wird das Problem des wachsenden Lohn-
gefélles zwischen High-School- und Col-
lege-Absolventen auf breiter Ebene dis-
kutiert. In L&ndern, in denen fast alle An-
gehorigen einer Altersgruppe zumindest
die Anfangsphase der sekundaren Ober-



stufe besuchen, kann auch ein gewisser
Anteil leistungsschwacher Schaler in die-
ser Gruppe eingeschlossen sein. Wirden
wir unterstellen, dass ein niedriges
Qualifikationsniveau lediglich dort ein
Problem sei, wo kein Bildungs- und Aus-
bildungsangebot nach der Pflichtschule
besteht, dann wirden wir die Jugendli-
chen mit Schulproblemen in jenen L&n-
dern Ubersehen, in denen fast alle Jugend-
lichen nach Abschluss der Pflichtschule
irgendeine Form von weiterfihrender
Ausbildung absolvieren oder zumindest
beginnen.

Zur Losung der Probleme gering qualifi-
zierter junger Menschen reicht ein forma-
les Bildungsangebot allein nicht aus, son-
dern wir mussen substanzielle Komponen-
ten fur eine Mindestlernplattform sowie
die Lern- und Lehrmethoden finden, um
diese Plattform zumindest schrittweise zu
erreichen. Hierbei wéare es zweckmaRig,
sich an La&ndern mit einer hochentwickel-
ten Dienstleistungsokonomie und einer
wissensbasierten Berufsstruktur zu orien-
tieren, gleich, ob es sich um européische
Lander handelt oder nicht. Der technolo-
gische Wandel und der Wandel der Unter-
nehmensorganisation bewirken Verande-
rungen der Berufsstruktur und der gefor-
derten Kompetenzen.

Die Wirtschaft legte schon immer Wert
auf Zuverlassigkeit, eine positive Einstel-
lung und die Bereitschaft zu hohem Ar-
beitseinsatz. Heute aber verlangen die Ar-
beitgeber zusatzliche harte und weiche
Kompetenzen, die Stellenbewerber vor
20 Jahren nicht benétigten. In der Dienst-
leistungsékonomie geht es nicht nur um
.harte“ oder kognitive Kompetenzen -
obwohl diese nicht vernachlassigt wer-
den dirfen -, sondern auch um soziale
und kommunikative Kompetenzen. Der
technologische Wandel und der Wandel
der Unternehmensorganisation sind die
Hauptursache firr die Veranderung der
Anforderungen und die sich verschlech-
ternde Arbeitsmarktposition gering qua-
lifizierter Arbeitskréfte. Von daher sind
die Erfahrungen der Lander mit den am
starksten technologisierten Produktions-
zweigen und Dienstleistungsbranchen
von entscheidender Bedeutung fur die
Festlegung der Mindestlernplattform in
der kiinftigen Wissensgesellschaft. Die
Verdnderung der jeweiligen Anteile der
verschiedenen Qualifikationsniveaus an

BERUFSBILDUNG NR. 20

der Beschaftigung sind eher auf produk-
tionsinterne als auf gewerbetibergreif-
ende Verdnderungen zuruckzufihren:
.Dies deutet darauf hin, dass technische
Verénderungen ein wichtiger Faktor fur
die sinkende Nachfrage nach Arbeitskraf-
ten mit niedrigem Qualifikationsniveau
sind“ (Steedman, op. cit.).

Ende der achtziger Jahre beispielsweise
konnten viele junge Osterreicher, die nicht
Uber einen Abschluss der sekundaren
Unterstufe verfuigten, ohne Probleme in
das System der Lehrlingsausbildung ein-
gegliedert werden und erhielten die M6g-
lichkeit, im dualen System sowohl beruf-
liche als auch personlichkeitsbezogene In-
halte zu lernen. Seit einigen Jahren stel-
len die Arbeitgeber hinsichtlich der ko-
gnitiven und sozialen Kompetenzen je-
doch immer héhere Anforderungen an die
Eingangsqualifikation der Lehrlinge. Die
beruflichen Anforderungen und die
Hauptbildungswege haben sich ge&ndert
und zu einer neuen Situation nach dem
Ende der Pflichtschule und beim Uber-
gang von der Schule ins Arbeitsleben ge-
fuhrt, weil dieser nun durch verschiede-
ne Formen der Erstausbildung erfolgt
(Lassnigg und Schneeberger, 1997).

Murnane von der Universitat Harvard und
Levy vom Massachusetts Institute of
Technology haben einen sehr interessan-
ten Beitrag zum Problem leistungsschwa-
cher Schiler und der Verdnderung der
Kompetenzanforderungen verfasst. Sie
sind dabei von Daten liber Kompetenzen
ausgegangen, die heute Voraussetzung
sind, um einen Arbeitsplatz beispielswei-
se in einer modernen Automobilfabrik zu
erhalten: Hier belegen die Testwerte, dass
knapp die Halfte aller 17-Jahrigen fir die-
se Tatigkeit der mittleren Qualifikations-
ebene nur unzureichend ausgebildet ist.

Die amerikanischen Bildungsforscher be-
gnigten sich nicht mit einer Analyse der
Kompetenzdefizite, sondern untersuchten
auch den kiinftigen Bedarf an Grund-
kompetenzen und definierten auf der
Grundlage von Fallstudien in Unterneh-
men die ,neuen Grundkompetenzen®.
Ihre Untersuchungsergebnisse Uber die
heute und in der Zukunft bendétigten
Grundkompetenzen haben auch grof3e
Bedeutung flr die europaische Diskussi-
on Uber eine Mindestlernplattform
(Murnane und Levy, 1996).

* * %
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~Der technologische Wandel
und der Wandel der Unter-
nehmensorganisation sind
die Hauptursache fur die
Veranderung der Anforde-
rungen und die sich ver-
schlechternde Arbeits-
marktposition gering qua-
lifizierter Arbeitskrafte
(...). Ende der achtziger
Jahre (...) konnten viele
junge Osterreicher, die
nicht Gber einen Abschluss
der sekundaren Unterstufe
verfligten, ohne Probleme in
das System der Lehrlings-
ausbildung eingegliedert
werden (...). Seit einigen
Jahren stellen die Arbeitge-
ber hinsichtlich der kogni-
tiven und sozialen Kompe-
tenzen jedoch immer héhe-
re Anforderungen an die
Eingangsqualifikation der
Lehrlinge.”
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2) Die Einflihrung der ,Vorlehre* ist
eines der Ergebnisse des Nationalen
Aktionsplans fur Beschaftigte, der auf
den beschéftigungspolitischen Leitli-
nien der Europdischen Kommission
beruht. Ziel des Konzepts war, jede
Art von ,Stigmatisierung“ der Jugend-
lichen zu vermeiden, die an dem Pro-
gramm teilnehmen. Daher ist es di-
rekt mit dem Standardprogramm fiir
die Lehrlingsausbildung verknipft:
Diejenigen, die nach den zwei Jah-
ren ausreichend qualifiziert sind, er-
halten die Mdglichkeit, ihre Ausbil-
dung im Rahmen des Standardpro-
gramms fortzusetzen, den anderen
wird ein anerkanntes Zeugnis fir die
von ihnen erworbenen Qualifikatio-
nen ausgestellt; siehe dazu: Georg
Piskaty: Die Vorlehre - ein Bildungs-
angebot fir ,low-achievers®, in: Mit-
teilungen des Instituts fir Bildungs-
forschung der Wirtschaft, 10/1998,
S. 9.
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Aufgrund ihrer Fallstudien gehen Murnane
und Levy davon aus, dass Arbeitskrafte
Uber die folgenden Féhigkeiten verfiigen
missen, um einen Arbeitsplatz der mitt-
leren Qualifikationsebene zu erhalten. Sie
bezeichnen diese Féahigkeiten als ,die
neuen Grundkompetenzen®. Hierzu z&h-
len insbesondere:

0 ,Leseféhigkeit entsprechend dem Ni-
veau des neunten Schuljahres,

O Rechenféhigkeit entsprechend dem Ni-
veau des neunten Schuljahres,

O die Fahigkeit, halbstrukturierte Proble-
me zu lésen, bei denen Hypothesen auf-
gestellt und uberprift werden mussen,

0 die Fahigkeit zur Gruppenarbeit mit
Personen unterschiedlicher Herkunft,

O die Fahigkeit, sowohl mindlich als
auch schriftlich effizient zu kommunizie-
ren,

O die F&higkeit, Personalcomputer zur
Durchfuhrung einfacher Aufgaben wie
Textverarbeitung zu benutzen.”

Die Untersuchungsergebnisse von Mur-
nane und Levy, die auf Expertengespra-
chen in Unternehmen beruhen, haben
eine betrachtliche Bedeutung fiir das Pro-
blem der Definition einer Mindest-
plattform. Uberdies Iasst sich unter dem
Gesichtspunkt der Wissenssoziologie dar-
auf verweisen, dass &hnliche soziale Struk-
turen und Probleme &dhnliche Probleme
in den Bildungssystemen und dadurch
auch in dem damit befassten Forschungs-
bereich verursachen.

Fir nicht-englischsprachige Lander soll-
ten wir eine weitere Mindestkompetenz
hinzufugen, die Jugendliche bendtigen,
um die beruflichen Anforderungen in un-
serer technologisierten Dienstleistungs-
o6konomie mit ihren vielfaltigen Zwangen
bewaltigen zu kénnen: die Fahigkeit, Eng-
lisch auf einem gewissen Grundniveau zu
verstehen und zu lesen.

Grundkenntnisse der englischen Sprache
kénnen dann erforderlich werden, wenn
man ein technisches Handbuch liest,
wenn man sich im Ausland aufhalt, um
einen Installations- oder Bauauftrag aus-
zufiihren, oder im Tourismussektor und

Einzelhandel. Es ist darauf hinzuweisen,
dass diese Anforderungen in vielen
Berufsbereichen bereits auf Facharbeiter-
niveau und nicht erst auf einem héherem
Niveau gestellt werden. Aus diesem Grund
wurde in den 90er Jahren Unterricht in
~fachbezogenem Englisch* in die Lehrpla-
ne der dsterreichischen Teilzeitschulen fiir
Lehrlinge aufgenommen.

Manch einer mag einwenden, dass die
obengenannten Punkte fir eine Mindest-
lernplattform ein zu niedriges Niveau auf-
wiesen; andere mdgen der Auffassung
sein, dass es zu hoch ist. Dies unterstreicht
aber in jedem Falle die Notwendigkeit
sowohl von ,harten* Kompetenzen (wie
Mathematik und Schreiben) als auch von
~weichen“ Kompetenzen wie Kommuni-
kation und Sozialverhalten. Es l&sst sich
dariiber streiten, ob die von Murnane/
Levy genannten Mindestkompetenzen zu
hoch angesetzt sind, als dass sie in der
Pflichtschule oder in Schulen generell er-
worben werden kdnnten. Das heif3t, dass
wir bestimmte Vorkehrungen bendtigen,
um sicherzustellen, dass eine groRe Zahl
von Jugendlichen Grundkompetenzen er-
wirbt und dass eine sozial umfassende
Eingliederung von Jugendlichen in irgend-
eine Form der sekundaren Oberstufe
moglich wird.

Erstens sollte die schulische Ausbildung
nach der Pflichtschule auf der Grundlage
klar definierter kognitiver und sozialer
Kompetenzen, einschlieflich der Mindest-
lernplattform, aufgebaut und abgestuft
sein. Benachteiligte Jugendliche sollten
mehr Zeit und zusatzlichen oder speziel-
len Unterricht erhalten, um die Mindest-
plattform als Ausgangsniveau fir ihre
weitere Arbeit und Ausbildung zu errei-
chen. Zweitens gilt es die Lernméglich-
keiten dualer oder alternierender Ausbil-
dungsmodelle als Motivationsfaktor zu
nutzen, und aulRerdem ist es wichtig, aus
konkreten Erfahrungen zu lernen. Man-
che dieser jugendlichen ,Low achievers*
kdnnen ebenso viel lernen wie die Mehr-
heit der Jugendlichen, die an beruflichen
Ausbildungsgangen teilnehmen, sofern
man ihnen mehr Zeit fir den gleichen
Lehrplan einrdumt.

Greifen wir ein Beispiel aus Osterreich
heraus: Seit diesem Jahr besteht die Mdg-
lichkeit zum Abschluss von ,Vorlehre“-
Vertragen? mit leistungsschwachen Ju-



gendlichen, die keinen reguldren Ausbil-
dungsplatz finden. Sie haben auf diese
Weise die Chance, dasselbe zu lernen wie
reguldre Lehrlinge in ihrem ersten Aus-
bildungsjahr, doch erhalten sie zwei Jah-
re Zeit, um sich die Inhalte anzueignen,
die regulédre Lehrlinge in einem Jahr be-
waéltigen missen. Der Zeitfaktor ist hier
nicht zu unterschatzen. Wir benétigen klar
festgelegte Lernniveaus, aber mehr Flexi-
bilitat im Hinblick auf die Zeitrdume, die
dem Einzelnen zugestanden werden, um
die verschiedenen Niveaus zu erreichen.

Es genugt nicht, an die Pflichtschule an-
schlieBende Bildungswege mit weit
gefassten Zugangsmaglichkeiten und ei-
nem hohen MaR an formaler (nicht
substanzieller!) Durchl&ssigkeit anzubie-
ten. Wir bendtigen spezielle Angebote fur
Jugendliche mit Problemen und fir die-
jenigen, die mehr Zeit, mehr Hilfe und
besondere Lernbedingungen brauchen,
um das oben beschriebene Mindestniveau
an Kompetenzen zu erreichen. Ein allge-
meines und berufliches Ausbildungsan-
gebot mit einer breiten Vielfalt von Lern-
maglichkeiten, die Raum fiir unterschied-
liche Lerngeschwindigkeiten und Unter-
richtsorte lassen, ist von entscheidender
Bedeutung.

Schlussfolgerungen

Drei entscheidende Aspekte sind zu be-
riicksichtigen, wenn wir gering qualifizier-
ten Personen weiterhelfen wollen, wenn
wir jedem die Chance geben wollen, die
Mindestplattform zu erreichen, und wenn
wir im Rahmen einer sozial umfassenden
Eingliederung von Jugendlichen in die
verschiedenen Bildungs- und Aus-
bildungswege der sekundaren Oberstufe
angemessene Unterstiitzung gewahren
wollen.

00 Wir benétigen einen sehr sachlichen
und nuancierten Ansatz zur Vermittlung
der harten Kompetenzen, die Bestandteil
der von uns geplanten Mindestlern-
plattform sein sollen. Andernfalls wiirden
wir Bildung zu einem Instrument der
Ausgrenzung derjenigen machen, denen
der Ubergang von der Pflichtschule ins
Arbeitsleben Schwierigkeiten bereitet, an-
statt sie als Mittel der sozialen Eingliede-
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rung und personlichen Fortentwicklung
einzusetzen.

O Wir sollten die Vorteile von prakti-
schen Erfahrungen am Arbeitsplatz sowie
des Lernens am Arbeitsplatz und der Lern-
motivation durch praktische Tatigkeit im
Betrieb in allen fir uns verflgbaren vor-
handenen und innovativen Formen nut-
zen, nicht nur um fachliche Kompeten-
zen zu vermitteln, obgleich dies dufRerst
wichtig ist, sondern auch, um die ,wei-
cheren Kompetenzen® zu verbessern. In
unserer Dienstleistungsgesellschaft haben
sich die ,weichen Kompetenzen* in vie-
len Bereichen des Berufs- und Privatle-
bens zu entscheidenden und sehr harten
Kompetenzen entwickelt. Weiche Kompe-
tenzen kénnen unter gunstigen Bedingun-
gen verbessert, aber anders als Mathema-
tik und Erdkunde nicht unterrichtet wer-
den. Sie konnen lediglich gefordert wer-
den. Dies ist bei der Gestaltung von Pro-
grammen zu bertcksichtigen, mit Hilfe
derer gering qualifizierte junger Menschen
vor oder wahrend der beruflichen Erstaus-
bildung eine Mindestplattform erreichen
sollen.

0 Wir missen bertcksichtigen, dass es
unterschiedliche Lerngeschwindigkeiten
gibt, und die angemessenen péadagogi-
schen Konsequenzen daraus ziehen. Man-
che Jugendlichen benétigen mehr Zeit,
um ein bestimmtes Qualifikationsniveau
zu erreichen als andere.

Unterschiedliche Lerngeschwindigkeiten
haben letztlich keine Absenkung des
Abschlussstandards in der Berufsbildung
zur Folge. Sie bedeuten in vielen Féllen
nur, dass einige junge Menschen mehr
Zeit, Geduld und Verstdndnis brauchen
als andere, um den gleichen Standard an
Kompetenzen zu erreichen. Daher ist es
erforderlich, ein klares Niveau fir Kompe-
tenzstandards festzulegen, das schrittwei-
se erreicht werden kann. Das Grund-
niveau, das auch die fachlibergreifenden
Kompetenzen einschlief3t, sollte zur
Mindestlernplattform werden. Unter-
schiedliche Lerngeschwindigkeiten und
besondere Unterstiitzung haben nichts mit
einer ,Verwasserung® der Bildungs- und
Kompetenzstandards zu tun. Klare Stan-
dards sind eine wesentliche Vorausset-
zung fiir alle Bemiihungen, gering quali-
fizierten Jugendlichen, die sich dadurch
in einer schwierigen Situation befinden,

* * %
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-ES genugt nicht, an die
Pflichtschule anschlie3en-
de Bildungswege mit weit
gefaldten Zugangsmaoglich-
keiten und einem hohen
Mal an formaler (nicht
substanzieller!) Durchlas-
sigkeit anzubieten. Wir be-
nétigen spezielle Angebote
fur Jugendliche mit Proble-
men und fur diejenigen, die
mehr Zeit, mehr Hilfe und
besondere Lernbedingun-
gen brauchen, um das oben
beschriebene Mindestni-
veau an Kompetenzen zu
erreichen.”

~unterschiedliche Lernge-
schwindigkeiten haben
letztlich keine Absenkung
des Abschlussstandards in
der Berufsbildung zur Fol-
ge. Sie bedeuten in vielen
Fallen nur, dass einige jun-
ge Menschen mehr Zeit, Ge-
duld und Versténdnis brau-
chen als andere, um den
gleichen Standard an Kom-
petenzen zu erreichen.”
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beim Ubergang von der Pflichtschule ins
Arbeitsleben zu helfen.

Nicht jeder kann alles lernen, selbst wenn
er immer mehr Zeit dafir erhdlt. Immer
gibt es Hindernisse und Grenzen flr das
Lernen. Doch damit so viele Menschen
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Die Schaffung einer all-
gemeinen Mindestlern-
plattform - Kritische
Fragen mit Auswirkun-
gen auf Strategien und
politische Optionen

Einleitung

Europa steht vor einer schwierigen Her-
ausforderung, wenn man die allméhliche
Verbreitung der Wissensgkonomie und die
angesichts dessen immer noch hohe Zahl
von gering qualifizierten Arbeitskréften
betrachtet. Die Festlegung einer allgemei-
nen Mindestlernplattform ist ein notwen-
diger Schritt, der jedoch keineswegs aus-
reicht. Unsere institutionellen Strukturen
werden sich an unserer Fahigkeit messen
lassen missen, effektive Strategien und
Malnahmen zur Lésung dieses Problems
umzusetzen. Zudem wird auch unsere ge-
meinsame Bindung an ein Verméchtnis
von Werten und sozialen Verpflichtungen
auf dem Priifstand stehen. In diesem Bei-
trag versuchen wir, einige Eckpunkte fur
ein solches Bemihen darzulegen. Zu-
néchst werden die vier wichtigsten betrof-
fenen Zielgruppen untersucht; anschlie-
Rend wird analysiert, welche Auswirkun-
gen sich fir die generellen Bildungs-
prioritaten ergeben kénnten. Dann befasst
sich der Beitrag mit einigen philosophi-
schen Prinzipien, die Grundlage fir ei-
nen neuen Impuls zum Lernen sein kénn-
ten, und erstellt ein Profil zentraler euro-
paischer Werte. Wir untersuchen auch das
Leitkonzept des ,lebensbegleitenden Ler-
nens“, da es Bezug zu einem Ansatz hat,
der durch den Begriff des ,einschlieRen-
den Wissens” (inclusive knowledge) ge-
kennzeichnet ist. SchlieRlich befasst sich
der Beitrag mit der Herausforderung ei-
nes neuen Gesellschaftsvertrags fur Eu-
ropa, der bestehen kénnte in einem ent-

scheidenden Gleichgewicht zwischen
Rechten und Pflichten und in der Art und
Weise, wie Bildung und Lernen in einer
durchweg wissensbasierten Europdischen
Union gestaltet sein kénnten.

Differenzierung der ver-
schiedenen Zielgruppen

Wenn es um die Probleme gering qualifi-
zierter Personen geht, dann muss zwi-
schen verschiedenen potenziellen Ziel-
gruppen unterschieden werden.

Jede Gruppe weist spezifische Bedirfnis-
se auf, die durch ihre Herkunft oder be-
sondere Situation bedingt sind. Die vor-
geschlagenen MaRRnahmen werden daher
einem zunehmenden Modifizierungsdruck
ausgesetzt sein, um sie an die von den
verschiedenen Gruppen vorgebrachten
Forderungen anzupassen.

Wir werden eine Typologie mit vier Ziel-
gruppen erstellen, die zwei Hauptberei-
chen zugeordnet werden. Die Notwendig-
keit von abhelfenden MaRnahmen wird
in dem Male sinken, wie die Vorbeugung
zum vorrangigen politischen Ziel avan-
ciert. Diese Bedarfsvielfalt zieht eine ent-
sprechende Rahmenstruktur flr die durch-
zufiihrenden MaRBnahmen nach sich, wie
beispielhaft in Abbildung 1 dargestelit:

Der jeweils beste Manahmenkatalog fiir
eine Situation erfordert eine vorherige
sorgféltige Beurteilung der Bedingungen
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Roberto

Carneiro
Centro de Estudos
dos Povos e Culturas
de Expressdo Portu-
guesa, Universidade
Catolica Portuguesa,
Lissabon

Die Festlegung einer allge-
meinen Mindestlernplatt-
form ist ein notwendiger
Schritt, der jedoch keines-
wegs ausreicht. Unsere in-
stitutionellen Strukturen
werden sich an unserer Fé&-
higkeit messen lassen mus-
sen, effektive Strategien
und MaBnahmen zur Lo6-
sung dieses Problems umzu-
setzen. Zudem wird auch
unsere gemeinsame Bin-
dung an ein Verméachtnis
von Werten und sozialen
Verpflichtungen auf dem
Prifstand stehen.
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Eine einfache Typologie der Zielgruppen Abbildung 1

VORBEUGENDE MASSNAHMEN ABHELFENDE MASSNAHMEN
ZIELGRUPPE Gefahrdete Kinder Gering qualifzierte Schulversager Gering qualifizierte
Beschéftigte Arbeitslose
MASSNAHMEN Friihzeitige Bildungs- Ausbildungsmanahmen | | Bildung der ,zweiten MaRnahmen zur Neu-
(Beispiele) maRnahmen MaBnahmen | am Arbeitsplatz. Chance* qualifizierung. Anspruch
zur positiven Diskrimi- Begleitetes Learning-by- || Berufliche Bildungs- auf Ausbildungsmafinah-
nierung doing. maflnahmen men bei Umstellung von
Betrieben

»(...) Die europaischen
Bildungssysteme (haben)
immer noch mit einer 20 bis
25 Prozent der Schiler um-
fassenden Unterklasse zu
kéampfen, die in der Schule
scheitert, weil sie diese ent-
weder fruhzeitig abbricht
oder nicht das vorgeschrie-
bene Leistungsniveau er-
reicht.”
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im Umfeld. Oft werden die bestehenden
Probleme durch institutionelle Zwénge
oder soziale Barrieren verscharft, was
unterschiedliche, an den jeweiligen Rah-
men angepasste Strategien erfordert.

So kdnnen z. B. auf die Schule ausgerich-
tete Strategien durch das qualitativ unein-
heitliche Angebot inshesondere auf dem
Niveau der Grund- oder Pflichtschul-
bildung beeintrachtigt oder sogar massiv
behindert werden. Ebenso sollte die
Unkalkulierbarkeit von Unternehmens-
investitionen in allgemeine Weiterbildung
oder die mangelnde Neigung von gering
qualifizierten Arbeitskraften, an Weiterbil-
dungsmalRnahmen teilzunehmen, bei der
Entwicklung von abhelfenden MaRnah-
men berlcksichtigt werden. SchlieBlich
sind auch die hohen Risiken von Uber-
gangsphasen - innerhalb des Schulsys-
tems, von der Schule ins Arbeitsleben oder
zwischen verschiedenen Phasen des Ar-
beitslebens - ein sehr ernstzunehmender
Faktor, der Auswirkungen auf die Effek-
tivitat offentlicher Manahmen hat.

Insgesamt gesehen verbirgt sich hinter
dem Problem des niedrigen Qualifika-
tionsniveaus eine komplexe Ansammlung
von ungeldsten Fragen. Die Kernfrage lau-
tet dabei, ob die Politik gerustet ist, eine
solch breite Vielfalt von Situationen zu be-
waltigen und standardisierte Vorgehens-
weisen und national uniforme Anséatze zu
Uberwinden.

Die Bildung auf das wirk-
lich Wichtige ausrichten

Eine vorausschauende Bildungsstrategie
muss die komplexe Frage der Grund-

bildung aus einem anderen Blickwinkel
betrachten.

Den gegenwdrtigen Mallnahmen in den
Industrieldndern ist es nicht gelungen, die
Menschen am unteren Rand der Gesell-
schaft zu erreichen. In den meisten euro-
pdischen L&ndern ist man stolz auf die
Vorziige der universalen Grundbildung;
diese aufzugeben, gélte als Ketzerei.
Gleichwohl haben die européischen
Bildungssysteme immer noch mit einer 20
bis 25 Prozent der Schiller umfassenden
Unterklasse zu kdmpfen, die in der Schu-
le scheitert, weil sie diese entweder friih-
zeitig abbricht oder nicht das vorgeschrie-
bene Leistungsniveau erreicht.

Uber einzelne Untersuchungsergebnisse
hinaus bestétigt die Forschung Uber ge-
ring qualifizierte Personen allgemein eine
grundlegende Vermutung: Das politische
Anliegen, das Problem der Arbeitskréfte
mit niedrigstem Qualifikationsniveau in
unseren Wirtschaftssystemen zu beseiti-
gen, wird unausweichlich MaBnahmen zur
Reduzierung des Nettoangebots an gering
qualifizierten Arbeitskraften erfordern.

Diese simple Schlussfolgerung setzt die
Bildungspolitik in den europdischen Lan-
dern unter Druck. Ein ernstzunehmendes
Bemiihen um die L6ésung des Problems
verlangt groRere Investitionen in die ho-
heren Klassen der Pflichtschule und ein
entsprechendes Bemiihen, diesem Bereich
mehr Mittel zuzuweisen. Dies ist ein ent-
scheidender Punkt, denn wo das Ange-
bot an ,angemessener Bildung“ die Nach-
frage nicht decken kann, offenbart dies
ein ernsthaftes Marktversagen und macht
neu strukturierte 6ffentliche MaBnahmen
erforderlich. Uberdies erbringen Investi-
tionen in qualitativ hochwertige Bildung



die hochsten wirtschaftlichen Ertrdge und
fihren zu einem Wohlstandszuwachs bei
einer grofReren Zahl von Brgern. SchlieB-
lich wéren aufgrund externer Effekte auch
hohe gesellschaftliche Gewinne zu erwar-
ten, die durch den Rickgang von sozia-
len Leistungsanspriichen und die Verrin-
gerung der damit verbundenen sozialen
Kosten bedingt wéren.

Qualitative Verbesserungen der Grund-
bildung werden den Leistungsstandard der
Zielgruppe anheben und die allgemeinen
Voraussetzungen fur die lebenslange Ak-
tualisierung von Kompetenzen schaffen.
AuBerdem belegt die Forschung, dass ein
zufriedenstellender Abschluss der Grund-
bildung bei benachteiligten sozialen
Gruppen die individuelle Bereitschaft zur
Fortsetzung des Bildungsweges fordert
und die Nachfrage nach Bildung auf dem
Niveau der sekundaren Oberstufe oder,
alternativ, einer an die Pflichtschule an-
schlieRenden Berufsausbildung erhoht.

Ein Mensch - verschiedene
Entwicklungen

Die Sicherung einer Mindestlernplattform
fur alle stellt eine ungeheure Herausfor-
derung an die europdischen Institutionen.

Das AusmaR dieser Herausforderung ist
um so gewaltiger, wenn man das jahrhun-
dertealte Verméachtnis des sogenannten
europdischen Sozialmodells und das ihm
zugrundeliegende corpus humanistischer
Werte betrachtet.

Europa ist die Wiege sehr praziser Vorstel-
lungen Uber den Platz und die Rolle des
einzelnen Menschen in der Gesellschaft.
Nach wie vor kreisen diese Vorstellungen
um aufeinanderfolgende Definitionen des
einzelnen homo und seiner jeweils ent-
scheidenden Beziehung zu seiner Umwelt.
Die Fahigkeit zur Reflexion Uber diese ge-
meinsame Aussage ist generativ, das heifit,
sie filhrt zu einem Bewusstseinszustand,
der fir hoher entwickelte Gesellschaften
charakteristisch ist.

Eine Mindestlernplattform ist nicht ledig-
lich ein technisches Ziel. Ebenso wenig
kann sie als das Resultat eines bloRen
Bildungsalgorithmus betrachtet werden.
Sie beruhrt alle Aspekte der conditio
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humana und verlangt von uns, diese
Aspekte unseres gemeinsamen Mensch-
seins, die nach Erhebung und Erfullung
streben, in vollem Umfang in diese
Mindestplattform einzubeziehen.

Vergegenwartigt man sich einmal die Ge-
schlossenheit der conditio humana, die
unter der unbegrenzten Vielfalt der
Menschheit verborgen liegt, so kdnnte
man mehrere — widersprichliche oder ein-
ander ergadnzende - Typen des homo her-
ausarbeiten, entsprechend der Fortent-
wicklung der Gesellschaften und der
gleichzeitigen Entstehung von Kulturfor-
men (Carneiro, 1998):

00 Der homo faber tat sich in der Kultur
des Werkzeuggebrauchs hervor.

00 Der homo socialis entwickelte die Kul-
tur der Gruppenbeziehungen.

0 Der homo mediaticus baute die Kul-
tur der Kommunikation und Vermittlung
aus.

00 Der homo ludens zog die Kultur des
MiRiggangs vor.

O Der homo oeconomicus konzentrierte
sich auf die Kultur der Aneignung und
Anhaufung.

00 Der homo conectus - die jlingste Vari-
ante — ist ein Experte in der Kultur der
Vernetzung.

Wir kénnten diese Analyse bis zum
Uberdruss fortfiihren. Dennoch besteht
das Mosaik letztlich eher aus Misch- als
aus Reinformen; mit anderen Worten, je-
der Mensch ist eine komplizierte Kombi-
nation der verschiedenen in einer solchen
Taxonomie aufgefiihrten Typen.

Die grundlegende Frage lautet, ob diese
Entwicklungen, so interessant sie auch
erscheinen mdégen, tatsachlich zu einer
echten Fortentwicklung des homo sapiens
beitragen - jenes homo sapiens, der die
intelligenteste Entwicklungsstufe einer
Spezies darstellt, die dazu bestimmt ist,
Uber das Universum nachzudenken und
daraus eine Kultur der Deutung zu ent-
wickeln.

Eine Mindestlernplattform ist jenes
Schwellenniveau — in Wissen und in ein
grundsatzliches Verstandnis des Menschen
lbersetzt -, das eine persdnliche Sinn-
suche ermdglicht. Sicher geht es hier zu-
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»Eine Mindestlernplattform
ist nicht lediglich ein tech-
nisches Ziel. Ebenso wenig
kann sie als das Resultat
eines bloRen Bildungsalgo-
rithmus betrachtet werden.
Sie beruhrt alle Aspekte der
conditio humana und ver-
langt von uns, diese Aspek-
te unseres gemeinsamen
Menschseins, die nach Er-
hebung und Erfullung stre-
ben, in vollem Umfang in
diese Mindestplattform ein-
zubeziehen.”



BERUFSBILDUNG NR. 20

* ¥
* *
* *
* *

* g K

EUROPAISCHE ZEITSCHRIFT

Uber Entwicklung und Lernen: 4+4 Saulen

Die vier Saulen der Entwicklung

qualifizierte Personen
Wissensinstitutionen
Wissensnetzwerke
Informationsinfrastrukturen
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Abbildung 2

Die vier Saulen des Lernens

Lernen zu sein

Lernen zu wissen

Lernen zu tun

Lernen zusammenzuleben

néchst um Beschéftigungsfahigkeit, eben-
so aber auch um die F&higkeit, die eige-
nen Lebensvorstellungen zu hinterfragen
und all die grundlegenden Konsequenzen
zu ziehen, die sich aus dem scheinbar
schlichten Bewusstsein ergeben, dass nie-
mand fur sich allein lebt: lernen, zusam-
men zu leben, lernen, zusammen zu ler-
nen, und lernen, zusammen zu wachsen
— all das ist eng miteinander verflochten
auf dem Weg, der von den Grundwerten
der Solidaritat und des Teilens zu einem
entschlossenen Engagement fiir Freiheit
und hervorragende Leistungen fihrt.

Bildung ist der Weg zur Entwicklung der
personlichen Fahigkeiten, und dies ins-
besondere, wenn sie an ein Umfeld der
Unsicherheit und des Wandels angepasst
ist. Ein umfassender Ansatz zur Férderung
der notwendigen menschlichen Fortent-
wicklung erfordert die Uberwindung des
linearen - eindimensionalen - Konzepts
der Aktualisierung von Kompetenzen.
Gewiss verlangt die Gesellschaft aus 6ko-
nomischer Sicht nach der Férderung der
beruflichen Entwicklung und der jeder-
zeitigen nachhaltigen Beschaftigungs-
fahigkeit. Es gibt jedoch noch zwei ande-
re Bereiche, die angemessene Bildungs-
anstrengungen verdienen: die persdnliche
und kulturelle Entwicklung sowie die so-
ziale Entwicklung und die Entwicklung
der Gemeinwesen.

Wéhrend personliche und kulturelle Werte
die individuelle Sinnfindung erleichtern,
dient die soziale Entwicklung und die
Entwicklung der Gemeinwesen dem fun-
damentalen Streben nach aktiver Staats-
burgerschaft in unseren modernen, kom-
plexen Gesellschaften. Die Bildung von
Sozialkapital ist keine geringe Herausfor-
derung. Sie legt ganz im Gegenteil die
Grundlagen fur sozialen Zusammenhalt
und Vertrauen - ein notwendiges Element

robuster Gesellschaften — und schafft da-
mit den Rahmen, in dem nachhaltige Ent-
wicklung mdglich wird und reife Gemein-
wesen gedeihen kénnen.

Ein européisches
Werteprofil

Die vorangegangenen Uberlegungen fiih-
ren zu der Sorge um die Bewahrung un-
seres gemeinsamen europdischen Erbes.

Bei der Vorbereitung der heutigen oder
klnftigen Burger auf die Beteiligung am
Aufbau - und Ausbau - von Europa wird
immer deutlicher, dass Fragen der
Beschéftigungsfahigkeit eng mit dem
Werteprofil zusammenhdangen, das wir als
Gemeinschaft teilen.

Um das Zusammenleben zu lernen, be-
darf es einer gemeinsamen Vision und
eines Zusammengehorigkeitsgefiihls. Uber
Jahrhunderte hinweg zeigten sich die Eu-
ropder in der Lage, eine Reihe von Wer-
ten zu bekréftigen und der Weltgemein-
schaft anzubieten, die sich zu dem ent-
wickelt haben, was in der Sprache der
Politik dann allméhlich als ,die westliche
Welt“ bezeichnet wurde. Zu den Haupt-
elementen dieses Kanons gehdren unter
anderem:

00 Menschenrechte und der (berragen-
de Wert der Menschenwdirde,

0 personliche Verantwortung, Grundfrei-
heiten und die Herrschaft der Demokra-
tie,

O Frieden und die Ablehnung des Ein-
satzes von Gewalt,

00 Respekt vor anderen und Solidaritats-
empfinden,

0 gerechte Entwicklung,
00 Chancengleichheit,

O die Grundsatze des rationalen Den-
kens,

0 eine Ethik der Beweisflihrung als
Grundlage des wissenschaftlichen Den-
kens,

O Schutz des Okosystems.
Europa muss auf diesen Werten beharren,

um seinen internationalen historischen
Verpflichtungen gerecht zu werden und



entsprechende Erwartungen zu erfillen.
Viele Jahrhunderte lang stellte Europa eine
der wichtigsten Quellen geistigen Reich-
tums fir die Menschheit dar. Der Uber-
gang von der Industrie- zur Wissens-
gesellschaft hat gewaltige Verdnderungen
sowohl des Entwicklungsparadigmas als
auch der angemessenen Lernstrategien zur
Folge. Die vier S&ulen der Entwicklung
(Weltbank, 1998) und des modernen Ler-
nens (Unesco, 1996) sind in Abbildung 2
dargestellt.

Das Lernen zu sein erweist sich als zeit-
lose Prioritat. Diese Séule bezieht sich auf
den dauerhaften Aufbau der — personli-
chen oder kollektiven — Identitat und auf
die Herausbildung des Selbst. Dieser Lern-
prozeR beinhaltet eine lebenslange inne-
re Reise zu Reife und Selbstbestimmung.

Das Lernen zu wissen scheint vollstandig
in den Bereich des wissenschaftlichen Fort-
schritts und technologischen Durchbruchs
eingebettet zu sein. AuBerdem entspricht
dieses Prinzip der dringenden Notwendig-
keit, auf die neuen Informationsquellen,
die Vielfalt der Multimediainhalte, die neu-
en Arten des Lernens in einer vernetzten
Gesellschaft und die wachsende Bedeu-
tung von Wissensarbeitern zu reagieren.
Mit anderen Worten, es zieht maximalen
Nutzen aus einem multisektoralen Ansatz,
der in allen Phasen des Lebens Freude am
Lernen vermittelt.

Das Lernen zu tun legt die Grundlagen
fur die Verbindung von Wissen und Qua-
lifikationen, Lernen und Kompetenzen,
ruhendem und aktivem Wissen, kodifizier-
tem und unbewuft in der Praxis erwor-
benem Wissen, der Psychologie und der
Soziologie des Lernens. Dieses Vorhaben
verdeutlicht Pddagogen und politischen
Entscheidungstragern die Notwendigkeit
weiterer Versuche mit alternativen Model-
len, die sowohl Phasen formellen Schul-
unterrichts als auch Praktika am Arbeits-
platz beinhalten. ,Lernen durch Tun® und
.tun durch Lernen“ erweist sich als
Schlussel zu den meistgesuchten Problem-
I6sungskompetenzen, die angesichts der
Unsicherheit und des sich wandelnden
Charakters der Arbeit bendtigt werden.

Das Lernen zusammen zu leben schlieB3-
lich stellt eine gewaltige Herausforderung
dar. Diese Sdule betrifft die Schaffung von
Kohéasionsschwellen, ohne die Gemein-
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Klassischer Ansatz

Was lernen?
Wie lernen?

Erstaushildung
flrs Leben

Statusbedingtes
Wissen

wesen nicht lebensfahig sind und keine
Entwicklung stattfindet. Sie befasst sich
mit dem Aufbau staatsbirgerlicher Kern-
werte in einer interkulturellen Umgebung.
Zu guter Letzt stellt sie die Voraussetzung
fur eine Kultur des Friedens dar.

Lebensbegleitendes Ler-
nen und der Weg zum
~einschlieBenden” Wissen

Eine allgemeine Mindestlernplattform
setzt ein Wissenssystem mit einschlieRen-
den Zugangsmdglichkeiten voraus. Eine
solche Definition steht im Gegensatz zu
dem traditionellen Ansatz allgemeiner und
beruflicher Bildung, welcher Ursache viel-
faltiger Formen von Ausgrenzung war und
zu Selektionsprozessen im Hinblick auf
die wirtschaftliche Téatigkeit flhrte.

Die Informationsgesellschaft birgt in sich
das Potenzial zur Uberwindung der fir
die Strukturen der Industriegesellschaft ty-
pischen Form der Ausgrenzung. Sie hat
jedoch auch das Potenzial, in jedweder
Gesellschaft auf ungleicher Wissens-
verteilung beruhende Unterschiede zu
verscharfen.

Der Weg zum einschliefenden Wissen ist
schmal. Es gilt hier daher die bedeuten-

Abbildung 3

Der Weg zum einschlieRenden Wissen

Neuer Ansatz

Wo lernen?
Wann lernen?

Flexibles Lernen
lebenslang

EinschlieRendes
Wissen

-Eine allgemeine Mindest-
lernplattform setzt ein Wis-
senssystem mit einschlie-
RBenden Zugangsmdéglich-
keiten voraus. Eine solche
Definition steht im Gegen-
satz zu dem traditionellen
Ansatz allgemeiner und be-
ruflicher Bildung, wel-
cher Ursache vielfaltiger
Formen von Ausgrenzung
war und zu Selektionspro-
zessen im Hinblick auf die
wirtschaftliche Tatigkeit
fuhrte.”
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Traditionelle und flexible Vermittlungssysteme
im Bereich von Bildung und Lernen

selber Ort

Traditionelles

Abbildung 4

Alternierende

Schulwesen bzw. lebens-
begleitende
Ausbildung
selbe verschiedene
Zeit Zeiten
Offene Flexibles
Universitat Lernen

verschiedene Orte
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den Méglichkeiten der neuen Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien
zu nutzen, um sowohl traditionelle gesell-
schaftliche Schichtungen aufzubrechen
und um die effektive Bekampfung der
Krafte zu erlernen, die intergenerationale
Armut hervorbringen. Bei der Verwirkli-
chung der kognitiven Gesellschaft wer-
den wir uns also mit den ublichen
Pradiktoren der Ausgrenzung in unseren
Gemeinwesen auseinandersetzen missen:
ethnische Minderheiten, Slumgebiete und
Hausbesetzer, sozial benachteiligte Mi-
lieus, Alleinerziehende, vielfaches
Schulversagen und zahlreiche andere be-
kannte Faktoren.

Der Unterschied zwischen einem traditio-
nellen und einem neuen Ansatz fiir Lern-
strategien wird in Abbildung 3 schema-
tisch dargestelit.

Eine neue, von dem Konzept des ein-
schlieBenden Wissens inspirierte Strate-
gie fordert die Entwicklung eines Gemein-

wesens von Lernenden. Eine von dem
Wunsch nach lebensbegleitendem Lernen
geleitete Gesellschaft sollte ihre MalRnah-
men zur Férderung des Lernens auf sechs
allgemeinen Prinzipien aufbauen:

O Sicherstellung vielféltiger Lernwege;

0 Gewahrleistung standiger Lernmdg-
lichkeiten fiir alle Mitglieder des Gemein-
wesens;

0 Forderung der Beteiligung der Mitglie-
der des Gemeinwesens an der Gestaltung
des Lernens und der Vermittlung des Lern-
angebots;

O Durchfihrung von MaBnahmen zur
Bek&dmpfung des Verlernens und des
Kompetenzverlusts;

O Entwicklung einer sozialen Dimension
im Bereich der Wissenserzeugung und
verbreitung;

O Entwicklung von Malnahmen zur
Uberwindung der ungleichen Verteilung
von Intelligenz.

Diese Malinahmen entspringen einer vol-
lig anderen Sichtweise des Bildungs-
systems und der Aufgaben seiner Haupt-
akteure. Drei einfache Beispiele kdnnen
zum Verstdndnis des Ausmales solcher
institutionellen Veranderungen beitragen.
Erstens kdnnte die Einfiihrung einer An-
spruchsberechtigung auf Lernzeit nach der
Pflichtschulzeit in entscheidender Weise
zum Wechsel vom Paradigma des Unter-
richtsangebots zu einem Paradigma der
Lernnachfrage beitragen. Zweitens kdnn-
te, wenn man Lehrern und Padagogen
eine zentrale Rolle im Bereich der neuen
Lernmdglichkeiten zuweist, der seit lan-
gem bestehenden Tragheit der Bildungs-
institutionen entgegengewirkt und neue
Energie zur Umsetzung einer Politik des
lebensbegleitenden Lernens freigesetzt
werden. Drittens kann ein duales System,
das die Stdrken der Unternehmen und
Schulen in sich vereint, zur Verringerung
der ,Vertrauensliicke* zwischen Arbeitge-
bern und Ausbildungseinrichtungen bei-
tragen, indem es optimalen Nutzen aus
Kooperationsvorhaben zieht und sich des
Unternehmenscurriculums bedient.

Diese gesellschaftlichen Partnerschaften
fur das Lernen bergen potenziell gewalti-
ge Vorteile in sich. Die Verantwortung fir
die Sicherung allgemeiner Zugangs-
mdoglichkeiten zu Wissen und zu Lern-
fortschritten liegt dann nicht mehr bei ei-
nem Segment der Gesellschaft allein. Ein



naheliegender Kooperationsbereich ist das
komplexe Problem der nicht-formellen
Kompetenzen und der Art und Weise ih-
res Erwerbs. Tatséchlich nehmen die im-
materiellen Aktiva unserer Wirtschaftssy-
steme als Folge der vielféltigen Zugangs-
wege zum Wissen sténdig zu. Bei diesen
Zugangswegen handelt es sich um:
learning by doing, das Sammeln von Er-
fahrung, der unbewusste Erwerb von Wis-
sen in der Praxis, die Suche im Internet,
indirekte Ubermittlungsverfahren, Selbst-
studium, Lernen durch Mobilitat, informel-
le Lehrlingsausbildung usw.

Unsere stark durch Wettbewerb geprég-
ten Umfelder erlauben nicht, dass wir die
Wirkung informellen Lernens ubersehen
und seinen Beitrag zur Nachhaltigkeit der
europdischen Wirtschaftssysteme unter-
schatzen. Die Ermittlung innovativer Wege
zur Anerkennung, Messung und Zertifi-
zierung solchen Wissens und solcher
Kompetenzen ist ein dringendes, ja sogar
Uberlebensnotwendiges Erfordernis. Au-
Rerdem handelt es sich um eine Aufgabe,
die von Unternehmen, Bildungseinrich-
tungen, Arbeitgeberverbdnden und Ge-
werkschaften gemeinsam erfiillt werden
muss, wenn wir der Uberzeugung sind,
dass unsere dualistische Gesellschaft - die
weitgehend Folge eines scharfen Bil-
dungsgefalles zwischen den Generationen
ist — unbedingt einer Erneuerung bedarf.

Gesellschaftliche Verdnderungen ziehen
einen entsprechenden Paradigmen-
wechsel im Bereich des Lehrens und Ler-
nens nach sich.

Dieser Ubergang von traditionellen For-
men der Wissensvermittlung, die den Be-
darfnissen statischer Markte entsprachen,
zu einem Umfeld mit Mérkten von variab-
ler Ausdehnung, die von dem fiir die
Industriegesellschaft charakteristischen
Modell tberschwerer formeller Institutio-
nen befreit sind, wird in Abbildung 4 sche-
matisch dargestellt.

Flexible Lernsysteme werden nach und
nach die Uberholten formellen Modelle
allgemeiner und beruflicher Bildung er-
setzen, welche auf Konzepten beruhten,
die die Vermittlung von Wissen immer am
selben Ort oder zur selben Zeit vorsahen.
Die flexiblen Systeme des Wissenszugangs
werden die neuen Mdéglichkeiten der
Informations- und Kommunikationstech-
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nologien optimal nutzen und damit den
Lernenden die Freiheit verschaffen, den
fur sie gunstigsten Ort oder die glinstig-
ste Zeit zur Ausiibung ihrer stdndigen
Lernaktivitdten auszuwahlen (Carneiro,
op. cit. 1998). Wissen ist kein Vorrecht
mehr, das von formellen Institutionen ge-
wahrt wird. Schon Platon ahnte vor zwei-
einhalb Jahrtausenden voraus, wie wich-
tig es sein wirde, vielféltige Wege zum
Wissen zu erdffnen. Epistheme stand fur
den wissenschaftlichen Erkenntnisgewinn,
wahrend techne den Erwerb technischen
Wissens bezeichnete. Unter dianoai wa-
ren alle relevanten kognitiven Prozesse
zu verstehen. Der durch Erfahrung ge-
wonnene Schatz an praktischem Wissen
nahm in Platons kognitiver Philosophie
jedoch einen ebenso wichtigen Platz ein:
Metis lautete der Name, den er diesem
Wissensfundament gab, womit er zum
grofRen Teil die heutigen komplizierten
Theorien um die Konzepte ,tacit know-
ledge” (unbewuRt in der Praxis erworbe-
nes Wissen) und der ,cunning intelli-
gence” (,listige” Intelligenz) vorwegnahm.

MalRnahmen, die die naturliche Entwick-
lung von Wissen aus dem Leben heraus
fordern, werden zunehmend Metis-freund-
liche Institutionen verlangen, das heif3t
Institutionen, die ihre Stérke aus dem Ler-
nen von echten Kompetenzen beziehen,
die in der Realitat zum Einsatz kommen.
Solide, vielféltige Erfahrungen, die sich
unter den hartesten Bedingungen bewéhrt
haben, bleiben ein knappes Gut. Es ist in
gewisser Weise tragisch, dass Gelehrten-
wissen so oft aus Verachtung fur die un-
bemerkten sozialen Konstrukte besteht,
die durch simple Beobachtung, durch
personliche Férderung, durch eigenes Tun
und durch informellen Rat von Genera-
tion zu Generation weitergegeben wer-
den.

Ein neuer Gesellschafts-
vertrag fur Europa

Europa hat Entwicklung und das Vermo-
gen der Gemeinwesen immer wieder zu
einer Art Gesellschaftsvertrag verknipft.
Die brennenden Fragen beziiglich des
europdischen Wegs in die Zukunft oder,
anders ausgedriickt, unser aktuelles
Sozialmodell stellen einen anderen Weg
dar, dieselbe Frage zu formulieren: die
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~unsere stark durch Wett-
bewerb geprégten Umfelder
erlauben nicht, dass wir die
Wirkung informellen Ler-
nens Ubersehen und seinen
Beitrag zur Nachhaltigkeit
der européischen Wirt-
schaftssysteme unterschat-
zen. Die Ermittlung innova-
tiver Wege zur Anerken-
nung, Messung und
Zertifizierung solchen Wis-
sens und solcher Kompe-
tenzen ist ein dringendes, ja
sogar Uberlebensnotwendi-
ges Erfordernis.”



BERUFSBILDUNG NR. 20

~Der Gesellschaftsvertrag
der Nachkriegszeit, der seit
rund 50 Jahren erfolgreich
besteht, ist heute weitge-
hend Uberholt. (...) unsere
Gesellschaften (werden)
zunehmend in Schwierig-
keiten geraten (...), wenn
wir keine gemeinsamen An-
strengungen unternehmen,
einen anderen Gesell-
schaftsvertrag zu erarbei-
ten, der auf die komplexe
Informationsgesellschaft
zugeschnitten ist und das
Beste aus der Notwendig-
keit zu lernen macht. In die-
sem neuen Vertrag wird die
Wirtschaft weiterhin eine
wichtige Rolle spielen; sie
ist jedoch nicht der einzige
oder der grundlegende Fak-
tor.*

1) Einen kurzen, aber sehr aufschluss-
reichen Essay (iber die Traditionen der
freien Stadt und die Urspriinge unse-
res Gesellschaftsvertrags hat Q.
Skinner verfasst (Liberty before
Liberalism, Cambridge University
Press, Cambridge: 1998).
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Frage nach den vertraglichen Grundlagen
unserer Gesellschaft und den Regeln, die
festgelegt wurden, um die legitimen In-
teressen von Staat, Gesellschaft und dem
einzelnen Burger in Einklang zu bringen?.

Der Gesellschaftsvertrag ist meist eine
stillschweigende Ubereinkunft, die von
allen betroffenen Parteien akzeptiert
wird. Der Gesellschaftsvertrag der Nach-
kriegszeit, der seit rund 50 Jahren erfolg-
reich besteht, ist heute weitgehend lber-
holt. Dieses Endstadium wird an einer
Reihe von Grundannahmen deutlich, die
heute nicht mehr zutreffen: eine stabile
Beschéftigungssituation und Vollbeschéf-
tigung, wohlfahrtsstaatliche Leistungen,
grenzenloses Wirtschaftswachstum, abso-
lutes Vertrauen in die Herrschaft der De-
mokratie und strikte Gewaltenteilung.

Es besteht kaum Zweifel daran, dass un-
sere Gesellschaften zunehmend in
Schwierigkeiten geraten werden, wenn
wir keine gemeinsamen Anstrengungen
unternehmen, einen anderen Gesell-
schaftsvertrag zu erarbeiten, der auf die
komplexe Informationsgesellschaft zuge-
schnitten ist und das Beste aus der Not-
wendigkeit zu lernen macht. In diesem
neuen Vertrag wird die Wirtschaft wei-
terhin eine wichtige Rolle spielen; sie ist
jedoch nicht der einzige oder der grund-
legende Faktor. Die Grundsatze einer
vollwertigen Staatsbirgerschaft, die ein
ausgewaogenes Verhdltnis zwischen Rech-
ten und Pflichten herstellen, werden zu-
nehmend sowohl in unseren nationalen
als auch den internationalen Ordnungs-
systemen an Werte wie Gerechtigkeit,
Fairness, Billigkeit und Solidaritat appel-
lieren.

Adam Smith, einer der Begriinder der
modernen Wirtschaftswissenschaft, driick-
te es in gewandten Worten aus: ,Die
Hauptunterschiede zwischen den unter-
schiedlichsten Menschen sind nicht durch
die Natur, sondern durch Gewohnbheit,
Brauch und Bildung bedingt.“ Dies legt
einen neuen Gesellschaftsvertrag nahe,
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durch den zwei Ziele erreicht werden.
Einerseits die vollstandige Verwirklichung
des Rechts auf Bildung gemaR der Allge-
meinen Erkldrung der Menschenrechte;
andererseits die Anerkennung des Lernens
als moralischer Pflicht ungeachtet dessen,
ob ein solches Gebot Personen, Institu-
tionen und Unternehmen oder die Gesell-
schaften als Ganzes erfasst.

Unter diesen Voraussetzungen wiirden die
Strategien und MalRnahmen, die auf eine
europaweite Einfihrung einer Mindest-
lernplattform abzielen, aus einem véllig
anderen Blickwinkel betrachtet. Die Ent-
faltung eines vielfaltigen Bildungsange-
bots ist gewiss ein integraler Bestandteil
des Vertrags. Von ebenso entscheidender
Bedeutung wiirde aber nun die Ankurbe-
lung der Nachfrage nach Bildung als we-
sentliches Element einer neuen Sichtweise
sozialer und moralischer Verpflichtungen
erscheinen. Die europdische Dimension
des permanenten lebensbegleitenden Ler-
nens entspricht dieser Kombination von
Rechten und Pflichten, die aus dem Fer-
ment der in Entstehung begriffenen
Lerngesellschaft hervorgegangen ist.

Die moderne Komplexitatstheorie, so wie
sie von den namhaftesten Autoritaten ver-
treten wird, besagt, dass es in der inne-
ren Natur komplexer Systeme liege, sich
selbst zu organisieren (Krugman, 1992).
Einer anderen aktuellen Lehrmeinung zu-
folge, die fiir komplexe Systeme von Be-
deutung ist, rithrt die Selbstorganisation
von einer begrenzten Menge entstehen-
der Merkmale her.

Die Informationsgesellschaft tendiert
dazu, sich um Erkenntnismuster herum zu
organisieren. Das zentrale entstehende
Merkmal, das die Zukunft dieser vielfalti-
gen Gesellschaften bestimmt, ist das Ler-
nen. Zu den Gewinnern werden jene Vol-
ker, Gesellschaften und Systeme gehdren,
die das ganze AusmaR dieser Herausfor-
derung begreifen und sich eher als ande-
re zu kognitiven Gesellschaften entwickeln
und wissensbasierte Strukturen fordern.

Krugman P.R. (1996) The self-organising Economy,
Blackwell Publishers, Cambridge, Massachusetts

World Development Report 1998/99, Knowledge
for Development, World Bank, Oxford University
Press, Washington, D.C.
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Lernen in unserer Zeit - die Berufs-
bildungspolitik auf européischer Ebe-
ne

Bainbridge, Steve; Murray, Julie; Ward,
Terry

Européisches Zentrum fur die Forderung
der Berufsbildung, Cedefop

Luxemburg: EUR-OP, 2000, 146 S.
Referenzdokument
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Die Entwicklungen in der europdischen
Berufshildungspolitik wéhrend der ver-
gangenen vierzig Jahre sind Gegenstand
der Analyse in ,Lernen in unserer Zeit".
Diese Veroffentlichung untersucht die
MaRnahmen, die die Mitgliedstaaten ge-
genwadrtig im Bereich der Berufsbildung
umsetzen, und beschaftigt sich mit den
Auswirkungen des wirtschaftlichen und
sozialen Wandels auf die Berufshildung.
Es herrscht allgemein Einigkeit darlber,
dass die Menschen wéhrend ihres gesam-
ten Arbeitslebens die Mdglichkeit zur Fort-
bildung haben sollten, um sich fur die
Herausforderung risten zu kdénnen, die
dieser Wandel bedeutet. Lebenslanges
Lernen wird als ein wichtiges Element flr
die Weiterentwicklung der Berufsbildung
betrachtet. Die Verwirklichung des lebens-
langen Lernens hat jedoch weitreichende
Auswirkungen. In diesem Zusammenhang
stellen sich wichtige Fragen Uber die Zu-
kunft der Berufshildung. Die Einrichtung
von Systemen fiir lebenslanges Lernen
setzt eine grundlegende Uberpriifung der
Berufsbildungspolitik voraus. In dem Be-
richt wird vorgeschlagen, dass Europa zur
Unterstiitzung dieses Prozesses einen kla-
reren politischen Rahmen stecken und
damit einen Bezugspunkt schaffen solle.
Das Ziel solle die Férderung eines syste-
matischen Austausches von Informationen

und Erfahrungen ber lebenslanges Ler-
nen zur Unterstitzung der Politikgestal-
tung sein. Die Bestandteile eines solchen
Systems existieren nach Auffassung der
Autoren bereits und Europa komme die
Aufgabe zu, sie zusammenzusetzen. Der
Bericht enthélt: Hinweise auf Quellen fir
EU-Rechtsvorschriften und politische Er-
klarungen zur Berufsbildung, vergleichen-
de Statistiken, die unter anderem Verbin-
dungen zwischen Qualifikationsniveau
und Beschaftigung, Einkommen und Be-
teiligung an Berufsbildung herstellen,
Analyse der in den einzelnen EU-Mitglied-
staaten umgesetzten Berufsbildungs-
strategien, die den jeweiligen nationalen
Aktionsplénen fir Beschaftigungsforde-
rung entnommen wurden.

Towards the learning region: educa-
tion and regional innovation in the
European Union and the United States
Nyhan, Barry; Deitmer, Ludger; Atwell,
Graham (Hrsg.)

Europdisches Zentrum fiir die Férderung
der Berufsbildung, Cedefop

Luxemburg: EUR-OP, 2000, 155 S.
Referenzdokument

ISBN: 92-828-8597-6

EUR-OP, 2 rue Mercier,

L - 2985 Luxemburg

oder von den nationalen
EU-Vertriebsbiros

E-Mail: info.info@opoce.cec.be,

URL: http://www.eur-op.eu.int/

Kat.-Nr.: HX-26-99-441-EN-C

Dieses Buch untersucht die Tendenz zur
Ausarbeitung regionaler Strategien bei der
Umsetzung wirtschaftlicher und sozialer
Ziele, die in den vergangenen Jahren in
Europa und in den Vereinigten Staaten
von Amerika zugenommen hat. Der Aus-
I6ser dieser Entwicklung ist die Annah-
me, dass sich eigenstdndige und nach
auBen gewandte regionale Gemeinschaf-
ten in einer Art und Weise der Herausfor-
derung der Globalisierung stellen und
zukunftsfahige soziale Systeme aufbauen
kénnen, wie es gréReren nationalen Ein-
heiten nicht mdglich ist. Die Regionen
sind einerseits klein genug, um flexibel
und steuerbar zu sein, aber andererseits

inweise
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mit Unterstlitzung der
Mitglieder des Dokumen-
tationsnetzwerkes erstellt

Die Rubrik ,Literaturhinweise*
enthélt eine Sammlung jings-
ter einschlagiger Verdéffentli-
chungen Uber die Entwicklung
der Berufsbildung und der
Qualifikationen auf europdi-
scher und internationaler Ebe-
ne. Berucksichtigt wurden in
erster Linie vergleichende Un-
tersuchungen, aber auch na-
tionale Studien, sofern sie im
Rahmen europdischer oder in-
ternationaler Programme rea-
lisiert wurden, Analysen Gber
die Wirkung von Gemein-
schaftsaktionen in den Mit-
gliedstaaten und Berichte tiber
ein bestimmtes Land aus der
Sicht Dritter.
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grol3 genug, um sich auf der internatio-
nalen Bihne Geltung zu verschaffen. In
diesem Zusammenhang gewinnen ge-
meinschaftsorientierte Bildungs- und
Entwicklungsagenturen zunehmend an
Bedeutung. Sie sind Katalysatoren fir die
Entwicklung neuer Ideen. Sie fungieren
aber auch als Mittler und Verbindungs-
stellen und ermoglichen so die Zusam-
menarbeit von Gruppen des 6ffentlichen
und privaten Sektors, die sich auf diese
Weise das fur die Verwirklichung der
Ideen ndétige Wissen aneignen kdnnen.
Eine Region, die eine innovative Berufs-
bildungsstrategie umsetzt, kann als ,ler-
nende Region“ bezeichnet werden. Die-
ses Buch vermittelt einen Uberblick tiber
innovative Verfahren, die in Regionen in
den Vereinigten Staaten von Amerika und
in Europa angewandt werden. Es enthalt
16 Beitrdge von Sachverstandigen aus den
Bereichen Bildung, Wirtschaft und regio-
nale Entwicklung in den USA und der EU,
die hier die Voraussetzungen regionaler
Innovation untersuchen und erfolgreiche
Fallstudien beschreiben.

OECD information technology out-
look 2000: ICTs, e-commerce and the
information economy

Organisation fir Wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung, OECD
Paris: OECD, 2000, 260 S.

EN, FR

ISBN: 92-64-17185-1

OECD Publications,

2 rue André-Pascal,

F - 75775 Paris Cedex 16,

Tel. (33-1) 45248200,

Fax (33-1) 491042786,

E-Mail: sales@oecd.org,

URL: http://www.oecd.org/publications

Die Informationstechnologie (IT) be-
einflusst in hohem MaRe Wirtschaft,
Wachstum und Struktur der Produktion,
Berufe und Beschaftigung sowie die Art
und Weise, wie die Menschen ihre Zeit
nutzen. Die Veroéffentlichung ,OECD In-
formation Technology Outlook 2000 be-
schreibt die rasche Zunahme von Ange-
bot und Nachfrage bei Gutern und Dienst-
leistungen der Informationstechnologie
und ihre Rolle in der expandierenden
Internetwirtschaft und untersucht in der
Entstehung begriffene IT-Einsatzmoglich-
keiten. Sie schildert die Ausbreitung und
die Vielfalt einer Technologie, die den

wirtschaftlichen und sozialen Wandel vor-
antreibt. Fur die Veroffentlichung wurden
die neuen amtlichen nationalen Daten-
quellen genutzt, die mit der zunehmen-
den Verbesserung der statistischen Erfas-
sung der Informationswirtschaft verfiig-
bar werden.

The appraisal of investments in edu-
cational facilities

Organisation flr Wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung, OECD
Paris: OECD, 2000, 236 S.

EN, FR

ISBN: 92-64-17036-7 (en)

OECD Publications,

2 rue André-Pascal,

F - 75775 Paris Cedex 16,

Tel. (33-1) 45248200,

Fax (33-1) 49104276,

E-Mail: sales@oecd.org,

URL: http://www.oecd.org/publications

Die Bewertung der betrdchtlichen In-
vestitionen in Bildungseinrichtungen ist
fur die Forschung nach wie vor weitge-
hend Neuland. Ist es in Anbetracht der
groRen Bandbreite von Parametern, an-
gefangen bei der Planung und Kosten-
wirksamkeit von Gebduden bis zu der
Auswirkung auf die Leistungsfahigkeit des
Bildungssystems als Ganzes mdglich, zu-
verlassige und wirksame Bewertungs-
kriterien zu erarbeiten? Diese Frage stellt
sich in Bezug auf jedes moderne Bildungs-
system und betrifft Investoren und Kapi-
talgeber ebenso wie die Verantwortlichen
fur Planung, Leitung und Konstruktion
von Bildungseinrichtungen.

Vocational education and training
reform: matching skills to markets
and budgets: a joint World Bank-ILO
publication

Gill, Indermit; Fluitman, Fred; Dar, Amit
(Hrsg.)

Weltbank; Internationale Arbeitsorganisa-
tion, IAO

Herndon: Weltbank, 2000

ISBN: 0-19-521590-7

Die Erwartungen von Regierungen an ihre
Systeme der beruflichen Grund- und Fort-
bildung ubersteigen oftmals deren Leis-
tungsmoglichkeiten. Da sie hohe Erwar-
tungen haben, zeigen die Regierungen in
der beruflichen Grund- und Fortbildung



ein besonderes Engagement. Allerdings
scheinen gerade diese Uberzogenen Er-
wartungen und dieser Ubertriebene Ein-
satz die Ursachen flr die Enttduschungen
zu sein, die in vielen L&ndern mit dem
Berufshildungssystem verbunden sind.
Mittlerweile setzt sich in einigen Landern
die Erkenntnis durch, dass die Anforde-
rungen an das System der beruflichen
Grund- und Fortbildung unrealistisch und
das weitreichende Einwirken des Staates
unnoétig gewesen sein kénnten. In der
Veroffentlichung ,Vocational Education
and Training Reform* wird anhand von
Erfahrungen verschiedener L&nder der
Erde untersucht, mit welchen Zwéngen
die betreffenden Lénder bei der Umset-
zung der Politik der beruflichen Grund-
und Fortbildung und hiermit zusammen-
héngender Strategien konfrontiert sind.
Des Weiteren werden einige erfolgreiche
Reformbeispiele analysiert und die Refor-
men der beruflichen Grund- und Fortbil-
dung in Mittel- und Osteuropa, in der
ehemaligen Sowjetunion und in anderen
Landern bewertet, die sich, wie beispiels-
weise China, auf dem Weg zu einer Markt-
wirtschaft befinden. Dieses Buch ist eine
Gemeinschaftsarbeit der Weltbank und der
Internationalen Arbeitsorganisation.

Lifelong learning in the twenty-first
century: the changing roles of educa-
tional personnel: report for discus-
sion at the joint meeting on lifelong
learning in the twenty-first century
Internationale Arbeitsorganisation, 1AO
Gemeinsame Sitzung zum Thema ,Lebens-
langes Lernen* in Genf vom 10. bis 14.
April 2000

Genf: 1AO, 2000, unterschiedliche Seiten-
zahlen

EN, FR, ES

ILO Publications,

CH - 1211 Genf 22, Schweiz

oder auch von lokalen IAO-Amtern

in zahlreichen Landern,

Tel. (41-22) 7997912,

Fax (41-22) 7998577

E-Mail: pubvente@ilo.org
http://www.ilo.org

Fir diesen Bericht wurden sehr vielfalti-
ge Quellen herangezogen, von denen an
erster Stelle die Informationen zu nen-
nen sind, die in verschiedenen Berich-
ten der IAO und in statistischem Materi-
al enthalten sind. Wichtiges Material steu-
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erten Beamte der 1AO aus der Abteilung
fur Ausbildungsstrategien und -systeme
(Training Policies and Systems Branch),
von dem statistischen Amt und der
Sondergruppe ,World Employment 1998-
99" (Weltbeschaftigung 1998-1999) bei.
Besonders wertvoll waren die Daten,
Analysen und Meinungen Uber Bildung
und lebenslanges Lernen, die dankens-
werterweise von nachstehend aufgeliste-
ten Einzelpersonen oder Stellen bereit-
gestellt wurden: Beamten der Direktion
Bildung, Berufsbildung und Jugend der
Européischen Kommission, Leiter und
Mitarbeitern von Eurydice, dem Bildungs-
informationsnetz der Europdischen Ge-
meinschaften, Mitarbeitern des Européi-
schen Zentrums fur die Forderung der
Berufshildung, Mitarbeitern des Interna-
tionalen Buros fir Erziehung (IBE), Stell-
vertretenden Direktor (Bildung) und lei-
tenden Mitarbeitern der Direktion Bil-
dung, Beschaftigung, Arbeit und soziale
Angelegenheiten und des Zentrums fir
Forschung und Innovation im Bereich
Bildung (CERI = Centre for Educational
Research and Innovation) der Organisa-
tion fir Wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD) und Beamten
der UN-Organisation fiir Erziehung, Wis-
senschaft und Kultur (Unesco). lhre
Standpunkte und Informationen tibermit-
telten auch Arbeitgeber- und Lehrerver-
bénde und eine Reihe von Wissenschaft-
lern und Akteuren im Bereich lebenslan-
ges Lernen, Bildung und Ausbildung. Von
besonderem Nutzen waren amtliche Be-
richte von Regierungen, die auf Inter-
netsites oder Uber zwischenstaatliche
Stellen zur Verfiigung standen.
http://www.ilo.org/public/english/
dialogue/sector/techmeet/jmep2000/
jmeprl.htm

Training for employment: social inclu-
sion, productivity and youth employ-
ment: human resources training and
development: vocational guidance and
vocational training

Internationale Arbeitsorganisation, 1AO
Internationale Arbeitskonferenz, 88. Sit-
zung, Genf, 2000

Genf: 1AO, 2000, 62 S.

EN, FR, ES

Internationale Arbeitskonferenz (88) Be-
richt Nr. 5

ISSN: 0074-6681

ILO Publications,
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CH - 1211 Genf 22, Schweiz

oder auch von lokalen 1AO-Amtern
in zahlreichen Landern,

Tel. (41-22) 7997912,

Fax (41-22) 7998577

E-Mail: pubvente@ilo.org

URL: http://www.ilo.org

Auf seiner Sitzung im Marz 1998 fasste
der Verwaltungsrat der IAO den Be-
schluss, die Entwicklung der Human-
ressourcen und die Berufsbildung zum
Gegenstand einer allgemeinen Diskussi-
on auf der Internationalen Arbeitskonfe-
renz 2000 zu machen. Der vorliegende
Bericht soll als Grundlage einer Erorte-
rung folgender Einzelthemen dienen: die
neuen Rahmenbedingungen fir die Ent-
wicklung der Humanressourcen und die
Berufsbildung sowie der neue Bedarf an
Fahigkeiten und Kompetenzen in einer
zunehmend integrierten Weltwirtschaft;
Wissens- und Qualifikationsgesellschaft
(Kapitel I); der Hintergrund der Entwick-
lung der Humanressourcen und der Be-
rufsbildung im Hinblick auf die Verbes-
serung von Wettbewerbsfahigkeit, Be-
schéftigungsfahigkeit und Gerechtigkeit in
der Beschéftigung sowie die jeweilige
Bedeutung von Grundbildung, beruflicher
Erstausbildung und Fortbildung fir For-
derung und Erhalt der Beschaftigungs-
fahigkeit (Kapitel Il); das Sonderthema
Beschéftigung und Berufshildung von Ju-
gendlichen (Kapitel 111) - ein Thema, das
aufgrund eines auf der Sitzung im Marz
1999 getroffenen Beschlusses des IAO-
Verwaltungsrates in die aktuelle allgemei-
ne Debatte aufgenommen werden soll;
und die Herausforderung der heutigen
Zeit in Bezug auf die Entwicklung der
Humanressourcen und die Berufshildung:
neue Strategien und institutionelle Rah-
menbedingungen und neue Aufgaben fir
die an der Berufshildung beteiligten Part-
ner (Kapitel 1V). Der Bericht schlie3t mit
einer Liste von Vorschlagen fur Diskussi-
onspunkte. Der zu diesem Thema einge-
setzte Konferenzausschuss soll schlieBlich
der Organisation eine Stellungnahme zu
der Frage vorlegen, ob eine neue Emp-
fehlung bezlglich der Entwicklung der
Humanressourcen zur Annahme auf einer
Folgesitzung der Konferenz ausgearbei-
tet werden sollte.

http://www.ilo.org/public/english/
standards/relm/ilc/ilc88/rep-v.htm

Workers without frontiers: the impact
of globalization on international
migration

Stalker, Peter

Internationale Arbeitsorganisation, I1AO
Genf: 1AO, 2000, 163 S.

ISBN: 92-2-111383-3

ILO Publications,

CH - 1211 Genf 22, Schweiz

oder auch von lokalen IAO-Amtern

in zahlreichen Landern,

Tel. (41-22) 7997912,

Fax (41-22) 7998577,

E-Mail: pubvente@ilo.org,

URL: http://www.ilo.org

In diesem Buch werden die Erkenntnisse
und Schlussfolgerungen aus empirischen
Studien der IAO und zahlreicher anderer
Autoren Uber die Frage zusammengefasst,
inwiefern eine stdrkere Integration der
Kapital- und Warenmérkte die Ein-
kommensunterschiede zwischen den Lén-
dern und zwischen einzelnen Gruppen
innerhalb der Lander verringert bezie-
hungsweise weiter vergroRert haben
kénnte. Es untersucht auch, ob eine Ver-
ringerung der Armut die Menschen in ih-
rer Neigung zur Auswanderung beeinflus-
sen und zum Bleiben bewegen kann und
ob die Aussichten auf eine Entwicklung
armer Staaten in einer starker integrier-
ten Weltwirtschaft von den Auswirkungen
der Migration auf ihre Arbeitsméarkte po-
sitiv oder negativ beeinflusst werden. Eine
beunruhigende Schlussfolgerung des Bu-
ches lautet, dass die bisher verfligharen
Erkenntnisse in Bezug auf die Folgen der
Globalisierung auf eine Intensivierung des
Migrationsdrucks in vielen Teilen der Welt
hindeuten. Der Autor vertritt die Auffas-
sung, dass die mit der Globalisierung ver-
bundenen Prozesse zu einer Verstarkung
der Spaltwirkung von Modernisierung und
kapitalistischer Bewegung fiithren und
spricht in diesem Zusammenhang von ei-
ner ,Krise der wirtschaftlichen Sicherheit".
Dieses Buch wird Denkanstéfe im Hin-
blick auf die Gestaltung einer kinftigen
Migrationsregelung liefern, bei der die
Rechte der einzelnen Migranten in vol-
lem Umfang gewahrt und gleichzeitig die
positive Rolle der Migration fir Wachs-
tum und Entwicklung unterstiitzt werden.



The dynamics of wage relations in the
new Europe

Clarke, Linda; De Gijsel, Peter; Janssen,
Jorn (Hrsg.)

Boston: Kluwer Academic Publishers,
2000, 351 S.

ISBN: 0-7923-7742-7

Dieses Buch soll iber die Beziehungen
der Tarifparteien in Europa unterrichten
und die diesbeziigliche Debatte fordern.
Es widmet sich schwerpunktmaRig folgen-
den drei Aspekten: 1. Bestandsaufnahme
und Regelung der Léhne und Gehalter, 2.
Lohnformen, Wiedergabe von Arbeits-
und Lebensstandards, und 3. Wettbewerb,
der Markt und Veranderungen der Arbeits-
organisation. Das Buch beinhaltet eine
Zusammenstellung von Referaten und
Diskussionsbeitragen, in denen namhaf-
te Sachverstandige aus Ost- und Westeu-
ropa - ursprunglich auf einem von der
Européischen Kommission unterstltzten
Symposium - fest verankerte Konventio-
nen in Frage stellen und neue Konzepte
vorschlagen. Sollte der Sozialschutz in das
Tarifsystem eingebunden werden? Wel-
ches Kriterium eignet sich am besten fir
die Lohnfestsetzung - Qualitat, Quantitat,
Wert der Vorleistungen oder Wert des Er-
gebnisses der Arbeit? Inwiefern fiihren die
Tarifvereinbarungen zur Verstarkung von
Ungleichheiten und zur Spaltung in so-
ziale Gruppen, vor allem zur Geschlech-
tertrennung, sowie zum Ausschluss be-
stimmter Teile der Gesellschaft? Haben
sich Flexibilitat auf dem Arbeitsmarkt und
ungeregelter Wettbewerb nachteilig auf
die Produktivitdt von Unternehmen, Ar-
beitsorganisation und Entlohnung ausge-
wirkt? Diese und viele weitere Fragen
werden in dem Buch behandelt, das sich
eingehend seinem Thema widmet und als
wichtige Lektiire all denjenigen zu emp-
fehlen ist, die sich mit Tarifpolitik beschéf-
tigen: Politikern, Wissenschaftlern, Arbeit-
gebern, Gewerkschaften und sonstigen
am Thema interessierten Personen.

Européische Union:
Politiken, Programme,
Akteure

The ,,Rolling Agenda“: working docu-
ment on new working procedures for
European co-operation in the field of
education and training

Europdische Kommission, Generaldirek-
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tion Bildung und Kultur

Brissel: Europaische Kommission - Ge-
neraldirektion Bildung und Kultur, 2000,
19 S.

Europaische Kommission,
Generaldirektion Bildung und Kultur -
Biro B7, rue de la Loi 2000,

B - 1049 Brussel,

Tel. (32-2) 2966571

Der Rat ,Bildung* hat auf seiner Sitzung
in Tampere im September 1999 beschlos-
sen, seine Téatigkeit auf der Grundlage ei-
ner kontinuierlichen Tagesordnung zu or-
ganisieren, um auf diese Weise unter ver-
schiedenen aufeinanderfolgenden Prasi-
dentschaften Kontinuitat zu wahren und
einen wirksameren Austausch von Infor-
mationen, Erfahrungen und Beispielen
bewdhrter Praxis zwischen den Mitglied-
staaten zu ermdglichen. In einem ersten
Schritt wurden drei Themen als Punkte
dieser Tagesordnung ausgewahlt: 1. Rol-
le von Bildung und Ausbildung fur
Beschéftigungsstrategien, 2. Entwicklung
einer qualitativ hochstehenden Bildung
und Ausbildung auf allen Stufen und 3.
Forderung von Mobilitat, unter anderem
Anerkennung von Berufsabschliissen und
Studienzeiten.

Mitteilung der Kommission an den
Rat, das Europdische Parlament, den
Wirtschafts- und Sozialausschuss und
den Ausschuss der Regionen - Hin zu
einem europaischen Forschungsraum
Kommission der Europdischen Gemein-
schaften

Luxemburg: EUR-OP, 2000

Dokument KOM (2000) 6 endg., 38 S.
ISSN: 0254-1491

EUR-OP, 2 rue Mercier,

L - 2985 Luxemburg

oder von den nationalen
EU-Vertriebsbiros,

E-Mail: info.info@opoce.cec.be,

URL: http://www.eur-op.eu.int

Diese Mitteilung ist das Ergebnis koordi-
nierter und engagierter Bemihungen zur
Verstarkung der europdischen For-
schungsanstrengungen in den Mitglied-
staaten, zur Verbesserung ihrer Organisa-
tion und zu ihrer Anpassung an die neu-
en Beitrittslander. Der européische
Forschungsraum sollte die optimale Nut-
zung der wissenschaftlichen Kapazitaten
und materiellen Ressourcen der Mitglied-
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staaten, die bessere Koordinierung der
Umsetzung einzelstaatlicher und européi-
scher Strategien und den freieren Verkehr
von Menschen und Wissen ermdéglichen.
Es sollte ein Raum sein, der sowohl auf
europdische Forscher als auch auf For-
scher aus Drittlindern Anziehungskraft
ausubt und in dem die gemeinsamen so-
zialen und ethischen Werte der Européer
und ihre Vielfalt geachtet werden.
http://europa.eu.int/comm/research/
area.html

Mitteilung der Kommission - Strate-
gien fur Beschéftigung in der Informa-
tionsgesellschaft

Kommission der Europdischen Gemein-
schaften

Luxemburg: EUR-OP, 2000

Dokument KOM (2000) 48 endg., 36 S.
ISSN: 0254-1475

EUR-OP, 2 rue Mercier,

L - 2985 Luxemburg

oder von den nationalen
EU-Vertriebsbiros,

E-Mail: info.info@opoce.cec.be,
URL: http://www.eur-op.eu.int
Kat.-Nr.: KT-CO-00-047-DE-C

In diesem Bericht wird eine Strategie zur
Vorbereitung Europas auf die Zukunft
dargelegt, eine Strategie, in deren Mittel-
punkt Menschen und Gemeinschaften ste-
hen, deren Beteiligung fur die Entwick-
lung Europas zur Informationsgesellschaft
von entscheidender Bedeutung ist. Die
Berufschancen werden hier von den wei-
ter gefassten Berufsstrategien abgeldst.
Der Bericht stutzt sich auf erfolgreiche
Initiativen der Mitgliedstaaten und betont,
dass zwischen der Verstarkung der Anné-
herung Europas an die Informationsge-
sellschaft und der Forderung der Beschéf-
tigung in Europa ein enger Zusammen-
hang besteht.
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Aus den Mitgliedstaaten

D Lernen, Wissensmanagement
und berufliche Bildung
Dehnbostel, Peter; Dybowski, Gisela
Bundesinstitut fir Berufsbildung, BIBB
Fachtagung ,Berufliche Bildung in lernen-
den Organisationen®, Berlin: 15.-16.10.
1998

Berichte zur beruflichen Bildung, Bd. 234
Bielefeld: Bertelsmann, 2000, 238 S.
ISBN: 3-7639-0895-1

Die Globalisierung der Weltmérkte setzt
die Betriebe einem verscharften Wettbe-
werbsdruck aus. Die rasche Umsetzung
von Informationen und der Erwerb zu-
sétzlicher Kompetenzen sind zu unver-
zichtbaren Voraussetzungen geworden,
um am immer enger werdenden Markt
bestehen zu kénnen. Neue Formen des
Lernens, des Wissensmanagements und
der beruflichen Bildung sind erforderlich,
um mit den tiefgreifenden Veranderungen
Schritt halten zu kénnen. Das Bundes-
institut fir Berufsbildung (BIBB) hat die
neuen Herausforderungen an die Inno-
vationsfahigkeit der Betriebe im Rahmen
des Forschungsprojekts BILSTRAT in ei-
ner Reihe von Pilotstudien empirisch un-
tersucht. Gefordert wird ein Wandel im
Verstandnis von Bildung, Lernen und Wis-
sen und die Implementierung neuer Lern-
orientierungen im individuellen, organi-
satorischen und kulturellen Bereich. Der
vorliegende Sammelband dokumentiert
die Beitrdge der Fachtagung ,Berufliche
Bildung in lernenden Organisationen®, auf
der die Ergebnisse des Projekts vorgestellt
und diskutiert worden sind.

Workshop Kosten, Finanzierung und
Nutzen beruflicher Bildung: 10. Hoch-
schultage Berufliche Bildung, Dres-
den: 23.-25. September 1998

Kath, Folkmar (Hrsg.)

Der Vorstand der Arbeitsgemeinschaft
Hochschultage Berufliche Bildung e.V. -
Hochschule, Betriebe und Schule
NeusaR: Kieser 1999, 170 S.

ISBN: 3-8242-1068-1

Der Sammelband dokumentiert die Vor-
trage, die auf dem Workshop ,Kosten, Fi-
nanzierung und Nutzen beruflicher Bil-

dung® im Rahmen der ,10. Hochschultage
Berufliche Bildung“ gehalten wurden. Er-
oOrtert wurde das Thema unter verschie-
denen Aspekten: wissenschaftlich, um den
Forschungsstand zu dokumentieren und
Forschungsdefizite festzustellen, politisch,
um die Wirkweise unterschiedlicher
Finanzierungsmodelle transparent zu ma-
chen, und betrieblich, um die Bedeutung
fir Entscheidungen im Rahmen der Unter-
nehmensstrategie aufzuzeigen.

Inhalt: Becker: Bildung als Investition;
Bardeleben/Beicht: Kosten und Nutzen
der Ausbildung in Deutschland; Steiner/
Lassnigg: Kosten und Nutzen der betrieb-
lichen Ausbildung in Ostereich; Schulz:
Kosten und Nutzen der Lehrlingsausbil-
dung in der Schweiz; Kath: Finanzierung
der Berufsausbildung im dualen System;
Sauter: Finanzierung der beruflichen Wei-
terbildung; Ulrich: Finanzielle Forderung
der beruflichen Ausbildung in Ostdeutsch-
land; Hubel: Verbundausbildung - eine
alternative Finanzierungsform; Walden:
Kosten, Nutzen und Finanzierung der
beruflichen Bildung - Herausforderung
fur die Forschung.

DK

might think

Banke, Palle; Holsbo, Annemarie; Madsen,
Anne Mette

Nationale Arbeitsmarktbehdrde, ACIU,
Ministerium fir soziale Angelegenheiten
Kopenhagen: ACIU, 1999, 24 S.

ISBN: 87-90021-25-8

ACIU,

Hesselggade 16,

DK - 2100 Kopenhagen @

New organisation of
work: not as easy as you

Diese Broschire befasst sich mit dem
Thema der neuen Arbeitsorganisation. In
den vergangenen Jahren hat sich allge-
mein die Erkenntnis durchgesetzt, dass die
Forderung von Arbeitsplatzen das Ergeb-
nis einer abgestimmten Entwicklung der
Arbeitsorganisation und der Qualifikatio-
nen der Arbeitnehmer sein muss. Die Bro-
schiire beschreibt die unterschiedlichen
Auffassungen von Arbeitsorganisation von
Taylor bis heute. Dariiber hinaus wird ein
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Modell fur die Umsetzung von Forde-
rungsprojekten vorgestellt. Das Modell
basiert auf Erfahrungen, die bei der
Durchfuhrung von neun ADAPT-Projek-
ten gewonnen wurden, deren Schwer-
punkt auf Veranderungen der Arbeitsor-
ganisation lag. Die Broschiire wurde im
Zusammenhang mit der Konferenz ,The
Future of the Workforce — The Workforce
of the Future* (Die Zukunft der Arbeits-
kréfte - Die Arbeitskréfte der Zukunft) ver-
offentlicht, die 1999 in Kopenhagen statt-
gefunden hat.

Forsgg med erhvervsuddannelses-
reform 2000: opsamling af de farste
erfaringer

[Experimente mit der Berufsbildungs-
reform 2000: Zusammenstellung ers-
ter Erfahrungen]

Shapiro, Hanne
Undervisningsministeriet, UVM
Uddannelsesstyrelsens temahzfteserie nr.
15, 2000

Kopenhagen: UVM, 2000, 2 Bde. (112
bzw. 194 S.)

ISBN: 87-603-1688-8 (Bd. 1)

ISBN: 87-603-1680-2 (Bd. 2)
Undervisningsministeriets forlag,
Strandgade 100 D,

DK - 1401 Kopenhagen K

Ab 2001 wird die dénische Reform der
beruflichen Grund- und Fortbildung in
allen Berufsschulen umgesetzt. Schon jetzt
arbeiten jedoch einige Schulen auf
Versuchsbasis mit den neuen Aushildungs-
programmen. Diese Versuchsprojekte
werden genau Uberwacht und beschrie-
ben, um die Reform gegebenenfalls kor-
rigieren zu kénnen. Mit dieser Veroffent-
lichung werden die Ergebnisse einer Stu-
die vorgelegt, die das Technologische In-
stitut in der Zeit von November 1999 bis
Februar 2000 durchfiihrte. Das Technolo-
gische Institut hat die Erfahrungen einer
Reihe von Versuchsprojekten zusammen-
getragen und stellt auf dieser Grundlage
die verschiedenen, im Rahmen der Pro-
jekte erprobten Modelle, Werkzeuge und
Methoden vor. Das Ziel der Veroffentli-
chung ist es, den Schulen fiir berufliche
Grund- und Fortbildung und sonstigen
Zielgruppen und Akteuren Anregungen
fur die laufende Arbeit an der Vorberei-
tung und Umsetzung der Reform 2000 zu
geben.

Gestion bipartita de la
formacion continua
Ferrer, J; Redondo, J et al.
Internationale Arbeitsorganisation;
Fundacién para la Formacién Continua
(Stiftung fur berufliche Fortbildung)
Madrid: Forcem, 1999, 241 S.
Forcem, Calle Albacete 5-7 pl.,
E - 28027 Madrid

Bei dieser Veroffentlichung handelt es sich
um eine systematische Zusammenfassung
der Referate, die auf dem in Madrid im
November 1998 veranstalteten ersten eu-
ropéisch-iberoamerikanischen Seminar
,Gestion Bipartita de la Formacion
Continua® (Verwaltung der beruflichen
Fortbildung durch zwei Stellen) gehalten
wurden. Die Referate sind in folgende the-
matische Gruppen eingeteilt: Aspekte der
Berufsbildung in Spanien, in denen das
nationale Programm fiir Berufshildung und
die drei Teilbereiche des Bildungswesens
(Erst-, Berufs- und Fortbildung) vorgestellt
werden. Die Verwaltung der beruflichen
Fortbildung durch Gewerkschaften/Arbeit-
geber in Spanien und das Beispiel der
Ausbildung zur beruflichen Fortbildung -
mit Beitrdgen von Gewerkschaften und
Arbeitgeberverbanden. Der soziale Dialog
und die Verwaltung der beruflichen Fort-
bildung durch zwei Stellen in Europa, mit
einer Schilderung der Entwicklung in den
Mitgliedstaaten der Européischen Union.
Der soziale Dialog und die Berufsbildung
in Europa, unter Beteiligung der Union der
Industrien der Europaischen Gemeinschaft
und mit Beschreibung der Rolle der sozia-
len Akteure im Berufshildungswesen in
Europa. Die Berufshildung in Lateiname-
rika und die Aussichten flir die Verwaltung
durch zwei Stellen und die Tarifverein-
barungen. Dariiber hinaus enthélt die Ver-
offentlichung (im Anhang) eine Zusam-
menfassung der Berichte und Schluss-
folgerungen der Arbeitsgruppen, die be-
absichtigen, eine Reihe von Empfehlungen
flir eine Verbesserung der Verwaltung
durch zwei Stellen zu unterbreiten.

Formation tout au long

de la vie
Gauron, André
Conseil d’Analyse Economique, CAE (Rat
fur Wirtschaftsanalysen)
Paris: La Documentation francgaise,
Direction des Journaux officiels, 2000,
168 S.



(Rapports du CAE ; 22)

ISBN 2-11-004518-3

La Documentation francaise,
124 rue Henri-Barbusse,

F - 93308 Aubervilliers cedex

Dieser Bericht wurde im Auftrag des
Staatssekretariats fur Berufshildung und
die Rechte der Frau erstellt und soll die
Aspekte des lebenslangen Lernens in di-
rekter Beziehung zur Beschéftigung be-
leuchten: Vergleich mit verschiedenen
Industrieldndern, Analyse der Beziehung
Berufshildung-Beschaftigung, Beitrége zur
Innovation und Modernisierung der Un-
ternehmen, Auswirkung auf die Einglie-
derung, Bedeutung des Bildungsmarkts.
Zur Erneuerung” des Bildungswesens
werden fnf Vorschldge unterbreitet: Ver-
starkung des Ineinandergreifens von
Grundbildung und dualer Ausbildung fur
Jugendliche, Ubergang von einer Zah-
lungsverpflichtung zu einer gegenseitigen
Ausbildungsverpflichtung, Schaffung ei-
nes Rechts auf Bescheinigung beruflicher
Fahigkeiten, bevorzugte Ausbildung ge-
ring qualifizierter Personen, Schaffung ei-
nes transparenten Bildungsmarkts.

Traité des sciences et des techniques
de formation

Carré, Philipp; Caspar, Pierre (Hrsg.)
Paris: Dunod, 1999, 512 S.

ISBN 2-10-004495-8

Dunod Editeur,

120 boulevard Saint-Germain, SESIM,
F - 75006 Paris

Tel.: (33-1) 40 46 35 00

Fax: (33-1) 40 46 61 11
http://www.dunod.com

Diese Abhandlung bietet eine Fiille von
Referenzwissen aus dem Bereich der Er-
wachsenenbildung und richtet sich so-
wohl an die Bildungsteilnehmer als auch
an die Fachleute aus dem Bereich Bildung.
Die Beitrage stammen von etwa 30 Spe-
zialisten, Forschern und in der Praxis der
Erwachsenenbildung tatigen Personen
und sind in drei groRe Teile unterteilt. In
dem ersten Teil werden die historischen,
wirtschaftlichen, juristischen und sozio-
logischen Zusammenhange der Erwach-
senenbildung untersucht. Die Frage, wie
und warum Erwachsene lernen, wird in
dem zweiten Teil gestellt, der auch un-
terschiedliche psychopédagogische Kon-
zepte behandelt, unter anderem die ko-
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gnitive Entwicklung Erwachsener, die
Kompetenzen, die Motivationen, das Ge-
déchtnis, der Einzelne und die Gruppe
usw. Eine dritte Gruppe von Texten
befasst sich schlieRlich mit aktuellen Uber-
legungen und Malnahmen in Bezug auf
Technik, Didaktik und P&dagogik. Als
Schlussfolgerung wird eine vorausschau-
ende Analyse der Erwachsenenbildung

vorgeschlagen.

F I New challenges in the
cooperation between

education and training and working

life. Final report.

Tampere, Finland, 18.-19.11.1999

Nyyssola, Kari (Hrsg.)

Europdische Kommission, EG

Opetushallitus (Finnisches Zentralamt fir

Unterrichtswesen)

Helsinki: OPM, OPH, EC 2000, 232 S.

ISBN 952-442-290-5

Kari Nyyssola,

Opetushallitus, PL 380,

FIN - 00531 Helsinki

Die Berufsbildung ist auf der Suche nach
neuen Formen fir das 21. Jahrhundert.
Planung und Entwicklung der Berufsbil-
dung werden durch die Globalisierung der
Weltwirtschaft und die Entwicklungen der
Informationstechnologie starker als je
zuvor beeinflusst. Das Ziel der Berufsbil-
dung wird es sein, das berufliche Fach-
wissen der gesamten arbeitenden Bevol-
kerung zu verbessern, um das Fundament
fur lebenslanges Lernen zu legen und den
Anforderungen des Arbeitsplatzes gerecht
zu werden. Die Umsetzung dieses Ziels
erfordert die Zusammenarbeit zwischen
den Bildungseinrichtungen und der Ar-
beitswelt wie auch zwischen den euro-
pdischen Staaten. Dieser Bericht stiitzt sich
auf die am 18. und 19. November 1999 in
Tampere veranstaltete Konferenz (iber das
Thema ,New Challenges in the coope-
ration between Education and Training
and Working Life" (Neue Aufgaben fur die
Zusammenarbeit zwischen Bildung und
Ausbildung und Berufspraxis). Er umfasst
einen Vergleich verschiedener Modelle der
betrieblichen Ausbildung und untersucht
die Auswirkung des Programms Leonardo
da Vinci, die Europass-Berufsausbildung
und die Qualitat der betrieblichen Aus-
bildung. Der Bericht ist ein Beitrag zu der
in Europa geflihrten Diskussion tber die
betriebliche Ausbildung und soll Anregun-

* * %

* X

*

*

* *
* 4 *

Cedefop
87

EUROPAISCHE ZEITSCHRIFT



BERUFSBILDUNG NR. 20

* ¥
* *
* *
* *

* g K

Cedefop
88

EUROPAISCHE ZEITSCHRIFT

gen fiir neue ldeen im Hinblick auf die
Zusammenfuhrung von Bildung und Be-
rufspraxis geben.

Kohti uutta opettajuutta toisen asteen
ammatillisessa koulutuksessa. Ske-
naariot opettajan tyén muutoksista ja
opettajien koulutustarpeista vuoteen
2010

[Die Zukunft der Lehrtétigkeit in der
beruflichen Bildung der Sekundar-
stufe - Szenarios der Verdnderungen
von Arbeit und Ausbildungsbedarf der
Lehrkré&fte bis zum Jahr 2010]

Honka, Juhani; Lampinen, Lasse;
Vertanen, llkka (Hrsg.)

Européischer Sozialfonds, ESF
Opetushallitus

Opettajien perus- ja tdydennykskoulu-
tuksen ennakointihankkeen (OPEPRO)
selvitys 10

Helsinki: OPH, 2000, 201 S.
Opetushallitus/kirjasto,

PL 380,

FIN - 00531 Helsinki,
http://www.edu.fi/projektit/opepro

In diesem Bericht wird die padagogische
Basis und der Bedarf an betrieblicher
Ausbildung von Berufsschullehrern der
Sekundarstufe bis zum Jahr 2010 unter-
sucht. Bei dem Ausbildungsbedarf geht
es sowohl um die inhaltliche als auch um
die quantitative Seite. Der Uberblick ba-
siert auf Verdnderungen in der Berufspra-
xis und auf den Aufgaben, die sich we-
gen dieser Veranderungen im Hinblick auf
die Entwicklung der Berufshildung neu
ergeben. Die Informationen (ber das der-
zeitige Lehrpersonal stiitzen sich auf eine
Befragung, die im Herbst 1998 durchge-
fihrt wurde. In dem Bericht werden die
Verénderungen in der Lehrkultur der Be-
rufshildung sowie die Auswirkungen auf
die Arbeit der Lehrer und dartber hinaus
auf die Lehrerausbildung erértert. Der
Bericht enthélt nutzliche Angaben fir
Beamte der Schulverwaltungen, fiir Ein-
richtungen zur Ausbildung von Berufs-
schullehrern, fiir Personen, die in der
Berufsbildung tétig sind, die die berufli-
che Weiterbildung finanzieren und anbie-
ten sowie fiir Bildungsplaner und sonsti-
ge an der Bildung Interessierte.

I FaDol-Rete telematica nazionale
per laformazione a distanza dei

formatori

[FaDol-On-line-Fernunterricht fur

Ausbilder]

Ministero del lavoro e della previdenza

sociale-Ufficio centrale per I'orientamento

e la formazione professionale dei lavo-

ratori, UCOFPL

Istituto per lo sviluppo e la formazione

professionale dei lavoratori, ISFOL

Rome: Ministero del lavoro e della

previdenza sociale, 1999, ohne Angabe

von Seitenzahlen

Ministero del lavoro e della previdenza

sociale -

Ufficio centrale per I'orientamento e la

formazione professionale dei lavoratori,

Vicolo d’Aste 12,

| - 00159 Rom

In dieser Verdffentlichung wird das ita-
lienische Projekt fiir die Ausbildung von
Ausbildern, ,FaDol“, vorgestellt, das von
dem Ministerium fur Arbeit mit techni-
scher Unterstiitzung von ISFOL und finan-
zieller Unterstiitzung des Européischen
Sozialfonds durchgefiihrt wurde. Im Rah-
men des Projekts wird ein Telematiknetz
eingerichtet, das sich tber das ganze Land
spannt und ein Fernunterrichtssystem
anbieten soll, das auf einer einheitliche-
ren Methode basiert und technisch wei-
ter fortgeschritten ist. Die Fernunterrichts-
maRnahmen sind fir die Auffrischung von
Wissen, berufliche Weiterbildung und
Umschulung von Mitarbeitern bestimmt,
die in den unterschiedlichen Stufen des
Ausbildungsprozesses in dem gesamten
System der 6ffentlichen Ausbildung tatig
sind (Lehrer, Tutoren, Berufsberater, Ent-
wickler, Verwaltungspersonal usw.). Dank
der Telematikverbindung kann, im Gegen-
satz zum Klassenunterricht, eine gréfere
Zahl von an unterschiedlichen Standor-
ten befindlichen Nutzern am Arbeitsplatz
ausgebildet werden. Die Veroffentlichung
beinhaltet auBerdem eine Analyse der
Ziele des Projekts, der technischen Merk-
male und der Entwicklungsperspektiven
unter den jeweiligen regionalen Gegeben-
heiten.
http://www.europalavoro.it/isfol/Fadol/
fadol01.asp
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I R L Programme for
prosperity and fairness

Ministerium des Taoiseach (Premiermini-

ster)

Dublin: Stationery Office, 2000, 132 S.

ISBN 0-7076-64381

Government Publications Postal Trade

Section,

4-5 Harcourt Road,

IRL - Dublin 2

Mit dieser Verdffentlichung liegt das jungs-
te einer Reihe von Abkommen der Sozi-
alpartner vor, die den Grundstein einer
anhaltenden Wachstumsphase der irischen
Wirtschaft bilden. In dem Abkommen
werden nicht nur die kiinftigen Lohn- und
Gehaltsniveaus - erstmals wird ein natio-
naler Mindestlohn eingefiihrt - und
Beschéftigungsbedingungen festgelegt, es
enthélt auch einige andere MaBnahmen
zur Forderung der internationalen Wett-
bewerbsfahigkeit Irlands. Weitere Ziele
sind die Verbesserung der Lebensqualitat
und des Lebensstandards und die Lésung
des Problems der sozialen Ausgrenzung -
als vordringliche Aufgabe. Diese Mal3nah-
men werden in flinf operationellen Pro-
grammen dargelegt, von denen sich das
Programm ,Successful adaptation to
continuing change“ (Erfolgreiche Anpas-
sung an den standigen Wandel) allen
Aspekten des lebenslangen Lernens wid-
met und von der Kleinkinderziehung bis
zur Beteiligung an der postsekundaren
Bildung und der Teilnahme Erwachsener
reicht. Behandelt werden der zweite Bil-
dungsweg, die Beratung Erwachsener, die
Féahigkeit Erwachsener, zu lesen und
schreiben, interkulturelle Bildung, Wege
zur Weiterentwicklung, Zertifizierung und
Lehren.

http://www.irlgov.ie/taoiseach/
publication/prosperityandfairness/
default.htm

Responding to Ireland’s growing skill
needs, second report of the Expert
Group on Future SKill Needs.

O’Hare, Daniel
Sachverstandigengruppe ,Skill Needs*”
(Qualifikationsbedarf)

Dublin: Forfas, 2000, 72 S.

Forfas,

Wilton Park House,

Wilton Place,

IRL - Dublin 2,

http://www.forfas.ie

Die Sachverstdndigengruppe geht davon
aus, dass auf dem irischen Arbeitsmarkt
in den kommenden zehn Jahren weiter-
hin eine Knappheit an Arbeitskraften und
an Qualifikationen flir bestimmte Katego-
rien von Facharbeitertatigkeiten herrschen
wird. In diesem Bericht untersucht die
Sachverstandigengruppe die Verfligbarkeit
von Arbeitskréften im Allgemeinen sowie
von Arbeitnehmern flr Arbeitsplatze mit
geringen Qualifikationsanforderungen.
Weitere Themen sind der Bedarf an Qua-
lifikationen in einer Vielzahl unterschied-
licher Bereiche, im Wesentlichen in den
Hauptsektoren des Handwerks im Bau-
gewerbe, und der Bedarf an Hochschul-
absolventen in den Wissenschaften und
in der Informationstechnologie. Es wird
festgestellt, dass ein allgemeiner Mangel
an Arbeitskraften in den Bereichen Ein-
zelhandel, Reinigungsdienste und Beklei-
dung mit gering qualifizierten Arbeitsplat-
zen besteht und es werden einige Initia-
tiven empfohlen, die auf eine stérkere Be-
teiligung von verheirateten Frauen, &lte-
ren Menschen und Sozialhilfeempfangern
abzielen. Bis zum Jahr 2003 sollen laut
einer im Bericht enthaltenen Schatzung
zusétzlich 16 000 ausgebildete Handwer-
ker benotigt werden. Zur Deckung die-
ses Bedarfs werden mehrere MaRnahmen
empfohlen, unter anderem weitere An-
werbung im Ausland, Erkundung von
Wegen zu formellen Qualifikationen im
Handwerk fiir erfahrene Arbeitskréfte, die
allerdings keinen Befahigungsnachweis
vorweisen konnen, Verkirzung der Aus-
bildungszeit in einigen Lehrberufen und
sofortige Aufstockung der verfligharen
Komponenten des ausbildungsbeglei-
tenden Unterrichts von Lehrprogrammen.

P The Future of Social Europe:
Recasting Work and Welfare

in the New Economy

Ferrera, Maurizio; Hemerijck, Anton;

Rhodes, Martin; Rodrigues, Eduardo Ferro

(Verfasser des Vorworts)

Ministério do Trabalho e da Solidariedade

- MTS (Ministerium fur Arbeit und Soli-

daritat)

Oeiras: Celta Editora, 2000, 132 S.

ISBN: 972-774-067-7

CIDES - Centro de Informacéo e

Documentagéo Econdmica e Social,

Praca de Londres, 2-2°,

P - 1049-056 Lissabon
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Dieses Buch entstand im Rahmen der
Ratsprésidentschaft Portugals auf Initiati-
ve des Ministeriums fir Arbeit und Soli-
daritét in Zusammenarbeit mit dem Euro-
pdaischen Hochschulinstitut Florenz und
mit der finanziellen Unterstiitzung der
Europdischen Kommission. Es handelt
sich um eine Studie, die eine Analyse der
sozialen Belastungen Europas mit einer
Erdrterung der Sachzwdnge sowie der
bestmdglichen Strategien, die die einzel-
nen Mitgliedstaaten bei der Reform der
Sozialversicherungssysteme anwenden
sollten, systematisch miteinander verbin-
det. Zum Abschluss wird eine Reihe in-
novativer Vorschldge fir die Modernisie-
rung und Verstdrkung des européischen
Sozialmodells unterbreitet. Darliber hin-
aus machen die Autoren diese Studie mit
der Entmystifizierung einiger tber-
kommener Vorurteile iber Belastungen im
Zusammenhang mit den sozialen Grund-
rechten in Europa, mit Vergleichen zwi-
schen den Problemen der einzelnen Lén-
der und mit der Aufzeichnung von We-
gen zur Lésung dieser Probleme auf na-
tionaler und européischer Ebene zu ei-
nem wichtigen Beitrag, der fur eine Gber-
legte und fundierte Basis unserer Mal3nah-
men sorgt.

Inquérito & execucgdo das acgBes de
formacao profissional em 1998
[Erhebung von 1998 durchgefiihrten
MalRnahmen im Bereich Berufsbil-
dung]

Departamento de Estatistica do Trabalho,
Emprego e Formagdo Profissional
Ministério do Trabalho e da Solidariedade
- MTS (Ministerium fur Arbeit und Soli-
daritat)

Lisboa: Departamento de Estudos,
Prospectiva e Planeamento — DEPP. Centro
de Informagdo e Documentacdo Econo-
mica e Social- CIDES, 2000, 51 S.

ISBN: 972-704-190-6

ISSN: 0873-5352

CIDES - Centro de Informacéo e
Documentagéo Econdmica e Social,
Praca de Londres, 2-2°,

P - 1049-056 Lissabon

Mit der Erhebung 1998 von MalRnahmen
im Bereich Berufshildung sollten Indika-
toren fir 1998 durchgefiihrte Bildungs-
maBnahmen zusammengetragen werden,
die auf dem portugiesischen Festland in-
nerhalb der Ausbildung von Arbeitneh-

mern und Jugendlichen im Rahmen der
Lehrlingsausbildung eingeleitet wurden
(Gesetzesdekret Nr. 205/96 vom 25. Ok-
tober 1996). Die Erhebung basiert auf ei-
ner Stichprobe von 5500 Unternehmen mit
zehn und mehr Arbeitnehmern, die alle
Wirtschaftssektoren abdeckt, ausgenom-
men Landwirtschaft, Fischerei und offent-
liche Verwaltung (Abschnitte A, B, L und
Q der Systematik der Wirtschaftszweige,
1992). Schwerpunktmé&Rig wurden Daten
Uber die Merkmale der Ausbildung (Aus-
bildungsarten, Zielgruppen, Kursangebot
und Kursdauer) sowie Uber die Finanz-
mittel und die beteiligten Ausbildungs-
einrichtungen erfasst. Diese Indikatoren
wurden mit den Variablen Wirtschafts-
zweig, Grofle des Unternehmens und
NUTS-Il kombiniert.

Guia de Aplicagdo Nacional Jobrota-
tion

[Nationaler Leitfaden ,Jobrotation]
SOPROFOR, Ld?

Ministério do Trabalho e da Solidariedade
- MTS (Ministerium fur Arbeit und Soli-
daritat)

Secretaria de Estado do Emprego e
Formagéo

Lisboa: SOPROFOR - Sociedade Promo-
tora de Formacédo Ld?, 1999, 69 S.

ISBN: 972-98159-0-9

CIDES - Centro de Informacéo e
Documentagdo Econdmica e Social,
Praca de Londres, 2-2°,

P - 1049-056 Lissabon

In der vorliegenden Verdffentlichung
werden Konzept und Ziele der Jobrotation
als ein Prozess definiert, bei dem ein
Unternehmen seinen Arbeitnehmern die
Méglichkeit zur Weiterbildung eréffnet
und gleichzeitig Arbeitslosen die Chance
auf den Erwerb von Berufserfahrung in
dem Tatigkeitsbereich des sich weiterbil-
denden Arbeitnehmers bietet. Mit diesem
Handbuch soll den Betriebsleitern ein
praktischer Ratgeber fur die Entwicklung
von Lehrgédngen fir Jobrotation an die
Hand gegeben werden. Es unterrichtet zu
diesem Zweck Uber die Elemente und
Faktoren, die bei Vorbereitung, Umset-
zung und Bewertung derartiger Lehrgén-
ge beachtet werden mussen, und gibt
Empfehlungen im Hinblick auf die ver-
schiedenen Mdglichkeiten, finanzielle
Unterstiitzung fir solche Vorhaben zu er-
halten. Auferdem informiert das Hand-



buch tiber die nationalen Durchfuihrungs-
bestimmungen fiir diese Vorhaben.
The Learning

U K and Skills Bill

London, The Stationery Office, 1999
The Stationery Office - Publications
Centre,

P. O. Box 276,

UK - London SW8 5DT

Mit diesem Gesetzesentwurf wird ein
weiterer Schritt zur Umsetzung der Pléne
der Regierung gemacht, die in dem WeiR-
buch ,Learning to Succeed” (Lernen als
Weg zum Erfolg) enthalten sind. Der in
erster Lesung im Dezember 1999 im
House of Lords behandelte Gesetzesent-
wurf schlagt radikale Verdnderungen des
Angebots an Bildung und Vermittlung von
Quialifikationen an Schiller ab 16 Jahren
in England und Wales vor. (Entsprechen-
de Vorkehrungen fir Schottland werden
gesondert erdrtert.) Der Entwurf beinhal-
tet die Einrichtung neuer nationaler Or-
gane fur berufliche Grund- und Fortbil-
dung - Learning and Skills Council (Bei-
rat fur Bildung und Qualifikationserwerb)
in England und National Council for
Education and Training (Nationaler Bei-
rat fir Bildung und Ausbildung) in Wales.
Diesen neuen Stellen wird die Zustandig-
keit sowohl fir die schulische als auch
die betriebliche berufliche Grund- und
Fortbildung Gbertragen, die zuvor auf fir
England und Wales gesonderte Further
Education Funding Councils (Rate zur Fi-
nanzierung der weiterfiihrenden Bildung)
und ein Netz von Training and Enterprise
Councils (Raten fir die betriebliche Aus-
bildung) aufgeteilt war. Der Gesetzesent-
wurf beinhaltet auRerdem: neue Vorkeh-
rungen fir die Aufsicht lber die berufli-
che Grund- und Fortbildung, Einrichtung
eines Berufsberatungsdienstes fiir Jugend-
liche sowie verbesserte Rahmenbedingun-
gen fur die Zusammenarbeit zwischen
Schulen, Weiterbildungseinrichtungen und
lokalen Bildungsbehdérden.
http://www.parliament.the-stationery-
office.co.uk/pa/pabills.htm

The learning and Skills Council Pro-
spectus

Sheffield, Department for Education and
Employment (Ministerium fur Bildung und
Arbeit), 1999, 64 S.

BERUFSBILDUNG NR. 20

DfEE Publications,

P.O. Box 5050,

Sherwood Park, Annesley,
UK - Nottingam NG15 0DIJ

Diese Verdffentlichung legt die Schluss-
folgerungen des Ministeriums dar, die es
aus der Konsultation uber die im Weil-
buch ,Learning to succeed” (Lernen als
Weg zum Erfolg) enthaltenen Vorschlége
zur Einsetzung von Learning and Skills
Councils (Beiraten fur Bildung und
Qualifikationserwerb) (in England) gezo-
gen hat. (In Wales werden gesonderte,
aber ergdnzende Vorschldge vorgelegt.)
Die Veroffentlichung beschreibt die kinf-
tige Arbeitsweise dieser Réte und ihrer 47
lokalen Niederlassungen und behandelt
unter anderem: Einzelheiten des vorge-
schlagenen Planungs- und Finanzierungs-
rahmens, neue Vorkehrungen fir die Auf-
sicht, Vorkehrungen zur Partnerschaft mit
sonstigen Stellen flr berufliche Grund-
und Fortbildung sowie die Frage, wie der
Rat den Anforderungen von Einzelperso-
nen, Unternehmen und Kommunen Rech-
nung tragen wird.

Training and Development in Britain
2000

London, Institute of Personnel and
Development, 2000, 12 S.

IPD House,

35 Camp Road,

Wimbledon,

UK - London SW19 4UX

Diese Erhebung stitzt sich auf 600
Telefonbefragungen von Verantwortlichen
im Bereich Bildung in britischen Organi-
sationen. Eine aus der Erhebung gewon-
nene Erkenntnis lautet, dass ein groRerer
Anteil der Organisationen Uber einen
Haushalt fur Ausbildung verfligt und sich
somit das Engagement fiir Ausbildung
wahrend des vergangenen Jahres verstarkt
hat. Allerdings bekommen die Organisa-
tionen zurzeit die Auswirkungen eines
mdoglicherweise knappen Arbeitsmarktes
zu spiren, und eine signifikante Minder-
heit gab an, dass es ihr schwer falle, wich-
tige Arbeitnehmer zu halten. Daruber hin-
aus wurden folgende wichtige Erkennt-
nisse aus dieser Erhebung gewonnen: Die
Notwendigkeit einer Verknlpfung von
Ausbildungsstrategie und Geschafts-
strategie wurde von den Befragten als eine
der wichtigsten Aufgaben der Unterneh-
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men in den kommenden zwei bis drei Jah-
ren genannt. Der (bei ca. 40 % der be-
fragten Organisationen festgestellte) Ein-
satz neuer Technologien mit Internet und
Intranet als fester Bestandteil der Ausbil-

dung nimmt rasch zu. Die Ausbildungs-
leiter verwenden einen erheblichen Teil
ihrer Zeit auf strategische Tétigkeiten, wie
die Unterstiitzung bei organisatorischen
Verénderungen.
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Zuletzt
erschienene
deutsche Ausgaben

Nr. 17/99

Lern- und Arbeitsorganisation
= Die neuen Zwénge zur betrieblichen Weiterbildung (Jacques Delcourt)
= Risiken und Chancen des Lernens im Arbeitsprozel (Edgar Sauter)

Lernen und Kultur

= Das franzdsische Bildungssystem als Ausdruck einer politischen Kultur
(Alain d'Iribarne; Philippe d’Iribarne)

Systeme

= Berufshildungsfinanzierung im zwischenstaatlichen Vergleich - Zielsetzungen und
Wirkweisen (Folkmar Kath)

= Neue Reformbestrebungen im beruflichen Bildungswesen in der Schweiz
(Philipp Gonon)

Qualifikationsanforderungen im Wandel — Theorie und Praxis
Strukturmerkmale und Zielkategorien einer ganzheitlichen Berufsbildung (Bernd Ott)
* Zur Bedeutung von Internet und Online-Systemen fur die zukiinftige Entwicklung
von Qualifikationsanforderungen; Hypothesen und Erfahrungswerte
(Angelika Lippe-Heinrich)
Europaische Berufshildungsforschung

= Zum Stand der Européischen Berufshildungsforschung, ihren Funktionen und Problemen
(Burkart Sellin; Phillip Grollmann)
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Nr. 18/99
Lernen in Unternehmen

= Ausbildung, Kompetenzen und Lernprozesse: Welche Voraussetzungen missen erfillt
sein, damit hier neue Modelle eine Chance haben? (Philippe Méhaut)

= Der schmale Grat. Gruppenarbeit zwischen Etikettenschwindel
und arbeitsorganisatorischer Innovation (Holger Bargmann)

Aufzeichnungen aus Europa

= Die Bildungs- und Berufsbildungsprogramme der EG und EU von 1974 bis 1999,
Versuch einer kritisch — historischen Bilanz (Burkart Sellin)

= Individuelle und ,institutionelle” Determinanten der beruflichen Bildung in Europa
(Steven Mclintosh)

= Mehrsprachige Schulbildung als Schlusselqualifikation im Berufsraum Europa
(Peter Graf)

Fallstudien

* Ausbildung und Modelle der Verkniipfung zwischen den escuelas técnicas
und der verarbeitenden Industrie im Norden Mexikos (Alfredo Hualde Alfaro)
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Nr. 19/2000

Politikentwicklung

= Politik und Perspektiven: ein Interview mit Kommissarin Viviane Reding
Forschungsbeitrage

= Kann die Einsatzfahigkeit &lterer Erwachsener gesteigert werden? (Dominique Kiekens,
Paulette De Coninck)

= Altersbarrieren abbauen, Wettbewerbspositionen ausbauen — Altern und Flexibilisierung
aus einer Lebenszyklusperspektive (Ruud J. A. Muffels)
Der Betrieb der Zukunft: Auswirkungen auf die Berufsbildung (Richard Curtain)
Wissensdynamik, Communities of Practice (Praktikergemeinschaften): Neue Perspektiven
der Ausbildung (Massimo Tomassini)

e Formen der Berufsausbildung und ihr Nutzen (Miguel Aurelio Alonso Garcia)

Bestellschein bitte ausschneiden oder kopieren und an das Cedefop senden.

0O Bitte schicken Sie mir ein kostenloses Ansichtsexemplar

O Ich will européisch lesen und abonniere hiermit
die Europdische Zeitschrift “Berufsbildung”
(3 Ausgaben, EUR 15 zzgl. Mwst. und Versandkosten).

O Bitte schicken Sie mir die folgenden Ausgaben der
Europdischen Zeitschrift “Berufsbildung” gegen eine
Schutzgebiihr von EUR 7 (zzgl. Mwst. und Versand-
kosten) je Heft:

CE DE FOP Ausgabe

Europdisches Zentrum fir die Sprache
Forderung der Berufsbildung
PO Box 22427

Name

GR-55102 Thessaloniki Adresse
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Europaische Zeitschrift

far Berufsbildung
Aufforderung zur Einreichung
redaktioneller Beitrage

Die Europdische Zeitschrift fir Berufshildung verdffentlicht Artikel von Berufsbildungs-
und Beschaftigungsforschern und -fachleuten. Interesse besteht vor allem an Beitra-
gen, die die Ergebnisse hochkaratiger Forschungsarbeiten, insbesondere grenz-
Ubergreifender vergleichender Forschung, einem breiten, internationalen Publikum aus
politischen Entscheidungstrdgern, Forschern und praktisch Tatigen nahe bringen.

Die Europdische Zeitschrift ist eine unabhangige Veréffentlichung, deren Inhalt stan-
dig Uberpruft wird. Sie erscheint dreimal jahrlich in englischer, franzésischer, deut-
scher und spanischer Sprache und wird in ganz Europa, sowohl in den Mitglied-
staaten der Européischen Union als auch in einigen Nicht-Mitgliedstaaten, vertrieben.

Die Zeitschrift wird vom Cedefop (dem Europdischen Zentrum fur die Férderung der
Berufsbildung) herausgegeben und soll der Diskussion (ber die Entwicklung der
beruflichen Bildung, insbesondere durch die Darstellung der europdischen Sichtweise,
Impulse verleihen.

In der Zeitschrift sollen Beitrdge veroffentlicht werden, die neues Gedankengut ent-
halten, Forschungsergebnisse verbreiten und Gber Vorhaben auf einzelstaatlicher und
europdischer Ebene berichten. Ferner werden Positionspapiere zu berufsbildungs-
relevanten Themen sowie Reaktionen auf diese verdffentlicht.

Eingereichte Artikel missen wissenschaftlich exakt, gleichzeitig jedoch einem brei-
ten und gemischten Leserkreis zuganglich sein. Sie missen Lesern unterschiedlicher
Herkunft und Kultur verstandlich sein, die nicht unbedingt mit den Berufsbildungs-
systemen anderer Lander vertraut sind. Das heif3t, die Leser sollten in der Lage sein,
Kontext und Argumentation eines Beitrags vor dem Hintergrund ihrer eigenen Tradi-
tionen und Erfahrungen nachzuvollziehen.

Neben der Hardcopy-Fassung werden Ausziige aus der Zeitschrift in das Internet
gestellt. Ausziige der letzten Ausgaben kdnnen eingesehen werden unter http://
www.trainingvillage.gr/etv/editorial/journal/journalarc.asp.

Die Autoren sollten ihre Beitrdge entweder in eigenem Namen oder als Vertreter
einer Organisation verfassen. Diese sollten rund 2500 bis 3000 Wérter lang sein und
in spanischer, déanischer, deutscher, griechischer, englischer, franzésischer, italieni-
scher, niederlandischer, norwegischer, portugiesischer, finnischer oder schwedischer
Sprache abgefasst sein.

Artikel sollten sowohl als Ausdruck als auch auf Diskette im Format Word oder via E-
mail (als Textanlage im Word-Format) eingereicht werden. AuRerdem sollten eine
Kurzbiographie des Autors und knappe Angaben zu seiner derzeitigen Stellung bei-
gefuigt werden. Alle eingereichten Artikel werden vom redaktionellen Beirat der Zeit-
schrift gepruft, der sich die Entscheidung, diese zu verdffentlichen, vorbehalt. Die
Verfasser werden Uber seine Entscheidungen unterrichtet. Die veroffentlichten Arti-
kel missen nicht unbedingt die Meinung des Cedefop widerspiegeln. Die Zeitschrift
bietet vielmehr die Mdglichkeit, unterschiedliche Analysen und verschiedene, ja so-
gar widerspriichliche Standpunkte darzustellen.

Wenn Sie einen Artikel einreichen mdéchten, so wenden Sie sich bitte telefonisch
(30-31) 490 111, per Fax (30-31) 490 175 oder via E-mail (sb@cedefop.eu.int) an den
Herausgeber Steve Bainbridge.
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Lernen in unserer Zeit
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Die Berufsbildungspolitik auf europdischer Ebene

Dieser Bericht — der erste seiner Art — bietet einen umfassenden Uberblick tiber Cedefop:
die Entwicklung der Berufshildungspolitik auf européischer Ebene. Zunichst Berufshildungsbericht
wird der gemeinschaftliche Besitzstand, d. h. die Gesamtheit aller gesetzlichen 2000

Regelungen der Gemeinschaft, im Bereich der Berufsbildung beschrieben. Es
wird dargelegt, wie sich die Berufshildungspolitik der Europdischen Gemeinschaft
tiber die letzten vier Jahrzehnte herausgebildet hat. Dann werden die Manahmen
besprochen, die die Mitgliedstaaten in den wichtigsten Politikbereichen getroffen
haben. Und schlieflich werden die Herausforderungen hinterfragt, denen sich
die Berufsbildung in der Zukunft zu stellen hat. Dieser Bericht will der
europaweiten Debatte zwischen den verschiedensten Interessengruppen Impulse
verleihen — und wir hoffen, da er Forschern, politischen Entscheidungstrigern

und Berufsbildungspraktikern» gleichermaBen niitzlich sein wird.

Bestellkarte

X * % Wenn Sie diese Publikation erwerben mdchten, so fiillen Sie bitte die Bestellkarte aus
N * C E D E F O P und senden Sie sie an die zustindige EU-Verkaufsstelle.
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* *

2000, Preis: EUR 19 (ohne MwSt.)
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E-mail: info@cedefop.eu.int
Homepage: www.cedefop.eu.int
Interaktive Website: www.trainingvillage.gr

Datum Unterschrift 09/00
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Die europaische Zeitschrift Berufsbildung erscheint dreimal jahrlich in vier Spra-
chen (DE, EN, ES, FR). Ein Jahresabonnement umfaft alle im Kalenderjahr (Januar
bis Dezember) erscheinenden Ausgaben der européischen Zeitschrift Berufsbildung.
Es verlangert sich automatisch um ein Kalenderjahr, falls es nicht bis zum 30.
November gekiindigt wird. Die europdische Zeitschrift Berufshildung wird Ihnen
vom Amt fiir amtliche Verdffentlichungen der EU, Luxemburg zugesandt. Die Rech-
nung erhalten Sie vom Verlag Bundesanzeiger, KéIn. Der Abonnementpreis ver-
steht sich exkl. Mehrwertsteuer. Die Zahlung ist nach Erhalt der Rechnung vorzu-
nehmen!

Jahresabonnement (zuzuglich Mwst.): EUR 15
Einzelheft (zuzlglich MwsSt.): EUR 7
Schreiben Sie uns bitte, wenn Sie bestellen mdchten.

.: CEDEFOP

Europaisches Zentrum fiir die Férderung der Berufsbildung

Europe 123, GR-57001 THESSALONIKI (Pylea)

Iﬂ-’i Postadresse:

PO Box 22427, GR-55102 THESSALONIKI
Tel. (30-31) 490 111 Fax (30-31) 490 020
E-mail: info@cedefop.gr Homepage: www.cedefop.gr Interaktive Website: www.trainingvillage.gr

i



	Titelseite
	Editorial
	Inhaltsverzeichnis
	Der politische und rechtliche Rahmen für die Entwicklung der Berufsbildungspolitik in der Europäischen Union
	Berliner Memorandum zur Modernisierung der beruflichen Bildung
	Auf der Suche nach Qualität in Schulen - Der Standpunkt der Arbeitgeber
	Arbeiten, um zu lernen: ein ganzheitlicher Ansatz für die Erstausbildung Jugendlicher 
	Gering qualifizierte Personen am europäischen Arbeitsmarkt: auf dem Weg zu einer Mindestlernplattform?
	Das Konzept einer Mindestlernplattform - Bildungsinhalte und Methoden zur Förderung gering qualifizierter Personen
	Die Schaffung einer allgemeinen Mindestlernplattform - kritische Fragen mit Auswirkungen auf Strategien und politische Optionen
	Lektüre zum Thema
	Europa international
	Aus den Mitgliedstaaten

	Mitglieder des Cedefop-Dokumentationsnetzwerkes
	Aufforderung zur Einreichung redaktioneller Beiträge

